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Dem neuen Jahrgang zum Geleit! 


Die „Deutſche Steuer-3eitung” tritt mit dem Jahre 1933 in den 22. Jahrgang 
ihres Beſtehens ein. Die letzten Jahre waren Jahre der Motverordnungen; eine 
Derordnung überftürzte die andere, zahlreiche neue Steuern find entjtanden, fo 
5. B. die Bürgerfteuer, die firiſenſteuer, die Arbeitsloſenhilfe uſw. Man hat aus⸗ 
gerechnet, daß der Raufmann im Durchſchnitt über 100 verſchiedene Steuerter- 
mine im Jahre beachten müffe. Mehr denn je iſt ein Sührer durch dieſes Caby⸗ 
rinth notwendig, der auf die Bedũrfniſſe der Prakis zugeſchnitten ift. Die „Deutſche 
Steuer- Zeitung“ behauptet nicht mit Unrecht ihren Rang als die ältefte und weiteft- 
verbreitete Ilonatsſchrift auf dem Gebiete des Steuerweſens, denn ihr wichtigfter 
Grundſatz war ſtets der, der Praxis zu dienen. So wird die „Deutſche Steuer- 
Zeitung“ auch im neuen Jahrgang getreu dieſem Grundſatz unter Fortlaſſung 
allen theoretiſchen Ballaftes, jedoch gleichwohl auf ſtreng wiſſenſchaftlicher Grund⸗ 
lage in praktiſcher, gemeinberſtändlicher Form dem Lefer diejenigen Renntniffe 
vermitteln, die ihm für die richtige Handhabung der Steuerfragen in der praxis 
notwendig find. Auch in dem neuen Jahrgang werden in der Beilage nach wie 
dor Sragen der Buch- und Betriebsptüfung ſowie der Steuer- und handels- 
bilanz behandelt. 

Unſeren zahlreichen Mitarbeitern ſagen wir auch an dieſer Stelle unſeren 
herzlichen Dank und bitten fie, uns auch im neuen Jahrgang die Treue zu halten. 


Berlin, im januar 1933. 


verlag und Schriftleitung der „Deutfchen Steuer-Seitung“. 
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Steuerkalender des Reichs. von Rechtsanwalt Dr. Hoppe, Berlin. 


10. Januar: Anmeldung und Zahlung der Börſen⸗ 
umſatzſteuer für Monat Dezember. Keine 
Schonfriſt. 

10. Januar: Die Einkommen- und Körperſchaftſteuer⸗ 
vorauszahlungen ſind vom 10. Januar auf den 
10. Dezember vorverlegt worden. 

10. Januar: Einbehaltung der erſten Rate der Bür⸗ 
gerſteuer 1933 der Lohnſteuerpflichtigen gemäß 
dem Vermerk auf der vierten Seite der Steuer⸗ 
karte. Keine Schonfriſt. 


10. (17.) Januar: Umſatzſteuervoranmeldung und 
Umſatzſteuervorauszahlung der Monatszahler 
für den Monat Dezember 1932, der Quartals- 
zahler für das letzte Kalenderquartal 1932, 
Schonfriſt bis 17. Januar. 

10. Januar: Letzte Rate der Kriſen⸗Veranlagtenſteuer 
für 1932. Keine Schonfriſt. (Die Finanz⸗ 
ämter haben in der Praxis dieſe Rate meiſt 
ſchon einen Monat nach Zuſtellung des Be⸗ 
ſcheides eingefordert.) 

20. Januar: Lohnabzug und Arbeitsloſenhilfe, ſoweit 
ſie mit dem Lohnabzug zuſammen zu entrichten 
iſt, für die Zeit vom 1. bis 15. Januar 1933. 
Keine Schonfriſt. 

20. Januar: Abführung der in der erſten Januar- 
hälfte einbehaltenen Bürgerſteuer an die Be⸗ 
triebsgemeinde, ſofern der Betrag ſich auf 
mehr als 200 RM. beläuft (ſonſt 5. Februar). 
Keine Schonfriſt. 

31. Januar: Ende der Friſt für die Einlieferung der 
Lohnzettel betr. Gehälter von mehr als 
9200 RM. 

31. Januar: Ablauf der Antragsfriſt für die Ausſtel⸗ 
lung von Steuergutſcheinen betr. Mehrbeſchäf⸗ 
tigung im letzten Kalenderquartal 1932. 

6. Februar: Lohnabzug und Arbeitsloſenhilfe, ſoweit 
ſie mit dem Lohnabzug zuſammen zu entrichten 


iſt, für die Zeit vom 16. Januar bis 2. Februar 
1933. Keine Schonfrift.*) 

6. Februar: Abführung der im Januar einbehalte- 
nen Bürgerſteuer, ſoweit ſie nicht bereits am 
20. Januar abzuführen war. Keine Schonfriſt.“) 

10. Februar: Anmeldung und Zahlung der Börſen⸗ 
umſatzſteuer für den Monat Januar. Keine 
Schonfriſt. 

10. Februar: Einkommen⸗ und Körperſchaftſteuer⸗ 
zahlungen ſind im Februar nicht zu leiſten. 

10. Februar: Einbehaltung der zweiten Rate der 
Bürgerſteuer 1933 der Lohnſteuerpflichtigen 
gemäß dem Vermerk auf der vierten Seite der 
Steuerkarte. Keine Schonfriſt. 

10. (17.) Februar: Umſatzſteuervoranmeldung und 
Umſatzſteuervorauszahlung der Monatszahler 
für den Monat Jannar 1933. Schonfriſt bis 
17. Februar 1933. 

15. Februar: Ende der Friſt für die Ablieferung der 
Lohnſteuerbeſcheinigungen (Steuerfarten), 
Lohnüberweiſungsblätter und Steuermarken- 
blätter. 

15. Februar: Vermögenſteuerzahlung entſprechend 
dem letzten Steuerbeſcheid. Keine Schonfriſt. 

15. Februar: Einkommenſteuerzahlung der Land- 
wirtſchaft entſprechend dem letzten Einkommen⸗ 
ſteuerbeſcheid. Keine Schonfriſt. 

20. Februar: Lohnabzug und Arbeitsloſenhilfe, ſo⸗ 
weit ſie mit dem Lohnabzug zuſammen zu ent⸗ 
richten iſt, für die Zeit vom 1. bis 15. Februar. 
Keine Schonfriſt. 

20. Februar: Abführung der in der erſten Februar⸗ 
hälfte einbehaltenen Bürgerſteuer an die Be⸗ 
triebsgemeinden, ſofern der Betrag ſich auf 
mehr als 200 RM. beläuft (ſonſt 5. März). 
Keine Schonfriſt, 


) Da der 5. Februar 1933 auf einen Sonntag fällt, 
verſchiebt ſich der Termin um einen Tag. 


Steuerkalender der Länder. von Rechtsanwalt und Notar Dr. Alfred Karger, Berlin. 


In den meiſten Ländern find, ſoweit Bürger⸗ 
ſteuern eingeführt ſind, am 24. Januar und (oder) 
10. Februar Bürgerſteuerraten für Arbeitnehmer zu 
entrichten. 

Anhalt: 
31. Januar: Grundwertſteuer. 
10. Februar: Grundſteuer und Steuer vom bebauten 
Grundbeſitz. 
Baden: 
20. Januar: Bürgerſteuer für Lohnſteuerpflichtige. 
Gemeindebier⸗ und Gemeindegetränkeſteuer. 
1. Februar: Gebäudeverſicherungsbeiträge. 
6. Februar: Gebäude⸗, Grund⸗ und Gewerbeſteuer 
bei monatlicher Erhebung. 


10. Februar: Bürgerſteuer auch für veranlagte 
Steuerpflichtige. 
15. Februar: Kirchenſteuer für Landwirte. 
Bayern: 


25. Januar: Bierſteuer. 
2. bis 20. Februar (in manchen Gemeinden bis zum 
15. Februar): Straßenreinigungsgebühr. 


Gemeideumlagen aus der Hausſteuer, Haus⸗ 
unratabfuhr und Kanalbenutzungsgebühr. 

10. Februar: Hausſteuer ſamt Kreis-, Gemeinde- und 
Kirchenumlagen. 
Abgaben zur Förderung des Wohnungsbaues 
und der Geldentwertungsabgabe bei bebauten 
Grundſtücken (Mietzinsſteuer). 


Braunſchweig: 
16. Januar: Hauszinsſteuer. 
15. Februar: Gewerbe- und Kirchenſteuer. 
Grundſteuer. 
Hauszinsſteuer. 


Hamburg: 

17. Januar: Grundſtener und Sielbeitrag für Alt⸗ 
ſtadt und Neuſtadt. 

23. Januar: Grundſteuer und Sielbeitrag für Eims⸗ 
büttel, Hammerbrook, St. Georg, St. Pauli. 

27. Januar: Grundſteuer und Sielbeitrag für Eppen⸗ 
dorf, Harveſtehude, Rotherbaum und Winter⸗ 
hude. 
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1. Februar: Grundſteuer und Sielbeitrag für Alſter⸗ 
dorf, Barmbeck, Billwärder⸗Ausſchlag, Bill⸗ 
brook, Borgfelde, Groß- und Klein -Borſtel, 
Groß- und Klein⸗Dradenau, Eilbeck, Finken⸗ 
wärder, Fuhlsbüttel, Klein⸗Grasbrook, Hamm, 
Hohenfelde, Horn, Langenhorn, Moorfleth- 
Stadt, Ohlsdorf, Rotenburgsort, Steinwärder, 
Uhlenhorſt, Veddel, Waltershof. 

Februar: Grundſteuer und Sielbeitrag für Geeſt⸗ 
und Marſchlande, Bergedorf, Cuxhaven und 
Ritzebüttel. 

10. Februar: Kirchenſteuer für Lohnſteuerpflichtige. 

15. Februar: Gewerbeertrag u. Gehaltſummenſteuer. 


8 Heſſen: 
. Januar. Gemeinde- (Grund-, Gewerbe- und Ge⸗ 
9 bäudefonder-) Steuer mit Schonfriſt. 
15. Februar: Gehalt⸗ und Kultusſteuern. 
Lippe: 


Gebäudeentſchuldungſteuer in den 


-1 


16. Januar: 
Städten. 
10. Februar: Grundwertſteuer. 
Kirchenſteuer für voraus zahlungspflichtige 
2 Steuerſchuldner. 
15. Februar: Gebäudeentſchuldungſteuer in 
Städten. 


den 


N Lübeck: 

16. Januar: Schankſteuer (halbjährlich). 
Hundeſteuer (vierteljährlich). 

Januar: Gehalt. und Lohnſummenſteuer, nicht 

AIR für Gemüſegärtner und Landwirte. 

31. Januar: Sfraelitifche Kultusſteuer. 

5. Februar: Kirchenſteuer für Landwirte. 
Gewerbeertrag, Gehalt⸗ und Lohnſummen⸗ 
ſteuer für Landwirte (nicht Gemüſegärtner). 

Mecklenburg⸗Schwerin: 
15. Februar: sen 


Gewerbe-, Grund- und Mietzinsſteuer. 
Kirchenſteuer für Landwirte. 
Mecklenburg⸗Strelitz: 
15. Februar: Grund-, Gewerbe- und Hauszinsſteuer. 
Oldenburg: 
1. Februar: Grundſteuer. 
Preußen: 
16. Januar: Grundvermögenſteuer 
für Monatszahler. 
Hauszinsſteuer. 
Lohnſummenſteuer, 
ſchriften beſtehen. 
25. Januar: Bierſteuer. 
10. Februar: Bier-, evtl. Getränkeſteuer. 
15. Februar: Gewerbekapital- und Gewerbeertrag 
ſteuer. 
Grundvermögenſteuer mit Zuſchlägen für 
Monats- und Vierteljahrszahler. 
Hauszinsſteuer. 
Evangeliſche Kirchenſteuer für Lohnſteuerpflich⸗ 
tige, zum Teil auch andere Kultusſteuern. 
Lohnſummenſteuer, ſoweit nicht Sonderbor- 
ſchriften beſtehen. 
Sachſen: 
6. Januar: Grundſteuer. 
6. Februar: Aufwertungſteuer. 
5. Februar: Kirchenſteuer. 
Thüringen: 
10. Februar: Aufwertungſteuer. 
Grund- und Gewerbeſteuer. 
Württemberg: 
25. Januar: Gemeindebierſteuer. 
8. Februar: Grund., Gebäude- und Gebäudeent⸗ 
ſchuldungſteuer mit Zuſchlägen. 
Gewerbeſteuer. 
40. Februar: Gemeindegetränkeſteuer. 


mit 


Zuſchlägen 


ſoweit nicht Sondervor⸗ 


Die Rechtssätze des Reichsfinanzhofs. vom Präsidenten des Reichsfinanzhofs l. R. 


Wirkl. Geh. Rat Jahn, München, 


In einem leſenswerten Aufſatz, „Rechtsſicherheit 
und Gerechtigkeit im Steuerrecht“ überſchrieben, be⸗ 
n ſich Dr. Senf mit dem Rechtsſatzſyſtem des 
neichsfinanzhofs (Steuer-Archiv 1932 S. 323). Im 
ut an Glungler (Rechtsſchöpfung und Rechts 
10 altung) ſpricht er von einer Statik im Steuerrecht, 
f 1e Leichtverſtändlichkeit und Einfachheit der Vor 
Wann fordert und demgemäß die Herausſtellung 
gültig allgemein faßlicher und möglichſt allgemein 
155 7 Rechtsnormen als Ziel anfieht, im Gegenſatz 
Gere t. Donamik. die vor allem das Erfordernis der 
e betont, allen möglichen tatfächlichen Ge⸗ 
einen n Rechnung tragen will und deshalb auf der 
anderen zie nicht einer gewiſſen Elaſtizität, auf der 
ziertheit Sette nicht einer Verfeinerung und Kompli- 
beide entbehren zu können glaubt. Zwiſchen den 
12 v. Polen Statik und Dynamik ſteht als Syntheſe 
0 ; >, smatifche Geſtaltung, die ihre Aufgabe in 
der diczeckmäßigkeit der Löſung, in einem lebensnot— 
wenigen Ausgleich ſucht. Ich will mich mit dieſer 
Dreiteflung nicht auseinanderſetzen und nicht nach 
forſchen, ob nicht Statiker und Dynamiker, ebenſo wie 
der Pragmatiker glauben, daß gerade ſie es ſind, die 
die lebensnotwendige Linie gefunden haben. Was 
mich intereſſiert, iſt, daß Senf dem Reichsfinanzhof 


das Verdienſt zuerkennt, „aus eigener Kraft und mit 
eiſernem Willen eine Syntheſe der Ordnungs- und 
Gerechtigkeitsfunktion des Steuerrechts gemacht zu 
haben“ und auf dieſem Wege ein gutes Stück voran 
gekommen zu ſein. Den Weg, auf dem der Reichs⸗ 
finanzhof dem Ziele zuſtrebe, ſieht Senf in ſeinem 
Rechtsſatzſyſtem. Bekanntlich hüten ſich Reichsgericht 
und andere oberſte Gerichtshöfe ängſtlich, ihren von 
ihnen veröffentlichten Entſcheidungen eine deren Kern 
wiedergebende Überſchrift voranzuſetzen, und begnügen 
ſich mit einem Stichwort oder mit einer Frage. 
während, wie Senf ſich ausdrückt, der Reichsfinanzhof 
den unwiderſtehlichen Drang verſpüre, Rechtsſätze zu 
prägen. j 
Als ich dies las, fiel mir ein, was mir, als ich 
noch junger Vortragender Rat im früheren Reiche 
ſchatzamt war, ein älterer Kollege erzählte: nal 
Staatsſekretär des Reichsſchatzemts hatte ihm" — 
gefragt, ob denn nicht alte Thalerjtüde iran 5 
Jahrgänge eingezogen werden könnten, e chon gar 
zu ſchmutzig und unanſehnlich geworden feen, und auf 
8 8 1% Ein zehung angeordnet. 
die bejahende Antwort die ine itſchrift 
Bald darauf waren in wiſſenchaftli 1 j 1 ei 
tiefſchürfende Ausführungen die Br we 5 
währungspolitiſchen Gründe zu ieſer Maßnahme ge⸗ 
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führt hätten. In der Praxis führen oft ſehr viel ein- 
fachere Gründe zu Maßnahmen, als die Wiſſenſchaft 
ihnen ſpäter unterlegt. 

Aus meiner Kenntnis der Verhältniſſe kann ich 
verſichern, daß der Reichsfinanzhof, als er beſchloß, 
im Gegenſatz zum Reichsgericht ſeinen Entſcheidungen 
Rechtsſätze voranzuſtellen, ſich nur von einer nüchternen 
praktiſchen Erwägung hat leiten laſſen. Als die Ver⸗ 
waltung der Reichsſteuern noch bei den Ländern lag, 
wurden die gerichtlichen Entſcheidungen von den 
oberſten Behörden der Länder, in denen ſie ergangen 
waren, dem Reichsſchatzamt mitgeteilt, das ſie zur 
Kenntnis und weiteren Veranlaſſung den oberſten 
Finanzbehörden der anderen Länder weitergab. Trotz⸗ 
dem blieben dieſe, vielfach recht langen und nicht leicht 
verſtändlichen Urteile wenig beachtet. Eine Anderung 
trat erſt ein, nachdem man im Reichsſchatzamt dazu 
übergegangen war, den Kern der Entſcheidungen in 
einem Rechtsſatze zuſammenzufaſſen und dieſen mit 
den Urteilen weiterzugeben. Die im Reichsſchatzamt 
gemachten Erfahrungen waren für den Reichsfinanz⸗ 
hof maßgebend, die Rechtsſatzbildung zu übernehmen, 
durfte er doch hoffen, daß auf dieſe Weiſe den ſo reich 
beſchäftigten Steuerbeamten, die gar nicht in der Lage 
ſind, die vielen Urteile des Reichsfinanzhofs durchzu⸗ 
leſen und das Wichtige daraus feſtzuhalten, den einzig 
offenen Weg zu weiſen, um ſchnell zu einer Überſicht 
über die Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs zu ge⸗ 
langen. Das Verfahren iſt nicht ohne Widerſpruch 
geblieben, der aber bisher keinen Erfolg gehabt hat 
und hoffentlich in Zukunft gänzlich verſchwindet. Die 
Bedenken ſtützen ſich darauf, daß der Inhalt vieler 
Urteile ſich überhaupt nicht in einem Rechtsſatz wieder 
geben laſſe und aus einem Rechtsſatz leicht Verall- 
gemeinerungen entnommen werden könnten, die gar 
nicht gewollt ſeien. Iſt das richtig, ſo iſt entweder das 
Urteil ſchlecht gefaßt geweſen oder der Rechtsſatz. Über- 
dies ſollten Urteile, die nur auf die Beſonderheiten 
eines einzelnen Falles zugeſchnitten ſind, von einer 
Veröffentlichung überhaupt ausgeſchloſſen bleiben. 
Sodann wird eingewendet, durch den Rechtsſatz 
würden die Beamten verführt, das Urteil ſelbſt gar 
nicht zu leſen und ſich der Nachprüfung feiner Richtig ⸗ 
keit zu enthalten. Was hier als Nachteil hingeſtellt 
wird, halte ich für einen Vorteil, ja ſogar für eine Not- 
wendigkeit. Die Veranlagungsbeamten haben gar 
keine Zeit, die Urteile des Reichsfinanzhofs von An⸗ 
fang bis Ende zu ſtudieren, und ſie ſollen dies auch 
gar nicht. Wenn der oberſte Gerichtshof geſprochen 
hat, ſo haben die Veranlagungsbehörden den Spruch 
als rechtens zu betrachten, bis ihnen von höherer 
Stelle aus Auftrag zu einem anderen Verfahren 
gegeben wird. Eigenbrödeleien einzelner führen nicht 
nur zu Verzögerungen und Erſchwerungen, ſondern 
auch zu Koſten und ſchließlich zum Schaden des recht⸗ 
ſuchenden Publikums. Darin hat Senf ganz recht, daß 
der oberſte Gerichtshof rechtsbildend und rechts⸗ 
geſtaltend wird und daß ſeine Entſcheidungen, mögen 
ſie theoretiſch auch nur für den einen vorliegenden 
Fall unantaſtbar fein, eine darüber weit hinaus- 
gehende allgemeine Bedeutung banſpruchen müſſen. 
Glücklicherweiſe hat ſich die Praxis auch dem— 
entſprechend eingeſtellt, und irgendwelcher geſetz— 
geberiſchen Maßnahmen, um zu dieſem Ziele zu 
gelangen, bedarf es gewiß nicht. 


Der Reichsfinanzhof mußte zunächſt die Möglich⸗ 
keit ſchaffen, daß auch in ferner Zukunft ſeine Recht⸗ 
ſprechung ſich ohne allzu große Mühe überſehen läßt. 
Namentlich den in ihn neueintretenden Mitgliedern 
mußte hierbei geholfen werden. Darum wurde ein 
großes Nachſchlagewerk angelegt, nach Geſetzen und 
Paragraphen geordnet, in welchem der Inhalt aller 
Urteile, die weſentlich und bedeutungsvoll erſchienen, 
aufgenommen wurde. Die Mißſtände, welche der 
Mangel eines ſolchen Werkes beim Reichsgericht er⸗ 
geben hatte, waren für die gleich anfangs getroffene 
Maßnahme von Bedeutung. Bekanntlich iſt beim 
Reichsgericht erſt nach Jahrzehnten ſeines Beſtehens 
ein ſolches Nachſchlagewerk angelegt, das unter Heran⸗ 
ziehung von Hilfsarbeitern erſt in jahrelanger Arbeit 
zuſtande gekommen und auf dem laufenden erhalten 
wird. Das Verfahren, das der Reichsfinanzhof ein⸗ 
ſchlug, war ein viel einfacheres und ließ ſich ohne 
nennenswerte Belaſtung der Mitglieder von dieſen 
erledigen. Der Urteilsfaſſer formt nach Abſetzung des 
Urteils ſogleich den oder die ſich daraus ergebenden 
Rechtsſätze, die mit dem Urteilsentwurf von den Mit⸗ 
gliedern des Senats geprüft und unterzeichnet 
werden. Dadurch iſt die Gewähr dafür geſchaffen, daß 
der Rechtsſatz den gewollten Kern des Urteils richtig 
und erſchöpfend wiedergibt. Dieſes Verfahren hat 
nach jeder Richtung Vorzüge vor jenem, das die Aus⸗ 
ſchöpfung der Urteile und die Formung der Rechts⸗ 
ſätze einem beſonderen, aus beſtimmten Richtern oder 
aus Hilfsarbeitern gebildeten Kollegium überläßt. 
Seine Rechtsſätze hat der Reichsfinanzhof nicht nur in 
fein Nachſchlagewerk aufgenommen, ſondern auch den 
von ihm zu veröffentlichten Urteilen vorausgeſtellt. 

Es dauerte nicht lange, bis ſich bei den Landes 
finanzämtern und den Finanzämtern das Bedürfnis 
und der Wunſch herausſtellte, ein gleiches Nachſchlage⸗ 
werk zu beſitzen, und es mehrten ſich die Anträge an 
den Reichsfinanzhof, die um Unterſtützung hierbei 
baten. Der Reichsfinanzhof eutſchloß ſich deshalb, alle 
von ihm geformten und in ſein Nachſchlagewerk auf⸗ 
genommenen Rechtsſätze, einſeitig gedruckt, fort⸗ 
laufend herauszugeben und ſo jeder Behörde wie 
jedem Privatmann die Möglichkeit zu verſchaffen, ſich 
ſelbſt das gleiche Nachſchlagewerk anzulegen, das er 
ſelbſt in größtmöglicher Vollſtändigkeit beſaß. Dieſes 
Werk iſt in fortlaufender Folge jahrelang unter dem 
Titel „Neueſte Rechtsſätze des Reichsfinanzhofs“ er⸗ 
ſchienen, hat aber leider vor einigen Monaten ſein 
Erſcheinen einſtellen müſſen, weil die Finanzbehörden 
bei der fortwährenden Beſchränkung der ihnen zu 
Geſchäftsbedürfniſſen bewilligten Mittel die Koſten 
dafür nicht mehr erübrigen zu können glaubten. In⸗ 
zwiſchen waren auch von privater Seite wie vom 
Reichsfinanzminiſterium ſelbſt Werke in das Leben 
gerufen, deren Beſitz die Neueſten Rechtsſätze des 
Reichsfinanzhofs entbehrlich erſcheinen ließen. Es 
waren das nicht ſoſehr die in allen Steuerzeitſchriften 
erfolgenden Mitteilungen über die Rechtſprechung des 
Reichsfinanzhofs, weil ſie nicht vollſtändig waren und 
zur Anlegung eines erſchöpfenden Nachſchlagewerks 
nicht genügten. Die Zeitſchrift „Steuer und Wirt- 
ſchaft“ dagegen iſt viel reichhaltiger und konnte, nach⸗ 
dem die Wetterſche Kartei über alle darin veröffent- 
lichten Urteile je einen Leitſatz auf beſonderem Bogen 
brachte, ſchon zur Anlegung eines Nachſchlagewerkes 
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dienen. Neben der Mrsczekſchen Kartei haben die 
Neueſten Rechtssätze des Reichsfinanzhofs viele Jahre 
beſtanden. Die Mrozekſche Kartei iſt für jeden, der 
ſich eingehend mit der Rechtſprechung des Reichs- 
finanzhofs beſchäftigt, gewiß unentbehrlich. Kartothek⸗ 
artig angelegt, ſo daß die Eingruppierung keine 
Schwierigkeiten macht, bringt ſie nicht nur die neueſten 
Urteile des Reichsfinanzhofs wie auch Entſcheidungen 
des Reichsgerichts und anderer Gerichtshöfe im Wort⸗ 
laut, ſondern ſetzt auch einer jeden den Rechtsſatz 
voran. Aber naturgemäß hat ſie im Laufe der Jahre 
einen ſolchen Umfang erreicht, daß die viel beſchäftigten 
Veranlagungsbeamten nur ausnahmsweiſe auf fie 
zurückgreifen werden. Nur beiſpielsweiſe ſei an⸗ 
geführt, daß zum § 13 KStG. mehr als 200, zum $ 13 
EStch. ſogar mehr als 520 Urteile bekanntgegeben 
ſind. Den Todesſtoß haben die Neueſten Rechtsſätze 
des Reichsfinanzhofs aber durch das Reichsſteuer- und 
Reichszollblatt des Reichsfinanzminiſteriums erhalten. 
Dieſe Blätter, die bei allen Finanzbehörden vor— 
handen ſein müſſen, ſind dazu übergegangen, die 
Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs in großem Um- 
fang zu veröffentlichen und durch beſondere Heraus— 
ſtellung der Leitſätze das gleiche Ziel zu erſtreben, das 
der Reichsfinanzhof mit ſeinen Neueſten Rechtsſätzen 
verfolgt hatte. Ob das notwendig war, habe ich nicht 
au entſcheiden. Sicher iſt wohl, daß die Arbeit, die der 
Reichsfinanzhof nebenher erledigte, im Reichsfinanz— 
miniſterium nur unter Anſpannung neuer Arbeits: 


kräfte gemacht werden kann. Auch beſteht nicht die 
Gewähr, daß der beabſichtigte Kern der Urteile, ſo 
genau und erſchöpfend wiedergegeben wird, wie wenn 
der Rechtsſatz im Reichsfinanzhof von den Richtern 
ſelbſt geformt wird, und ſchließlich wäre nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß in den Veröffentlichungen des Reichs⸗ 
finanzminiſteriums die ihm nicht genehmen Ent⸗ 
ſcheidungen keine Erwähnung finden. 

Wenn ſich nach meinen vorangegangenen Aus⸗ 
führungen der Reichsfinanzhof bei ſeinem Entſchluß, 
in Abweichung vom Reichsgericht, den Inhalt ſeiner 
Urteile in kurzen Leitſätzen oder Rechtsſprüchen 
wiederzugeben, von keinem anderen Grundſatz hat 
leiten laſſen, als dadurch eine ſchnelle und möglichſt 
bequeme Unterrichtung über ſeine Rechtſprechung zu 
ermöglichen, fo ſtimme ich Senf in einem oben an- 
geführten Aufſatz doch darin bei, daß die Bildung und 
Bekanntgabe der Rechtsſätze die geſamte Steuerrecht⸗ 
ſprechung wohltuend beeinflußt hat und wie nichts 
anderes geeignet iſt, einander widerſprechende Urteile 
zu vermeiden. Ich will mit Senfs Worten ſchließen: 

Der Rechtsſatz iſt keine Rechtsnorm. Was ihm 
gegenüber der Rechtsnorm fehlt, das iſt der 
gefegliche Zwangskurs. Danach wirkt er tat. 
ſächlich, ſolange ihm die Anerkennung ſeines Wertes 
innewohnt, wie eine Rechtsnorm. Der Unterſchied 
zwiſchen Rechtsnorm und Rechtsſatz (zum mindeſten 
im Reichsſteuerrecht) iſt — bei Licht beſehen — ein 
Unterſchied mehr der Form als der Funktion nach. 


Zur Frage der Gehälter und Dienstaufwandsentschädigung 
leitender Angestellter. Von Universitätsprofessor Dr. Dt. h. c. Robert Liefmann, Universität 


Freiburg l. Br. 


Bei der ſteuerlichen Behandlung der Dienftauf 
wandsentſchädigung leitender Perſönlichkeiten des 
Wirtſchaftslebens bedienen ſich die Finanzämter einer 
ſehr merkwürdigen Argumentation. Sie lehnen 
größere Abzüge als Werbungskoſten mit einer Be- 
gründung ab, die etwa folgendermaßen zuſammen— 
gefaßt werden kann: 


„Ein großes Einkommen ruft auch große Bedürf— 
niſſe hervor und verurſacht demgemäß große Aus- 
en für die allgemeine Lebenshaltung. Der Leiter 
was großen Werkes erhält fein großes Gehalt nicht 
eien ſeiner „Verdienſte“, die er ſich durch Arbeit 
en ſondern mehr, um mit dem hohen Gehalt 
se Aufwand im Intereſſe der Firma treiben zu 
der en kann doch wohl nicht behaupten, daß 
ein M. er einer Großfirma mehr „verdient“ als etwa 
dent F adtrekto oder ein Landsgerichtspräſi⸗ 

oder ein Mann in ähnlicher Stellung. Wenn er 


mehr bekommt, dann geſchieht dies eben aus dem oben 


ſein Nn Grunde. Wenn daher der Betriebsdirektor 
ben ommen pflichtgemäß im Intereſſe der Firma 
5 ‚Habt, und zwar in einer Meise, die durch den 
Legteff „ſtandesgemäß“ gekennzeichnet wird, dann 
handelt es ſich um eine pflichtgemäße Verwendung des 
Einkommens dieſes Direktors und nicht um 
Werbungskoſten im Sinne des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes. Auch die Autounterhaltungskoſten kann er 
nicht ohne weiteres zum Abzug zulaſſen, da das Auto 
na in der Hauptſache für Privatzwecke gehalten 
wird.“ 


Dieſe Auffaſſung enthält zunächſt gans offenbar 
einen Widerſpruch. Denn wenn der leitende An— 
geſtellte „mit dem hohen Gehalt einen Aufwand im 
Intereſſe der Firma treiben ſoll“, wäre dieſer Auf 
wand doch gerade als Werbungskoſten anzuſehen. 
Denn was heißt „im Intereſſe der Firma“ anderes als 
Werbungskoſten, wenn auch nicht für den Steuerzahler 
ſelbſt, ſo doch für ſeine Firma? Gewiß iſt die nicht 
ſeltene Praxis zu verurteilen, daß große Geſchäfte im 
Rahmen brivater Feſtlichkeiten erledigt werden, und 
die Forderung der Steuerbehörden, private Wirt- 
ſchaften (Konſumwirtſchaften in meiner Terminologie) 
und Erwerbswirtſchaften auseinanderzuhalten, hat 
eine gewiſſe Berechtigung, auch wenn man betonen 
darf, daß ſchließlich das Wirtſchaftsleben doch nicht nur 
für die Beſteuerung da iſt. Aber auch der erſte Teil 
jenes Satzes muß beſtritten werden. Der Leiter eines 
großen Werkes erhält ſein hohes Gehalt in der Tat 
im Regelfalle wegen ſeiner „Verdienſte“. Dieſe hohen 
Einnahmen beruhen auf einer Qualitäts- 
monopol ſtellung, auf der Seltenheit organt— 
ſatoriſcher Talente. Daß hier und da auch Unwürdige 
in ſolche Stellungen geraten, daß auch in der freien 
Wirtſchaft Protektion und Beziehungen eine nd 
ſpielen. ändert daran nichts. Hohe Miniſte nicht 
Oberbürgermeiſtergehälter beziehen ja Alvavvirt⸗ 
immer nur Würdige und Fähige. In " nt 
ſchaft iſt aber den hohen Einkom enge : 

u flichrel z geſetzt, daß 
Perſönlichkeiten auch dadurch ein ter neh fte ge 
ſie ſehr ſtark von dem Ertrag 9 
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hängen, auf den die Fähigkeit der Leiter doch einen 
ſehr weſentlichen Einfluß hat. Mit andern Worten ſie 
beruhen zum großen Teil auf Tantiemen und ver⸗ 
mindern ſich automatiſch ſtark, wenn der Ertrag nach⸗ 
läßt oder aufhört. 


Es ſoll nicht beſtritten werden, daß manche Leiter 
großer Unternehmungen ſich auch zu hohe feſte Ver⸗ 
gütungen ausbedungen haben. Doch iſt auch das kaum 
zu verurteilen, wenn das ganze Unternehmen von 
dieſer Perſönlichkeit aufgebaut wurde, oder ihm ſeine 
bisherige Blüte verdankt. Hört ſie auf, ſo iſt es Sache 
der Aktionäre, dahin zu wirken, daß die Leiter auch 
mit ihren feſten Gehaltsforderungen den veränderten 
Verhältniſſen Rechnung tragen. 


Wenn eingewendet wird, die Aktionäre ſeien dazu 
ſelten in Lage, fo iſt das nur inſofern richtig, als ein 
mal beſchloſſene Vergütungen gegen den Willen der 
Verwaltung meiſt ſchwer herabzuſetzen ſind. Aber 
welcher Aktienkäufer berückſichtigt bei dem Kauf ſeiner 
Aktien die Höhe der an Aufſichtsrat und Direktion 
bezahlten Vergütungen! Zu bemängeln iſt nur, daß 
dieſe in der Bilanz oft nicht klar zum Ausdruck 
kommen; dafür iſt ja bisher ſchon einiges geſchehen 
und kann in Zukunft noch mehr geſchehen. 


Aber es empfiehlt ſich nicht, bei den Vergütungen 
an leitende Angeſtellte zu ſchematiſch zu verfahren. 
Zu behaupten, der Leiter einer großen Unter⸗ 
nehmung „verdient“ nicht mehr als ein Miniſterial⸗ 
direktor oder ein Landsgerichtspräſident, iſt zumindeſt 
äußerſt gewagt. Es find das Dinge, die ſich kaum ver⸗ 
gleichen laſſen. Der Beamte kommt in einen feſten 
Aufgabenkreis, er braucht in der Regel nur die Tätig⸗ 
keit ſeines Vorgängers fortzuſetzen, nur ſelten etwas 
Neues aufzubauen und ſich über ſeine Aufgaben in 
der Regel keine Sorgen zu machen. Die politiſchen 
Beamten aber, für die das weniger gilt, haben regel⸗ 
mäßig höhere Vorgeſetzte, ſchließlich die Miniſter, die 
ihnen die Verantwortung abnehmen, und hinter dieſen 
ſtehen — leider heute in übertriebener Weiſe — die 
politiſchen Parteien. Sobald aber eine Verant- 
wortung „demokratiſch“ wird, den Maſſen zufällt, hört 
ſie praktiſch auf. 


Ganz anders bei den leitenden Angeſtellten 
privater Unternehmungen und noch mehr natürlich 
bei den ſelbſtändigen Erwerbstätigen. Hier iſt nicht 
nur die perſönliche Verantwortung weit größer, 
ſondern auch die perſönlichen Anforderungen ſind ganz 
andere. Ich glaube, daß die Fähigkeiten, eine große 
Unternehmung erfolgreich zu leiten, heute in Deutſch⸗ 
land in der Tat weſentlich ſeltener anzutreffen ſind, 
als die, ein guter höherer Beamter zu werden. Das 
ganze akademiſche Bildungsweſen in den Geiſtes⸗ 
wiſſenſchaften iſt auf die Beamtenlaufbahn zu: 
geſchnitten; für die Ausbildung von Leuten, die fähig 
find, eine eigene Verantwortung zu übernehmen, für 
die Ausbildung der Fähigkeiten, die ein tüchtiger 
Generaldirektor braucht, geſchieht nichts. Daher kann 
der Vergleich mit den Gehältern höherer Beantter nicht 
aufrechterhalten werden. Er berückſichtigt auch nicht 
das viel größere Riſiko, das mit der Erzielung dieſer 
Einkommen verbunden iſt, die Gefahr, die Stellung 
zu verlieren, das Fehlen oder doch die größere Un⸗ 
ſicherheit eines Penſionsanſpruchs. 


Schon öfters habe ich darauf hingewieſen, welch 
großen ſozialen Fehler unſere Steuergeſetze machen, 
wenn ſie das Streben nach Selbſthilfe für die Zeit 
des Alters und der Erwerbsunfähigkeit, alſo die 
private Geldkapitalbildung, zu ſtark unterbinden. Eine 
zu ſtarke Beſteuerung der höheren freien Einkommen 
iſt ſehr viel mit Schuld daran, daß heute der Zudrang 
zu jeder Art beamteter Stellung ſo übermäßig groß 
iſt, und daß ſchon aus dieſem Grunde, d. h. nach dem 
Geſetz von Angebot und Nachfrage, die „Verdienſt“⸗ 
Frage ein anderes Geſicht bekommt. Wenn der 
Generaldirektor prinzipiell nicht mehr bekommen darf 
als der Miniſterialdirektor, wird — zum Schaden der 
Volkswirtſchaft — die Zahl der gut geleiteten Aktien⸗ 
geſellſchaften wohl erheblich abnehmen. Man mag es 
kraſſen Realismus nennen, es iſt aber einmal ſo. Auch 
der rechtlich geſicherte Penſionsanſpruch der öffent- 
lichen Beamten wird in ſeiner Bedeutung bei der 
Einkommens- und Vermögensbeſteuerung längſt nicht 
genügend berückſichtigt; die Vermögensbildung der 
freien Berufe zum Erſatz eines ſolchen wird über⸗ 
mäßig belaſtetet und erſchwert. Das drängt die An⸗ 
gehörigen dieſer Berufe dazu, möglichſt viel Werbungs⸗ 
koſten in Abzug zu bringen, was zu ſoviel Verhand- 
lungen mit den Steuerämtern und zu deren Be⸗ 
laſtung mit unnützen Arbeiten führt. Bei der ganzen 
Einkommensbeſteuerung müßte der Unſicherheit der 
Einkommenserzielung und dem dolkswirtſchaftlich 
bedeutſamen Streben, ſich durch Selbſthilfe, Kapital⸗ 
bildung, für die Zeit der Erwerbsloſigkeit zu ſichern, 
viel mehr Rechnung getragen werden bei allen denen, 
die nicht irgendwelchen Zwangskaſſen angehören. 
Dann würde auch der ungeſunde Andraug zu dieſen 
nachlaſſen. 

Hier wäre auch die Steuerfreiheit der Lebens⸗ 
verſicherungsprämie, mindeſtens bis zu einer nicht zu 
eng begrenzten Höhe, zu erörtern. Die ſtarken Ge⸗ 
haltskürzungen machen es vielen höheren Angeſtellten 
unmöglich, die Prämien weiter zu bezahlen, was 
wieder auf die volkswirtſchaftliche Kapitalbildung un⸗ 
günſtig einwirkt. 

Alle dieſe Fragen ſind heute beſonders aktuell 
angeſichts des Planes der Reichsregierung, die Bezüge 
leitender Beamter der ſubventionierten Unterneh⸗ 
mungen denen der Reichsbeamten anzugleichen; für 
manche ganz bürokratiſch verwaltete Betriebe mag das 
angebracht erſcheinen, weil dieſe Unternehmungen 
ſchon mehr oder weniger als öffentlich angeſehen 
werden. Aber wo die Penſionsberechtigung in dieſen 
Betrieben nicht dieſelbe iſt wie die der öffentlichen 
Beamten, und ihnen dazu noch die Gefahr jeder⸗ 
zeitiger Entlaſſung droht, wäre eine Gleichſtellung 
doch höchſt unbillig, beſonders aber, wo die Renta⸗ 
bilität ſtark von den Leiſtungen der leitenden Per⸗ 
ſonen abhängt. Mir ſcheint, daß ſolange der Staat 
noch damit rechnet, dieſe Unternehmungen einmal 
wieder in privaten Beſitz zu überführen — und dafür 
ſollten alle diejenigen eintreten, die nicht in ſozia⸗ 
liſtiſchen Utopien befangen ſind, ſondern erkennen, 
daß der Staat um ſo beſſer das Wirtſchaftsleben 
regeln, „Planwirtſchaft“ treiben kann, je weniger er 
ſelbſt mit eigenen Unternehmungen darin verflochten 
iſt —, ſo lange ſollte er auch den Angeſtellten ſolcher 
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Betriebe im weſentlichen dieſelbe Stellung geben, die 
lie in der Privatwirtſchaft gehabt haben. Er würde 
x ſonſt auch gerade bei den leitenden Angeſtellten 
die Erhaltung wirklich leiſtungsfähiger Kräfte er⸗ 
ſchweren, ihre Abwanderung in die Privatwirtſchaft 
N und damit ſich ſelbſt die Ausſicht, dieſe 
Unternehmungen ſpäter wieder einmal loszuwerden, 
nn vermindern. Solange dieſe Betriebe nach dem 
e möglichſt hoher Rentabilität verwaltet 
verden — und das iſt für die meiſten dringend nötig 
empfiehlt es ſich nicht, bei den leitenden Perſönlich⸗ 


keiten, die auf dieſe Rentabilität den größten Einfluß 
haben, andere Grundſätze anzuwenden, als ſie bei der 
Preis- und Lohnbildung für ſolche Stellen im freien 
Verkehr üblich ſind. Zum mindeſten ſollten die 
Tantiemeanſprüche aus den eben erwähnten Gründen 
nicht zu ſtark verkürzt werden. Die Progreſſion bei 
der Einkommenſteuer und die Staffelung der Ver— 
mögenſteuer find heute derart umfaſſend, daß der 
Staat auf dieſem Wege zum großen Teil doch wieder 
hereinbekommt, was er vielleicht im Vergleich mit der 
Bezahlung öffentlicher Beamter mehr aufwenden muß. 


Die Abrechnung der Steuergutscheine. Von Rechtsanwalt Dr. fritz Hoppe, Berlin 


In der Ausgabe der Steuergutſcheine wird es in 
Praxis vielfach als ein Mißſtand empfunden, daß 
zuſtändige Finanzamt lediglich den Betrag der 
ergutſcheine dem Steuerpflichtigen aufgibt, ohne 
5 ee darüber Rechenſchaft zu geben, wie ſich 
lit deträge zuſammenſetzen. Das iſt beſonders miß— 
8 für ſolche Unternehmungen, die in verſchiedenen 
Steuerbezirken Grundſteuer oder Gewerbeſteuer zu 
—.— haben. Es gibt Unternehmungen, die in 
4 von Orten Niederlagen haben und an die 
ien Gemeindekaſſen Gewerbeſteuer mit 
a nterarten der Gewerbeertragſteuer, Gewerbe— 
3 alſteuer und Lohnſummenſteuer ſowie Grund⸗ 
ſteuer zahlen. Für dieſe iſt eine Kontrolle aufer- 
ordentlich ſchwierig, wenn das Finanzamt nicht im 
ee über die Zuſammenſetzung der zur Ausgabe 
1 Steuergutſcheine Abrechnung erteilt. Der 
een der Deutſchen Induſtrie hatte ſich des- 
ar an das Reichsfinanzminiſterium gewandt und ge- 
e die Finanzämter anzuweiſen, der Ausgabe von 
ere einen Abrechnungsvordruck bei— 
Ea der Art der Steuer, Datum und Höhe der 
e gutſcheinfähigen Betrag und eventuell 
n aus früheren Steuerzahlungen und 
* : x rags, für den Steuergutſcheine aus 
ce verden, ſowie den verbleibenden Reſtbetrag 
. ten ſollte. Der Reichsminiſter der Finanzen hat 
9 er dem 20. Dezember d. J. auf dieſe Eingabe fol⸗ 
endes geantwortet (H 2043 — 174/32): 


59 en Vorſchlag, die Finanzkaſſen anzuweiſen, 
era: usgabe von Steuergutſcheinen den Gutſchein⸗ 
en noch eine Mitteilung zugehen zu laſſen, 
See Höhe und Tag der Einzahlung der 
geg Bat. für den die Steuergutſcheine aus⸗ 
ind, zu erſehen find, vermag ich zu meinem 
eine Von Br zu eutſprechen. Selbſt bei Verwendung 
weſentlich rucks würden dieſe Mitteilungen eine ſehr 
Die Finne Belaſtung für die Finanzkaſſen bedeuten. 
die fi izkaſſen find aber — insbeſondere auch durch 
bunden = Ausgabe von Steuergutſcheinen ver⸗ 
weilen rbeiten — zur Zeit ſo belaſtet, daß eine 
ö 0 nicht mehr vertretbar iſt.“ 
e Praxis hat aber gelehrt, daß die Schwierig⸗ 
er bt chic keineswegs ſo groß N Id in der 
Intwor des Neichsminiſters der Finanzen an⸗ 
genommen. Vielfach haben die Unternehmungen mit 
derartig verſtreuten Steuerzahlungen ſich ſo geholfen, 
daß ſie einen ihrer Angeſtellten zum federführenden 
Finanzamt geſandt haben, der dort Einſicht in die 
Akten nahm und ſich auch entſprechende Notizen 


der 
das 
Steu 
im e 


machte. Dieſer Weg iſt aber in vielen Fällen zu um— 
ſtändlich und auch für das Finanzamt ſtörend. In 
anderen Fällen haben deshalb die Finanzämter den 
Unternehmungen Auszüge aus den bei ihnen ge— 
führten Liſten und Verzeichniſſen zur Verfügung ge- 
ſtellt. Dieſes letztere Verfahren hat ſich durchaus be⸗ 
währt und dürfte auch für die Kaſſenreferate der 
Finanzämter keine übermäßige Belaſtung darſtellen, 
da lediglich nur ein Durchſchlag mehr angefertigt zu 
werden braucht. Dieſe Auszüge werden dann in Form 
von „Sammelliſten“ von Zeit zu Zeit dem Unter— 
nehmen durch das Finanzamt ausgehändigt. 


Nachfolgend werden zwei Muſter aus der 
Praxis über derartige Auszüge aus den An⸗ 
ſchreibungsliſten des Finanzamts beigefügt, wie ſie ſich 
bisher bewährt haben. Das Wichtigſte ſind die 
Rubriken über die Steuerart und die Einzahlungs⸗ 
ſtelle. Hier wird beiſpielsweiſe eingefügt: „Grund— 
ſteuer Stadthauptkaſſe Eberswalde“ oder „Lohn⸗ 
ſummenſteuer Gemeindekaſſe Königswuſterhauſen“. 
Das Formular nach Muſter 1 iſt etwas ausführlicher 
und enthält auch noch eine Abrechnung. Die Praxis 
wird aber auch mit dem Formular nach Muſter 2 
auskommen, denn die Abrechnung macht keine 
Schwierigkeiten, nachdem man weiß, welche Ein- 
zahlungen bei den einzelnen Gemeindekaſſen berück⸗ 
ſichtigt find. Einen Abrechnungsverkehr mit den ein— 
zelnen Gemein de kaſſen halte ich weder für not⸗ 
wendig noch für zweckmäßig, vielmehr dürfte der Ab- 
rechnungsverkehr ſich lediglich auf das federführende 
Umſatzſteuerſinanzamt zu erſtrecken haben. Wo im 
Einzelfall ausnahmsweiſe eine Gemeindekaſſe dem 
Finanzamt keine Aufgabe gemacht hat, kann auf 
Grund der vorerwähnten Auszüge der Steuerpflichtige 
das ohne weiteres feſtſtellen und reklamieren. Ich bin 
alſo der Meinung, daß bei der vorſtehenden Hand— 
habung eine weſentliche Mehrarbeit für die Kaſſen⸗ 
referate der Finanzämter kaum entſtehen könnte. Es 
handelt ſich bei obiger Ausgeſtaltung, wie ich nochmals 
hervorhebe, im weſentlichen nur um die Anfertigung 
eines zweiten Durchſchlags, nicht aber um neue Ab- 
rechnungsarbeiten, insbeſondere nicht um einen for⸗ 
malen „Abrechnungsbeſcheid“. Außerdem könnte man 
die Mitteilungspflicht von einem Antrag des Steue“ 
pflichtigen abhängig machen. 


Was die Verbuchung bei dem teuer), 
Unternehmen angeht, fo darf ich bier a chen Sten 
verweiſen, die im „Eildienſt der Mulſchen Steuer⸗ 
Zeitung“ 1932 S. 936 und in der Bedruckt Ms 
Zeitung“ Dezember 1932 S. 5. „ il 


„tigen 
Muſter 


$.8 ‚ Deutsche Steuer-Zeltung / XXII. Jahrg. / Jan. 1933 


Muſter J. 


Finanzumnm 


Auszug 


Bezeichnung 
der Steuerart 


aus der Anfchreibungslifte über Steuergutſcheine. 


Gutſcheinfähiger 
etrag 
(40 v. H. d. Sp. 4) 


in Steuergutſcheine zerteilt 


bleibt Spitzenbetrag 


222 rr —— 


Es ſind auszuhändigen — zu überſenden — 


.. . . Gutſcheine zu RM. RM. 
. . . . Gutſcheine zu RM.. RM. 
. . . . Gutſcheine zu RM. RM. 
Juen RM. 
Prüfungsbeamter: Buchhalter 
ausgehändigt: 


Muſter II. 


Tag der Bezeichnung 
Einzahlung der Einzahlungsſtelle 
Firma 
„ en 
Finanzammmm 


Tag der 
Eintragung 


mitgeteilten Steuer- 
art 


Gewerbesteuer und Steuergutscheins. 


In dem Artikel „Die Fälligkeit der preußiſchen 
Gewerbeſteuer im Sinne der Steuergutſcheinverord⸗ 
nung“ von Matthies (DStg. 1932, S. 500) wird 
unter Nr. 2 davon ausgegangen, daß der Gewerbe⸗ 
ſteuerbeſcheid für das Rechnungsjahr 1932 eine 
höhere Gewerbeſteuer feſtſetzt, als die geleiſteten 
Vorauszahlungen ausmachen. Dieſer Fall dürfte prak⸗ 
tiſch eine Ausnahme ſein, da beſonders die Erträge 
des Jahres 1931, auf denen die Gewerbeertragſteuer 
1932 beruht, regelmäßig gegenüber 1930 ſtark zurück 
gegangen ſind. Daher wird auch die Gewerbeertrag⸗ 
ſteuer 1932 geringer ſein als im Vorjahr, um ſo 
mehr auch, als eine Erhöhung der Gemeindezuſchläge 


Verzeichnis der 
N gutſcheinfähigen Beträge 
eingezahlter Betrag Tag der Einzahlung 


Konto 


Einzahlungskaſſe 


Von Dr. Heinz George, Berlin. 


durch die Realſteuerſperre unmöglich gemacht worden 
iſt. Aber auch in den Fällen, in denen die Gewerbe⸗ 
ertragftener 1932 niedriger it als die hierauf ge 
leiſteten Vorauszahlungen, können ſich Schwierig⸗ 
keiten bei der Berechnung der Steuergutſcheine er⸗ 
geben. 

Hierfür folgendes Beiſpiel: Der Steuerbeſcheid 
eines Gewerbetreibenden für die Gewerbeertragſteuer 
1931 lautet auf 800 RM. Der Steuerpflichtige hat 
erſt am 1. Oktober 1932 den Steuerbeſcheid für 1932 
erhalten. Dieſer ergibt, daß er 1932 (infolge des ge- 
genüber 1930 verringerten Gewerbeertrags von 1931) 
nur eine Gewerbeertragſteuer von 400 RM. zu ent⸗ 
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richten hat. Auf die Ertragſteuer 1932 ſind bereits 
am 15. Mai und 15. Auguſt 1932 Vorauszahlungen 
geleiſtet worden, die ſich nach dem Steuerbeſcheid für 
1931 richteten und demzufolge je 200 RM. betrugen. 
Nach dem Steuerbeſcheid für 1932 beläuft ſich die Er⸗ 
tragſteuerrate an den vier Fälligkeitsterminen jedoch 
nur auf 100 RM. Dieſe Zahlungen ſind in ihrer Ge⸗ 
ſamtheit bereits durch die beiden Vorauszahlungen am 
15. Mai und 15. Auguſt 1932 gedeckt. 

Nach § 2 StGſchVoO. werden Steuergutſcheine je⸗ 
doch nur für diejenigen Beträge ausgegeben, die in 
der Zeit vom 1. Oktober 1932 bis 30. September 1933 
kraft Geſetzes fällig und entrichtet worden ſind. Eine 
Reihe von Finanzämtern hat unter Bezugnahme auf 
dieſe Beſtimmung die Erteilung von Steuergut⸗ 
ſcheinen den Steuerpflichtigen für ihre Gewerbeſteuer, 
d. h. für am 15. November 1932 und 15. Februar 1933 
fällige Raten, verweigert. Die Finanzämter ſtehen 
auf dem Standpunkt, dieſe Beträge ſeien zwar erſt am 
15. November und 15. Februar fällig, aber ſie ſeien 
durch die Vorauszahlungen am 15. Mai und 
15. Auguſt bereits „entrichtet“, ſo daß die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 2 StGſchVO. nicht erfüllt ſeien. Die 
Steuerpflichtigen empfinden es naturgemäß als eine 
große Ungerechtigkeit, daß ſie der Steuergutſcheine 
105 dieſem rein formalen Grunde verluſtig gehen 
ollen. 

Gegen die vorſtehend geſchilderte Anſicht der 
Finanzämter iſt folgendes einzuwenden: 

847 a Abſ. 2 Satz 2 der preuß. Gewerbeſteuerver⸗ 
ordnung beſtimmt: „Soweit die geleiſteten Voraus⸗ 
zahlungen die nach der Veranlagung zu leiſtenden 
fälligen Beträge überſteigen, ſind ſie nach der Ver⸗ 
anlagung bis zur Höhe der geleiſteten Vorauszahlun⸗ 
gen zu erſtatten, ſobald der Veranlagungsbeſcheid un⸗ 
anfechtbar geworden iſt.“ 

In dem von uns gewähltem Beiſpiel hat alſo 
der Gewerbetreibende einen Anſpruch darauf, daß ihm 
nach der Unanfechtbarkeit des Veranlagungsbeſcheids 
400 RM. (um ſoviel überſteigen die Vorauszahlungen 


die nach der Veranlagung fälligen Beträge) erſtattet 
werden. Erklärt ſich der Steuerpflichtige damit ein⸗ 
verſtanden, daß dieſer Betrag auf die beiden am 
15. November und 15. Februar fälligen Gewerbe⸗ 
ertragſteuerraten im Wege der Umbuchung angerechnet 
werden, fo find die Vorausſetzungen des $ 7 DB. St⸗ 
GſchVO. erfüllt. Danach find Beträge, auf deren Er⸗ 
ſtattung der Steuerpflichtige einen Anſpruch hat, auf 
Umſatzſteuer, Gewerbeſteuer, Grundſteuer oder Be⸗ 
förderungſteuer anzurechnen und ſomit gutſcheinfähig, 
wenn der Anſpruch auf Erſtattung vor dem 1. Ok⸗ 
tober 1933 entſtanden iſt und wenn der Betrag, auf 
den anzurechnen iſt, in der Zeit vom 1. Oktober 1932 
bis 30. September 1933 fällig I 5 nn Der 
Steuerpflichtige kann alſo einen ergutſchein in 
Höhe 5 90 5 der am 15. 11. 1932 und am 15. 2. 1933 
fälligen Steuerrate von je 100 RM. beanſpruchen. 

Hat der Gewerbetreibende im vorliegenden Falle 
den Ertragſteuerbeſcheid erſt am 1. Dezember 1932 er⸗ 
halten, ſo daß er auch die Nobemberrate noch auf 
Grund des Steuerbeſcheids 1931 zu entrichten hat, ſo 
hat er ſtatt 300 RM. 600 RM. gezahlt. Sein Anſpruch 
auf Erſtattung von zuviel gezahlter Gewerbeertrag⸗ 
ſteuer beträgt nach der Unanfechtbarkeit 300 RM. 
Hiervon können ihm 100 RN. im Wege der Um⸗ 
buchung auf die Februarrate 1933 angerechnet werden. 
Es bleibt ein Erſtattungsbetrag von 200 RM. übrig. 
Bei der Berechnung des Steuergutſcheinanſpruchs iſt 
in dieſem Falle zu berückſihtigen, daß der Gutſchein⸗ 
berechtigte durch ſeine Vorauszahlung von 200 RM. 
am 15. November 1932 bereits einen Anſpruch auf 
Steuergutſcheine in Höhe von 40% dieſer Summe er- 
halten hat. Mittels Unbuchung werden von der Ge⸗ 
werbeſteuervorzahlung 100 RM. auf die Februarrate 
1933 angerechnet, ſo daß der Gutſcheinberechtigte zwar 
im Augenblick nur einen Gutſcheinanſpruch auf 40% 
von 100 RM. hat, zu dem jedoch nach dem 15. Februar 
1933 ein weiterer Anſpruch in derſelben Höhe hinzu⸗ 
kommt, ſo daß der Betreffende letzten Endes denſelben 
Anſpruch wie im erſten Falle hat. 


Die Rechtsmittelsummen im preußischen landessteuerrecht. 


Von Dr. Ernst Pape, Senatspräsident i. R., Berlin. 


Die eine Reihe von Materien (der Staats⸗ und 
Pemeindeverwaltung) regelnde Verordnung vom 
1 1932 (Pr. GS. S. 283) hat hinſichtlich der Rechts⸗ 
halte! (88 21 ff.) zunächſt die im § 21 Abſ. 1, 2 ent⸗ 
nen Vorſchriften getroffen, wonach (Abſ. 1) 
Mi „die geſetzlichen Friſten für die Anbringung der 
eſchwerde gegen Verfügungen, Beſchlüſſe und 
leide von Behörden der allgemeinen Landes- 
waltung, mit Ausnahme der Angelegenheiten der 
Steuerverwaltung, ferner der Beſchwerden im 
ſachluhverfahren und im Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren ſowie die geſetzliche Friſt für die Anbringung 
der Klage oder eines Rechtsmittels im Ver⸗ 
waltungsſtreiwerfahren zwei Wochen betragen.“ 


Eine klare, praktiſche Regelung, die ſich im 
weſentlichen auch mit den Normen des Landesver⸗ 


waltungsgeſetzes vom 30. 7. 1883 deckt. Abſ. 2 des 8 21 
beſtimmt: 


„Die Friſt (von zwei Wochen) iſt, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob die Geſetze die Anbringung bei einer 


beſtimmten Stelle vorgeſchrieben, gewahrt, wenn 
das Rechtsmittel rechtzeitig bei der Stelle angebracht 
wird, die die angefochtene Verfügung (Beſcheid, 
Beſchluß, Urteil) erlaſſen hat.“ 


Dieſe Neuerung iſt beſonders zu begrüßen. Sie 
ſchafft das vernünftige, neuzeitlichen Ideengängen 
(vgl. u. a. § 249 Abſ. 3 AO.) entſprechende Formalrecht 
der Friſtwahrung bei Anbringung eines Rechtsmittels 
auch bei der Stelle, gegen deren Entſcheidung das 
Rechtsmittel ſich richtet. Leider hat die Verordnung 
en zur Wahrung formaler Rechtsſicherheit ſchon 
längſt gebotenen weiteren Schritt zu einer Zwangs⸗ 
norm nicht gewagt, daß alle Entſcheidungen (ir 
weiteſten Sinn), die einer formalrechtlichen lamln⸗ 
geſetzlichen Regelung unterliegen und eine 
fechtung einer Ausſchlußfriſt unterworfen daß bei 
Rechtsmittelbelehrung enthalten müſſex Rechtsmittel⸗ 
ihrem Fehlen oder ihrer micha kelgeſichts den ans 
friſt nicht in Lauf geſetzt wird. : 
trüben Erfahrungen in der Pit? dringend gebotenen 
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und ſich eigentlich von ſelbſt aufdrängenden Not- 
wendigkeit einer derartigen Vorſchrift fragt man den 
Verordnungsgeber vergeblich, aus welchem Grunde er 
hier geſchwiegen hat. Formalrechtliches Omiſſivpdelikt. 

Im Gegenſatz zu dieſem Schweigen ſind in dem 
8 27 Vorſchriften getroffen, die in ihrem Abſ. 1 An- 
erkennung, in ihrem Abſ. 2 ſchärfſte Kritik verdienen. 
Der Abſ. 1 des § 27 lautet: 

„Gegen Urteile des Bezirksausſchuſſes findet, 
ſoweit ſie nicht nach geſetzlicher Vorſchrift endgültig 
find oder der ordentliche Rechtsweg oder die Be- 
rufung an das Bundesamt für Heimatweſen zu⸗ 
gelaſſen iſt, lediglich die Reviſion nach Maßgabe der 
88 93 ff. des Landesverwaltungsgeſetzes ſtatt.“ 


Damit ift dem ſchon wiederholt vertretenen Stand- 
punkt Rechnung getragen worden, das Preußiſche 
Oberverwaltungsgericht nicht nur zu entlaſten, ſondern 
auch feine Stellung und Bedeutung als höchſte Ver⸗ 
waltungsgerichtsinſtanz zu heben. Hoffentlich geht 
mit dieſer Hebung gleichen Schritt der perſonelle Aus⸗ 
bau der Verwaltungsgerichte, insbeſondere der 
Bezirksausſchüſſe. Der Abſ. 2 des § 27 verordnet: 
„Die Reviſionsſumme (Art. 1 Nr. 7 des Kriegs⸗ 
geſetzes zur Vereinfachung der Verwaltung vom 
13. 5. 1918, GS. S. 53) beträgt 1000 RM.“ 


Unter Verückſichtigung der Beſtimmungen jenes 
Kriegsgeſetzes iſt danach 

„in Streitigkeiten über Geldleiſtungen, die für 
Zwecke der Gemeinden und anderer öffentlich⸗recht⸗ 
licher Körperſchaften oder Verbände entweder in der 
Form von Zuſchlägen zu ſtaatlichen oder ſtaatlich 
veranlagten Steuern oder auf Grund beſonderer 
Steuerordnungen, Abgabentarife, Gebührentaxen, 
Statuten und ſonſtiger eine Heranziehung allge⸗ 
meiner Art in ſich ſchließender Geſetze, Obſervanzen 
oder Beſchlüſſe angefordert werden, die Zuläſſigkeit 
der Reviſion durch einen 1000 RM. überſteigenden 
Beſchwerdegegenſtand bedingt.“ 


Dieſe Summa revisibilis hat in den meiſten 
kommunalen Steuer- und Abgabenſtreitigkeiten die 
Ausſchaltung jeder Reviſion zur Folge. Die Kurz⸗ 
ſichtigkeit der Regierung hinſichtlich der Verkennung 
der praktiſchen Bedeutung und wirtſchaftlichen Aus, 
wirkung dieſer Reviſionsſumme iſt geradezu blendend. 
Sie erinnert mich an einen Vorgang in einer münd⸗ 
lichen Verhandlung, in der nur Parteivertreter gegen 
über dem richterlichen Vorhalt hinſichtlich ſeiner Ein⸗ 
wendungen Zahl und Umfang mit beſonderem Nach 
druck betonte: in jetzigen Zeiten müſſe man zu allen 
möglichen Angriffs⸗ und Verteidigungsmitteln ſeine 
Zuflucht nehmen, wie es ja auch die Regierung bei 
ihren Notverordnungen tue. Jener Parteivertreter 
war Hellſeher im Hinblick auf die — kurze Zeit nach 
ſeinen Ausführungen ergangene — Verordnung über 
die Reviſionsſumme. In Steuer- und Abgabenſachen 
darf jedoch, namentlich in Zeiten größter wirtſchaft⸗ 
licher Not, der Bürger verfahrensrechtlich nicht 
deklaſſiert werden, der entſprechend feiner Wirtichafts- 
lage und Leiſtungsfähigkeit nur zu geringen Abgaben 
herangezogen werden kann. War ſchon ſelbſt unter 
Berückſichtigung gebotener Entlaſtung des Reviſions⸗ 
gerichts die kriegsgeſetzliche Normierung der Revifions- 
ſumme auf 100 RM. eine wirtſchaftliche Unbilligkeit, 


ſo iſt die Beſchränkung der Reviſion auf einen 
1000 RM. überſteigenden Beſchwerdegegenſtand eine 
tadelnswerte Ungerechtigkeit, durch die eine ſchon im 
Laufe der Zeiten geſteigerte Unzufriedenheit der Ab⸗ 
gabepflichtigen noch weiter geſchürt wird. Hier iſt auch 
ein Vergleich mit bürgerlich -rechtlichen Streitſachen, 
in denen in letzten Jahren eine wiederholte Steigerung 
der Rechtsmittelſummen erfolgt iſt, ausgeſchloſſen. 
Bei dieſen Streitſachen handelt es ſich um Anſprüche, 
die im allgemeinen mit dem rechtskräftigen Richter⸗ 
ſpruch ihre nicht nur rechtliche, ſondern auch wirt⸗ 
ſchaftliche Erledigung finden, mögen ſie auch in 
ſeltenen Fällen auf wiederkehrende Leiſtungen ab- 
geſtellt ſein, während in Abgabeſachen, insbeſondere 
bei autonomen Steuerordnungen, ein Steueranſpruch, 
der anläßlich der Veranlagung für ein Etatsjahr er- 
hoben iſt und nur in dieſem Zeitraum erhoben werden 
kann, auch für weitere Etatsjahre von maßgebender 
Bedeutung iſt. Vor allem kommt aber hier in Betracht, 
daß der Gegner im Abgabenverfahren eine Behörde 
iſt, gegen deren etwaige übergriffe der ſtaatliche 
Schutz nicht verkümmert werden ſollte. Ferner werden 
bei irreviſiblen Objekten bis zu 1000 RM. oft rechtlich 
widerſpruchsvolle Auffaſſungen der verſchiedenen 
Bezirksausſchüſſe ſich ergeben. Ein böſes Progno⸗ 
ſtikon für das Rechtsleben, ein Rückſchritt zu über⸗ 
wundenen Zuſtänden früherer Jahrzehnte. 

Weiterhin wirkt § 27 Abſ. 2 VO. grotesk, wenn 
ihm gegenübergeſtellt werden die Normen, die für 
analoge Verfahrensgebiete gelten. Für die Ge⸗ 
werbeſteuer beträgt ſeit dem 31. 1. 1931 an Stelle 
der früher gemäß § 35 GewSt O. in Verbindung mit 
§ 286 (§ 265 a) AO. geltenden Rechtsbeſchwerde⸗ 
ſumme von 200 RM. laut dem preuß. Geſetz vom 
16. 3. 1931 Art. II § 1 die Beſchwerdeſumme 50 RM. 
Für die Grundvermögen und Hauszins- 
ſteuer beſteht eine Beſchwerdeſumme überhaupt 
nicht, weil gemäß $ 10 GrVStG., 8 8 H3StVO. die 
Reichsabgabenordnung keine Anwendung findet und 
eine analoge Anwendung des Kriegsvereinfachungs⸗ 
geſetzes für dieſe Materien ausgeſchloſſen iſt. Dabei 
ſei auch darauf hingewieſen, daß § 27 Abſ. 2 a. a. O. 
ausſchließlich die Reviſion im Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren und nicht zugleich das Rechtsmittel der Rechts- 
beſchwerde betrifft. 

Schließlich weicht die Verordnung vom 1.9. 1932 
auch ſehr erheblich vom Reichsrecht ab, das die 
Rechtsbeſchwerde, wie ſchon erwähnt, zwar auf eine 
200 RM. überſteigende Beſchwerdeſumme beſchränkt, 
aber dem Inſtanzgericht (judex a quo) die jelb- 
ſtändige Befugnis einräumt, Streitſachen von 
geringerem Wert wegen ihrer grundſätzlichen Be⸗ 
deutung reviſibel zu geſtalten (vgl. auch die gleich⸗ 
artige Regelung im & 182 des Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rungsgeſetzes vom 16. 7. 1927 in Verbindung mit 
88 180/81 daſelbſt). Allermindeſtens auf Kautelen, 
wie ſie das Reichsrecht kennt, ſollte Preußen wahrlich 
nicht verzichten, wobei nicht unbemerkt bleiben mag, 
daß das Recht des Vorſitzenden des Inſtanzgerichts 
ohne Rückſicht auf den Streitwert Reviſion einzulegen 
(VereinfGeſ. Art. 1 Nr. 7 Abſ. 2) hinſichtlich der er- 
wähnten Kautelen keinen irgendwie ausreichenden 
Erſatz bietet. 

Bei der Bürgerſteuer greift noch eine 
beſondere Anomalie durch, inſofern bei ihr die Nege- 


Deutsche Steuer-Zeitung - XXII. Jahrg. / Jan. 1933 / S. 11 


lung des Rechtsmittelzuges teils nach Reichs., teils 
nach Landesrecht ſich richtet. Der Steuerpflichtige 
würde es danach in der Hand haben, ſeiner Anfechtung 
neben landesrechtlichen auch reichrechtliche Normen 
dugeunde zu legen und fo einen ihm günſtigen 
Inſtanzenzug gemäß § 286 AO. durchzuführen. 
Endlich beſteht bei den indirekten Ge⸗ 
meindeſteuern noch die Gefahr, die bei den 
direkten, nicht oder nicht in gleichem Maße möglich iſt, 
daß die Gemeinden und Gemeindeverbände kraft 
allgemeinen Rechts und zugleich kraft der in den 
Steuerordnungen durchweg enthaltenen Billigkeits⸗ 
normen durch eine beliebige Kürzung der Abgaben⸗ 


ſumme ihre Steuerſtreitſachen beliebig kunſtgerecht 
irreviſibel zu geſtalten. Von einem gleichen Formal⸗ 
recht für beide Parteien kann hier keine Rede mehr 
ſein. 4 

Nun treten allerdings die Vorſchriften der 88 1 
bis 32 der mit dem lieblichen Zuſatz „zur Verein⸗ 
fachung und Verbilligung der Verwaltung“ erlaſſenen 
Verordnung vom 1. 9. 1932 erſt am 1. 4. 1933 in 
Kraft (8 52 daſelbſt). So iſt vielleicht noch nicht alle 
Hoffnung verloren, daß die preuß. Staatsregierung 
die Zeitſpanne bis 31. 3. 1933 dazu benutzt, Mißſtände 
der bezeichneten Art im Intereſſe und zum Schutz der 
Allgemeinheit rechtzeitig abzuwenden. 


Bewertung des übergehenden Vermögens in der Fusionsbilanz. 
Von Karl Willenbrink, Regierungsrat beim Landesfinanzamt München. 


In der November⸗Nummer 1932 der Deutſchen 
Steuer⸗Zeitung S. 448 hat ſich Senatspräſident 
Evers mit der Frage beſchäftigt, mit welchem Wert 
bei der Fuſion das Betriebsvermögen des einzu⸗ 
ſchmelzenden Unternehmens in der Körperſchaftſteuer⸗ 
dilanz der aufnehmenden Geſellſchaft anzuſetzen iſt. 
Die Frage iſt von größter Bedeutung, weil die 
Juſionsbilanz für das ſpätere ſteuerliche Gewinn⸗ 
ergebnis des aus der Verſchmelzung hervorgehenden 
Unternehmens ausſchlaggebend iſt. 

Auf dieſem ſehr umſtrittenen Gebiet haben ſich 
im Laufe der Zeit folgende zwei Grundſätze heraus⸗ 
gebildet, die auch Evers in der oben erwähnten Ab⸗ 
handlung darlegt: 

il; Iſt ein Anſchaffungspreis für das im Fuſions⸗ 
wege zu übernehmende Betriebsvermögen gegeben, ſo 
iſt maßgebend dieſer Anſchaffungspreis, d. h. der An⸗ 

affungspreis iſt auf die einzelnen Gegenſtände des 
aufzunehmenden Betriebsvermögens zu verteilen. 

2. Iſt kein Anſchaffungspreis gegeben, fo iſt maß⸗ 
gebend der gemeine Wert des aufzunehmenden Be⸗ 
triebsvermögens. In dieſem Fall ſucht Evers nach 
Größen, die einen Anhaltspunkt für die Schätzung des 
gemeinen Werts ergeben, und zwar ſucht er dieſe 
Größen nicht in der Bilanz der einzuſchmelzenden Ge⸗ 
ſellſchaft, ſondern außerhalb in einem als An⸗ 
ſchaffungspreis verwendbaren Gegenwert. 

Alle Zweifel ſind damit aber nicht behoben. 

. der nachfolgenden Abhandlung ſoll an Hand 
„ <ipteis unterſucht werden, zu welchem Er— 
un \ e* Anwendung dieſer beiden Grundſätze führt 
lich 5 noch eine andere Löſung denkbar wäre, näm⸗ 
mögeng en des aufzunehmenden Betriebsver⸗ 
zue ach den letzten Steuerbilanzwerten des ein⸗ 
Schrifttu enden Unternehmens, eine Löſung, die im 
Zah en in der ſteuerlichen übung eine große 
Abſicht u. 'hängern gefunden hat. Dabei wird mit 
tungsart ermieden, für die eine oder andere Bewer⸗ 
tollen * der einzig möglichen einzutreten. Es 
denen M ie buchtechniſchen Wirkungen der verſchie⸗ 

Im öglichkeiten vor Augen geführt werden. 

ee des Jahres 1931 werden zwei Aktien⸗ 
8 10 ken gegründet, die Hörauf!) mit 120 000 RM. 
e und die Union mit 150 000 RM) Bei 
e, nch, Gebhardt, Körperſchaftſteuerliche Behan 

Bar e ee Deutsche N 

) Zur Vexein 
drei Stellen verkürzt; auch die ng ch ge 20 ge 


beiden Geſellſchaften leiſten die Aktionäre ihre Ein- 
lage in der Höhe des Nennwertes in bar. Die Hörauf 
vermehrt dieſes Vermögen durch erfolgreichen Umſatz 
auf 140, die Union das ihrige auf 180. Hörauf erzielt 
alſo einen Reingewinn von 20, Union von 30. Beide 
Geſellſchaften ſtellen dieſe Gewinne in Reſerve. Die 
Gründungskoſten und die geſamten Steuern bleiben 
außer Betracht; ſie ſind hier unerheblich, weil ſie in 
beiden Fällen vollkommen gleich wirken würden. Die 
ſteuerlichen Schlußbilanzen 1931 (Wirtſchaftsjahr 
— Kalenderjahr) der beiden Geſellſchaften ſehen dann 
ſo aus: 
Schlußbilanz 1931 der Hörauf 


Aktiva 140 Aktienkapital 120 
— Reingewinn _20 
140 140 
— — 
Schlußbilanz 1931 der Union 
Wertpapiere 80 Aktienkapital 150 
Sonſtige Aktiva 100 Reingewinn _80 
180 180 


Auf die ſachliche Zuſammenſetzung des Ver⸗ 
mögens der Horauf kommt es nicht an. Dagegen hat 
die Union in Erwartung der kommenden Fuſion einen 
großen Teil der Hörauf⸗Aktien und auch eigene Aktien 
aufgekauft, und zwar infolge börſentechniſcher Um⸗ 
ſtände erheblich unter dem Nennwert. Der Anſchaf⸗ 
fungspreis all dieſer Aktien iſt 80. Es ſei weiter an⸗ 
genommen, daß die aufgekauften eigenen Aktien 
gerade ausreichen, um bei dem gegebenen Umtauſch⸗ 
verhältnis als Umtauſchaktien für die noch frei um⸗ 
laufenden Hörauf⸗Aktien zu dienen. Die Fuſion durch 
Übergang der Hörauf auf die Union wird genehmigt 
mit Wirkung ab 1. 1. 1932. Die eigenen Aktien werden 
an die Hörauf⸗Aktionäre hingegeben. Die dafür 
hereinkommenden und die früher ſchon aufgekauften 
Hörauf Aktien ſtellen das geſamte Hörauf-Kapital 
vor und werden nun vernichtet. Soll nun das Hörauf- 

ermögen in die Union⸗Eröffnungsbilanz 1932 ein ⸗ 
geſetzt werden mit dem Wert 80, den die der 
Aktien in der letzten Union-Bilanz hatten, #9) n 
Wert dieſer Aktien als Anſchaffungsgreis des ge 
ſamten Hörauf⸗Vermögens anzuſehen une oder kann 
ein hiervon abweichender Wert 91140 3 werden, 
etwa der letzte Steuerbilanzrert 14% des einzu⸗ 
ſchmelzenden Hörauf-Vermögen 
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In den nachfolgenden Bilanzen ſeten die beiden 
Möglichkeiten nebeneinander betrachtet. 


Eröffnungsbilanz 1932 der Union, 
wenn das Hörauf⸗Vermögen eingeſetzt wird 


a) mit 140 
Union⸗Aktiva 100 Aktienkapital 150 
Hörauf⸗Aktiva 140 Reſerve 1 80 
Reſerve II 60 

b) mit 80 
Union⸗Aktiva 100 Aktienkapital 150 
Hörauf⸗Aktiva 89 Reſerve _30 
180 180 


Die Referbe I zu 30 iſt der vorgetragene Reingewinn, 
die Reſerve Il im Falle zu a ift durch die Fuſion ent⸗ 
ſtanden. 

Im Jahre 1932 ſetzt die Union ihr geſamtes Ver⸗ 
mögen mehrfach um, bis es ſchließlich die Höhe von 
275 in barem Geld erreicht. Sie geht in Liquidation 
und verteilt dieſe 275 an ihre Aktionäre. Die Schluß⸗ 
bilanzen vor der Verteilung zeigen dann folgendes 
Bild: 

Schlußbilanz im Falle zu a 


275 Aktienkapital 150 
ale Reſerve I 30 
Reſerve II 60 
Reingewinn 80 
Schlußbilanz im Falle zu b 
Kaſſe 275 Aktienkapital 150 
. Reſerve 30 
Reingewinn 95 
275 275 


Als Reingewinn ergeben ſich ſomit bei beiden 
Unternehmungen zuſammen: 


im Falle zu a im N zu b 


bei Hörauf 1931 20 

bei Union 1931 30 30 
bei Union 1932 3 Bi 
geſamte Reingewinne: 8⁵ 145 


Man wird nicht fehlgehen, wenn man den wirt⸗ 
ſchaftlichen Gewinn in dem Betrag erblickt, den das 
Unternehmen in der Zeit von der Gründung 
bis zur Auflöſung dem Unternehmer über die Summe 
ſeiner Einlagen hinaus erbringt. 

Es floſſen von den Aktionären zum Unter- 
nehmen als Einlage bei der Begründung der Ge— 
ſellſchaftsrechte 120 + 150 = 270. 

Es floffen aus dem Unternehmen 
an die Hörauf- und die Union⸗Aktionäre, die 
ſich ihrer Aktionärrechte ent äußerten. . 80, 
ſodann an die übrigen Union-Aktionäre ge⸗ 
legentlich der Liquidation u; 
zuſammen alio . 5 ER. 
Den Aktionären floſſen alfo un . 8 
mehr zu, als ſie eingelegt hatten, nicht aber 145 wie 
im Falle zu b. Ein Reingewinn von 145 (Fall b) iſt 
wirtſchaftlich nicht erzielt worden, und rückſchließend 


kann man wohl behaupten, daß der „Anſatz zum An⸗ 
ſchaffungspreis 80“ (Fall b) nicht befriedigt. 

Es zeigt ſich nämlich, daß die beiden, ſpäter ver⸗ 
einigten, juriſtiſchen Perſonen, obwohl ſie an die 
Unternehmerſchaft als Ganzes in beiden Fällen 
den gleichen Betrag von 355 ausgekehrt haben, in dem 
einen Fall eine Gewinnſumme von 145, im andern 
Fall von 85 zu verſteuern haben, während wirtſchaft⸗ 
lich nur 85 verdient ſind, Grund genug, um das Er⸗ 
gebnis 145, das auf der Bewertung des eingeſchmolze⸗ 
gen Vermögens zum Anſchaffungspreis beruht, mit 
Mißtrauen zu betrachten. 

Die Beiſpiele ließen ſich unbegrenzt vermehren. 
Immer aber zeigt ſich das gleiche Ergebnis, nur kehrt 
ſich das Verhältnis um, wenn der Anſchaffungspreis 
der Beteiligung höher iſt als die letzten Steuerbilanz⸗ 
werte der einzuſchmelzenden Geſellſchaft. In dieſem 
Fall ergibt ſich an Stelle eines zu hohen ein zu 
niederer betriebswirtſchaftlicher und ſteuerlicher Ge⸗ 
winn. 

Zuſammenfaſſend kann geſagt werden, daß es zu 
keinem wirtſchaftlich und ſteuerlich ungerechten Er⸗ 
gebnis führt, wenn bei der Fuſion das hereinfließende 
Betriebsvermögen der einzuſchmelzenden Geſellſchaft 
mit den letzten Steuerbilanzwerten angeſetzt wird. 
Auf jeden Fall lohnt es ſich, für die Fuſion auch dieſe 
Bewertungsart mit in Betracht zu ziehen. Vielfach 
wird es ſchon auf Grund des geltenden Geſetzes mög⸗ 
lich ſein, bei dieſer Bewertungsart zu bleiben, beſon⸗ 
ders dann, wenn ſich die letzten Steuerbilangiverte 
mit dem gemeinen Wert decken. Wenn es auch nach 
der überwiegenden Meinung nicht angängig ſein wird, 
für die Fuſion die letzten Steuerbilanzwerte als 
zwingenden Bewertungsmaßſtab vorzuſchreiben, ſo 
werden doch die Veranlagungsbehörden kaum Schwie⸗ 
rigkeiten machen, wenn die Unternehmen ſelbſt die 
Bewertungsſtetigkeit auch beim Dazwiſchentreten der 
Fuſion beibehalten. 


Zu den vorſtehenden Ausführungen ſchreibt uns 
Senatspräſident Evers, München, folgendes: 

„Es kam mir in erſter Linie darauf an, eine 
Löſung der Frage zu finden, wie bei einer echten 
Fuſion oder den gleichzuſtellenden Fällen (Tatbeſtand 
1 und 2) die eingebrachten Gegenſtände bei der er- 
werbenden Geſellſchaft für die nächſte Körperſchaft⸗ 
ſteuerbilanz zu bewerten ſind. Ich ging davon aus, 
daß ein ſolcher Fall nur vorliege, wenn eine Geſell⸗ 
ſchaft ihr Vermögen durch Aufnahme neuen Kapitals 
erweitert und den Gegenwert für die ausgegebenen 
Kapitalanteilsſcheine durch Hereinnahme von irgend- 
welchen Vermögenswerten erhält. In dieſem Falle iſt 
die Kapitalerhöhung und die Einbringung der Sach— 
werte gegen Gewährung junger Aktien miteinander 
derartig verknüpft, daß nicht zwei ſelbſtändige Akte 
vorliegen, fondern die Kapitalerhöhung erfolgt exit 
durch die Zuführung von Sachwerten. Hieraus hatte 
iſt gefolgert, daß die neu auszugebenden Aktien ihren 
Inhalt erſt durch die Einbringung des dagegen zu er⸗ 
werbenden Gegenſtandes erhalten, daß alſo ein An⸗ 
ſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreis hierbei nicht in 
Frage kommt. 

Einen ſolchen Fall behandelt aber der Willen⸗ 
brinkſche Artikel nicht. In dem von ihm gewählten 
Beiſpiel wird die „Fuſion“ ohne Erhöhung des 
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Aktienkapitals durchgeführt. Die zur Durchführung 
der „Fuſion“ erforderlichen Aktien, und zwar ſowohl 
eigene Aktien wie ſolche des zu erwerbenden Unter- 
nehmens, hatte die aufnehmende Geſellſchaft vorher 
käuflich erworben und in ihrer Bilanz mit dem Er⸗ 
werbspreis ausgewieſen. Auf dieſen Beiſpielsfall 
treffen daher meine Ausführungen über eine echte 
Fuſion nicht zu. Der Tatbeſtand, der dem Beiſpiel 


Zur stratrechtichen Haftung von Steuerberatern. 


Dr. De/brück, Stettin. 


Das Oberlandesgericht in Stettin hat am 1.10. 
1932 zum Aktenzeichen S 186/32 ein intereſſantes 
Urteil über die ſtrafrechtliche Haftung eines Steuer- 
beraters gefällt. Ein Sparkaſſenbeamter hatte eine 
Reihe von Klienten der Sparkaſſe, darunter einen 
Landwirt R. und einen Eigentümer M. in ihren 
Steuerangelegenheiten beraten. Dieſe beiden hatten 
in ihren Erklärungen den Umſatz und das Einkom⸗ 
men zu niedrig angegeben und waren deshalb wegen 
Steuerhinterziehung rechtskräftig beſtraft. Das 
Finanzamt eröffnete nun ein Strafverfahren gegen 
den Berater, der die urſprünglichen Voranmeldungen 
und Steuererklärungen niedergeſchrieben und zum Teil 
auch in Vollmacht der Steuerpflichtigen unterzeichnet 
hatte. Dabei hat er ſich auf die von R. und M. gemach⸗ 
ten Angaben über ihren Umſatz verlaſſen und ſie ge⸗ 
legentlich befragt, ob denn dieſe Zahlen nicht zu niedrig 
ſeien. Gelegentlich hat er auch auf Grund ſchriftlicher 
Vollmachten für R. und M. mit dem Finanzamt über 
deren Steuerangelegenheiten verhandelt. 


Auf Grund dieſes Sachverhalts nimmt das 
Oberlandesgericht zunächſt in Übereinſtimmung mit 
Becker (Anm. 2 zu 9 367) an, daß er als Steuerberater 

außen tätig geworden ſei, alſo an und für ſich 
nach § 367 (a. F.) ſtrafbar fein könne. Voraus- 
letzung iſt aber, daß der Verater Pflichten verletzt hat, 
die ihm gegenüber dem Finanzamt oblagen, 
und dabei iſt nach den allgemeinen Grundſätzen nur 
das Maß von Sorgfalt zu verlangen, zu welchem der 
Berater gerade nach den beſonderen Umſtänden und 
nach ſeinen perſönlichen Verhältniſſen verpflichtet und 
imſtande war. Außerdem würde eine Beſtrafung wegen 
Steuergefährdung vorausſetzen, daß die Steuerver⸗ 

rzung für ihn vorausſehbar war. 
beg Das Maß ſeiner Pflichten gegenüber der Steuer- 
horde hängt vor allem davon ab, welche Verpflich⸗ 


Die Vermögenbesteuerung beim 


5 Hennig, Berlin. 


1925 ac Er nn Vermögenſteuergeſetz vom 10. 8. 
Steuer g die Vermögenbeſteuerung beim Tode de? 
de nnn faſt unmittelbar vom Erblaſſer auf 
durch a über. Beim Erlöſchen der Steuerpflicht 
die St en Tod des Vermögenſteuerpflichtigen wurde 

euer nur bis zum Schluß des Kalendermonats 
erhoben, in dem der Erblaſſer verſtorben war. Lagen 
bei dem oder den Rechtsnachfolgern nach den Bor- 
ſchriſten des Reichsbewertungsgeſetzes vom 10. 8. 1925 
die Vorausſetzungen für eine Neu- oder Nachfeſtſtel⸗ 
lung infolge der durch den Erbanfall entſtandenen 
Beſitzberänderungen vor, jo erfolgte dieſe mit dem 
Zeitpunkt des Todes. Die ſteuerliche Wirkſamkeit 
dieſer Vermögensfeſtſtellungen bei den Erben trat 


von W. zugrunde liegt, iſt vielmehr entſprechend dem 
Tatbeſtand 3 meines Aufſatzes zu behandeln. Vgl. 
a Bon 

= re Willenbrinkſchen Ausführungen einen 
andern Sachverhalt betreffen, io können ſie keinen 
Anlaß bilden, von den von mir für die Fälle der 
echten Fuſion und gleichliegenden entwickelten Grund⸗ 
ſätzen abzugehen.“ 


Von Rechtsanwalt 


ngen er dem Steuerpflichtigen ſelbſt gegenüber über⸗ 
an hatte. Da im vorliegenden Falle feſtgeſtellt 
war, daß der Berater gegenüber R. und M. keine wei⸗ 
teren Verpflichtungen übernommen hatte, als die ihm 
von dieſen gemachten Angaben formell richtig zu ver⸗ 
werten, daß er insbeſondere nicht eine Verpflichtung 
übernahm, die ihm gemachten Angaben auf ihre Rich- 
tigkeit zu prüfen, ſo konnte eine weitergehende Ver⸗ 
pflichtung des Beraters auch gegenüber der Steuer⸗ 
behörde nicht entſtehen, er kann alſo nicht wegen 
Steuergefährdung deshalb beſtraft werden, weil er die 
Richtigkeit der ihm gemachten Angaben nicht beſon⸗ 

üfte. 8 

W ee hat in dem entſchiedenen Falle 
noch einen anderen Geſichtspunkt angeführt, um zu 
einer Beſtrafung des Beraters zu kommen, es hat ihn 
nämlich als Bevollmächtigten im Sinne der 88 84 und 
89 AO. (alter Faſſung) angeſehen, der alſo ſchon nach 
dem Geſetz in gleichem Umfange wie der Steuerpflich⸗ 
tige ſelbſt eine Nachprüfungspflicht habe. 

Das Urteil geht hierzu davon aus, daß an und 
für ſich ein unter dieſe 89 84 und 89 fallender Bevoll- 
mächtigter dann wegen Steuergefährdung ſtrafbar 
ſein kann, wenn er die ihm gemachten Angaben nicht 
nachprüft, es beſchränkt aber den Kreis dieſer Ver⸗ 
treter fo, daß der Steuerberater nicht dar ⸗ 
unter fällt. Dieſe Vorſchriften gelten nur für 
ſolche Perſonen, die Mittel für den Steuerpflich⸗ 
tigen verwalten und eine gewiſſe Verfü- 
gungsbe fugnis haben. Dieſe Vorausſetzungen 
liegen bei dem Steuerberater in der Regel nicht vor. 
und eine Erkundigungspflicht des Steuerberaters wird 
ausdrücklich abgelehnt. 

Auf Grund dieſer Erwägungen hat das Ober⸗ 
landesgericht den Angeklagten in Übereinſtimmung 
mit den Vorinſtanzen freigeſprochen. 


Erblasser und Erben. von Regierungsrat 


dann mit dem gleichen Zeitpunkt ein, bis zu dem die 
Vermögenſteuer bei dem Erblaſſer erhoben wurde, 
nämlich mit dem Beginn des Kalendermonats, der 
dem Todestag unmittelbar folgte. 

Das neue Vermögenſteuergeſetz vom 22. 5. 1931 
hat hier mit Wirkung vom 1. 1. 1931 weſentliche 
Anderungen gebracht, die diktiert find ven dem 
Grundſaß, daß nach dem Reichsbewertungggezie von 
22. 5. 1931 für Neu⸗ und Nachfeſtſtellan erz 5 Ver · 
hältniſſe bei Beginn des auf die 2 s ee nt 
oder den Eintritt in die Steuerpflich fo leich n Kalen⸗ 
derjahrs zugrunde zu legen ſig i 101 5 e Grund- 
ſatz gilt naturgemäß auch ü die infonge des Erbfalls 
bei den Erben etwa vorzunehmenden Neu- oder Nach⸗ 
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veranlagungen, die fich jeweils nach dem Stand des 
Vermögens zu richten haben, wie er ſich zu Beginn des 
dem Todestag folgenden Kalenderjahrs ergibt. Da 
ferner die Vermögenſteuerveranlagung nach dem neuen 
Vermögenſteuergeſetz nicht mehr wie bisher nach dem 
Kalenderjahr, ſondern nach dem Rechnungsjahr (1. 4. 
bis 31. 3.) ſtattfindet, fo verzögert ſich die ſteuerliche 
Wirkung der Neu- oder Nachveranlagungen bei den 
Erben um noch ein Vierteljahr. Sie beginnt nämlich 
erſt mit dem Beginn des Rechnungsjahrs, das dem 
Kalenderjahr, in das die durch den Erbanfall ver⸗ 
anlaßte Wertveränderung fällt, unmittelbar folgt. Iſt 
z. B. der Erblaſſer am 15. 4. 1932 verſtorben, fo erfolgt 
eine Neuveranlagung des Erben, wenn ſich durch den 
Erbanfall der Wert ſeines Geſamtvermögens nach dem 
Stand vom 1. 1. 1933 um mehr als den zehnten Teil 
oder um mehr als 50 000 RM. vermehrt hat, mit 
ſteuerlicher Wirkung vom 1. 4. 1933 ab.“) 

Dieſe Hinausſchiebung der ſteuerlichen Erfaſſung 
des durch den Erbfall angefallenen Vermögens beim 
Erben mußte naturgemäß dazu führen, die Vermögen⸗ 
beſteuerung beim Erblaſſer entſprechend auszudehnen. 
Daraus ergibt ſich die Beſtimmung des 8 14 des neuen 
VStG., daß beim Erlöſchen der Steuerpflicht die 
Steuer bis zum Schluß des Rechnungsjahrs zu er⸗ 
heben iſt, in dem die Steuerpflicht weggefallen iſt. In 
dem gewählten Beiſpiel würde daher die Vermögen⸗ 
ſteuer des Erblaſſers über den Zeitpunkt des Er⸗ 
löſchens ſeiner Steuerpflicht (dem 15. 4. 1932) hinaus 
noch weiter bis zum 31. 3. 1933 zu erheben fein. 

Die nach dem Tode des Erblaſſers bei den Erben 
nach § 14 noch zu erhebende Vermögenſteuer iſt keine 
Steuer der Erben, ſondern ſie bleibt eine 
Steuer des Erblaſſers. Sie iſt daher auch 
dann zu zahlen, wenn bei einem Erben das Geſamt⸗ 
vermögen einſchließlich des angefallenen Erbanteils 
die Freigrenze von 20 000 RM. nicht überſteigt oder 
ſonſtige allgemeine Befreiungsgründe (8 4 VSt.) 
vorliegen ſollten. Hat alſo — um bei dem gegebenen 
Beiſpiel zu bleiben — der am 15. 4. 1932 verſtorbene 
Erblaſſer ſeinen fünf Kindern ein Vermögen von 
90 000 RM. zu gleichen Teilen hinterlaſſen, ſo wird 
bei dieſen ein Geſamtbetrag von 450 RM. Vermögen. 
ſteuer für die Zeit vom Todestag bis zum 31. 3. 1933 
weiter erhoben, obwohl jedes Kind für ſich allein, 
ſofern eigenes Vermögen nicht vorhanden iſt, mit den 
ererbten je 18 000 RM. nicht vermögenſteuerpflichtig 
wäre. Es iſt nicht zu verkennen, daß durch dieſe 
Regelung Härten oder zum mindeſten zeitweiſe Un- 
gleichmäßigkeiten in der Beſteuerung entſtehen können. 
Ob dieſe durch Villigkeitsmaßnahmen der Verwal⸗ 
tungsbehörden allgemein ausgeglichen werden, er⸗ 
ſcheint ſehr zweifelhaft. 

Für die Einziehung dieſer von den Erben zu 
erhebenden Steuerbeträge iſt bemerkenswert, daß es 
ſich nicht um Steuerſchulden der Erben handelt, ſon⸗ 

) Die Verordnung des Reichspräſidenten über die 
Anpaſſung der Vermögenſteuer, Erbſchaftſteuer und Grund⸗ 
erwerbſteuer an die ſeit dem 1. Januar 1931 eingetretenen 
Wertrückgänge vom 12. Mai 1932 fer e S. 192) bringt 
für die Fälle, in denen der Erblaſſer 1931 verſtorben iſt, 
inſofern beſondere Vorteile, als nach 8 2 Abſ. 1 dieſer Ver⸗ 
ordnung Neuveranlagungen zur Vermögenſteuer auf den 
1. Januar 1932 ausgeſchloſſen ſind. Eine Neuveranlagung 
der Erben mit dem ererbten Vermögen iſt daher erſt nach 
dem Stand vom 1. Januar 1933 mit ſteuerlicher Wirkung 
ab 1. April 1933 möglich. 


dern daß ſie als Steuerrückſtände des Erblaſſers anzu⸗ 
ſehen find. Für fie haften die Erben nach § 115 Abſ. 3 
AO. n. F. wie für Nachlaßverbindlichkeiten nach bür⸗ 
gerlichem Recht. Sie können alſo ihre Haftung auf den 
Nachlaß beſchränken, ſie haften jedoch, ſolange der 
Nachlaß ungeteilt iſt, als Geſamtſchuldner. Im übrigen 
handelt es ſich um eine ſteuerrechtliche Haftung, ſo daß 
die Beträge gegebenenfalls nach den maßgebenden Vor⸗ 
ſchriften im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen 
werden können. Insbeſondere gilt auch für dieſe 
Beträge die Vorſchrift des § 106 Abi. 1 AO. n. F., 
wonach die Erben, Teſtamentsvollſtrecker, Erbſchafts⸗ 
beſitzer, Pfleger, Verwalter und die Bevollmächtigten 
dieſer Perſonen dafür zu ſorgen haben, daß Mittel zu 
ihrer Bezahlung zurückgehalten werden und die Be⸗ 
zahlung erfolgt, daß ferner auf Verlangen aus dem 
Nachlaß Sicherheit zu leiſten iſt. Soweit die genannten 
Perſonen nicht für dieſe Beträge ſteuerrechtlich haften, 
beſteht für ſie eine ſteuerrechtliche Duldungspflicht in 
dem Sinne, daß ſie die Zwangsvollſtreckung in den 
Nachlaß, ſoweit er in ihrem Beſitz iſt oder ihrer Ver⸗ 
waltung unterliegt, zu dulden haben. 

Zweifelhaft könnte ſein, ob die von den Erben zu 
erhebenden Vermögenſteuerbeträge für die Berechnung 
der Erbſchaftſteuer vom Nachlaß abzugsfähig ſind. 
Daß Steuerrückſtände ebenſo wie privatrechtliche 
Schulden die Bereicherung des Erben mindern und 
daher abzugsfähig ſind, bedarf keiner Erörterung. Es 
beſteht indeſſen der Grundſatz, daß regelmäßig wieder⸗ 
kehrende Verpflichtungen wie Zinſen, Mieten und auch 
Steuern nur inſoweit abzugsfähig ſind, als die Zeit, 
für die ſie zu entrichten ſind, in die Lebenszeit des Erb⸗ 
laſſers fällt. Trotz dieſes Grundſatzes möchte ich die 
Abzugsfähigkeit bejahen. Es handelt ſich hier nicht um 
Steuerbeträge, die beim Erblaſſer und Erben in 
gleicher Weiſe wiederkehren und fortlaufend, unbe⸗ 
ſchadet des durch den Erbfall entſtandenen Beſitz⸗ 
wechſels, weiterzuzahlen ſind, ſondern um Steuern, 
die ſich lediglich nach dem am letzten Feſtſtellungszeit⸗ 
punkt vorhandenen Vermögen des Erblaſſers richten, 
ganz gleich ob dieſes in gleicher Höhe auf die Erben 
übergegangen iſt und ob dieſe mit ihrem eigenen und 
ererbten Vermögen überhaupt der Vermögenſteuer 
unterliegen. Die nachzuerhebenden Beträge ſtellen 
ſomit, auch wenn ſie erſt nach dem Tode fällig werden, 
eine Steuerſchuld des Erblaſſers dar, die den Nachlaß 
mindert. 

„Die Vermögenbeſteuerung der Erben ſetzt grund⸗ 
ſätzlich mit dem Zeitpunkt ein, bis zu dem die Ver⸗ 
mögenſteuer des Erblaſſers erhoben wird, d. h. mit 
dem Beginn des Rechnungsjahrs, das dem Kalender⸗ 
jahr, in dem der Erblaſſer geſtorben iſt, unmittelbar 
folgt. Erforderlich iſt, daß die geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für eine Neu- oder Nachveranlagung nach 
den perſönlichen Vermögensverhältniſſen der Erben 
in Verbindung mit dem durch den Erbanfall entftan- 
denen Vermögenszinvachs überhaupt vorliegen. Bei 
einem unbeſchränkt vermögenſteuerpflichtigen aber 
bisher vermögenſteuerfreien Erben wird lediglich zu 
prüfen ſein, ob mit dem bisherigen und ererbten Ver⸗ 
mögen die Freigrenze von 20000 RM. überſchritten 
iſt. War der Erbe jedoch zur Zeit des Erbanfalls be⸗ 
reits zur Vermögenſteuer veranlagt, ſo kommt es 
darauf an, daß ſich der Wert des Geſamtvermögens 
bei Beginn des dem Tode folgenden Kalenderjahres, 
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der an ſich für das in dieſem Kalenderjahr beginnende 
Rechnungsjahr maßgebend ſein würde, um mehr als 
den zehnten Teil oder um mehr als 50 000 RM. erhöht 

Kommen z. B. zu einem Vermögen von 
15 000 RM. durch den Erbfall 10 000 RM. hinzu, jo 
findet eine Neuveranlagung nach dem Geſamtwert 
von 25000 RM. ſtatt. Kommt zu einem Vermögen 
von 150 000 RM. ein Erbteil von 10 000 RM. hinzu, 
— alſo weniger als der zehnte Teil —, iſt eine Neu⸗ 
veranlagung unzuläſſig. Eine Nachveranlagung hat 
zu erfolgen, wenn z. B. ein Ausländer ein im Inland 
gelegenes Grundſtück erbt und dadurch beſchränkt 
ſteuerpflichtig wird. 

Neu- und Nachfeſtſtellungen einzelner Einheits⸗ 
werte aus Anlaß des Erbfalls kommen inſofern kaum 
in Frage, als die Einheitswerte grundſätzlich auch für 
den Rechtsnachfolger Geltung haben (8 219 Abi. 2 
AO. n. F.). Hat ſich jedoch ein Einheitswert bei Be⸗ 
ginn des dem Todesfall folgenden Kalenderjahrs um 
mehr als den 20. Teil oder um mehr als 25 000 RM. 
verändert, ſo muß ohne Rückſicht auf den Beſitzwechſel 
durch den Erbfall eine Neufeſtſetzung erfolgen. Dabei 
kommen jedoch Wertveränderungen, die auf allge⸗ 
meiner Veränderung der Wirtſchaftsverhältniſſe be⸗ 
ruhen, nicht in Betracht. Auch Nachfeſtſtellungen von 
Einheitswerten können durch den Wechſel in der 
Perſon des Eigentümers allein nicht begründet 
werden. Benutzt jedoch der Erbe z. B. einen Bauplatz 
des Erblaſſers als Betriebsgrundſtück, ſo wird nicht 
durch den Wechſel der Perſon, ſondern durch die Aende⸗ 
rung der Art des Grundſtücks unter Umſtänden eine 
Nachfeſtſtellung notwendig. 

Im neuen Vermögenſteuergeſetz iſt an ſich der 
Grundſatz der Kontinuität der Veran⸗ 
Vera zum Ausdruck gekommen: Die urſprüngliche 
Daunen gilt bis zum Beginn der Neuveran⸗ 
gung ($ 12 Abi. 3). Iſt alſo die eine Neuveran- 
lagung begründende Wertveränderung z. B. am 
10. Januar 1932 eingetreten, ſo erfolgt dieſe erſt nach 
dem Vermögensſtand vom 1. 1. 1933 mit ſteuerlicher 
Wirkung vom 1. 4. 1933. Bis zu dieſem Zeitpunkt 
gilt die urſprüngliche Veranlagung des Steuer- 
pflichtigen. Der Grundſatz der Kontinuität iſt jedoch 
rurchbrochen beim Uebergang der Vermögenbeſteue⸗ 

ung vom Erblaſſer auf den Erben, wenn der Todes⸗ 
0 in dem erſten Kalendervierteljahr erfolgt iſt. 
ri wird nämlich kraft ausdrücklicher Geſetzes⸗ 
zu une (S 14) die Steuer des Erblaſſers nur bis 
währe Hluß des laufenden Rechnungsjahres erhoben, 
ol nd die Beſteuerung beim Erben — ſofern eine 
19 Besrhaupt in Frage kommt — erſt für die Zeit 
dem Bann des Rechnungsjahres Geltung hat, das 
on enderjahr, in dem der durch den Erbfall ent⸗ 
It z x Vermögenszuwachs fällt, unmittelbar folgt. 
wird der Erblaſſer am 10. 1. 1932 geſtorben, ſo 
echo en Vermögenſteuer bis zum 31.3.1932 weiter 
„n während die Vermögenbeſteuerung bei den 
Erben erſt mit dem 1. 4. 1933 einfeht. Das Nach 
laßbermögen bleibt al ſo ein volles 
Jahr (t. 1. 1982 bis 31. 3. 1933) unver- 
ſteue 1 

Daß hier eine vom Geſetzgeber nicht beabſichtigte 

Lücke im Geſetz beſteht,) iſt 1 5 Erachtens nicht 


D. Vol. Balzer, Erlöſchen der Vermögenſteuerpflicht für 
die Zeit nach dem 1. 1. 1931 (DSL. 1932 S. 257). 


anzunehmen. Wäre nämlich der Grundſatz der Kon⸗ 
tinuität auch hier durchgeführt worden, ſo müßte die 
in Einzelfällen zu Härten führende Nacherhebung der 
Vermögenſteuer des Erblaſſers beim Erben noch weiter 
fortgeſetzt werden, ſo daß noch größere Härten für die 
Erben entſtehen würden. Es erſcheint durchaus glaub⸗ 
haft und richtig, daß der Geſetzgeber bei objektiver 
Vetrachtungsweiſe nicht nur die ſich aus der geſetzlichen 
Regelung ergebenden Härten, ſondern auch die für die 
Steuerpflichtigen in Einzelfällen zwangsläufig ent⸗ 
ſtehenden Vorteile mit in Kauf nehmen wollte. 
Weſentliche Steuerausfälle ſind nicht zu erwarten, da 
ſich das Ausſetzen der Vermögenbeſteuerung nur auf 
Einzelfälle und die Zeit eines Jahres erſtreckt. Es 
kommt hinzu, daß der Zeitpunkt des Vermögensüber⸗ 
ganges bei Erbfällen vom Zufall abhängt; bei Schen- 
kungen kommt ein Erlöſchen der Steuerpflicht nicht in 
Frage, ſo daß hier nach dem Grundſatz der Kontinuität 
die urſprüngliche Veranlagung des Schenkers bis zur 
Neuveranlagung des Beſchenkten wirkſam bleibt. 

Zum Schluß meiner Ausführungen möchte ich 
noch erwähnen, daß in einem Sonderfall die Ver⸗ 
mögenbeſteuerung des Erblaſſers für den Erben ohne 
Unterbrechung und ohne Neuveranlagung beſtehen 
bleibt. Nach der Vorſchrift des § 68 Abſ. 1 R Bew. 
wird das Vermögen von unbeſchränkt ſteuerpflichtigen 
und nicht dauernd voneinander getrennt lebenden 
Ehegatten für die Ermittlung des Geſamtwerts zu⸗ 
ſammengerechnet, und es findet nach § 10 Abi. 1 
VStG. eine Zuſammenveranlagung beider Ehegatten 
ſtatt. Das hat nach Anſicht des Reichsfinanzhofs) 
zur Folge, daß beide Ehegatten in gleicher Weiſe von 
der Veranlagung erfaßt werden, daß die Ehefrau für 
die veranlagte Vermögenſteuer als ihre eigene 
Steuerſchuld haftet, d. h. ebenſo wie der Ehemann als 
unmittelbarer Steuerſchuldner anzuſehen iſt. Stirbt 
nun ein Ehegatte und iſt der überlebende Ehegatte 
Alleinerbe, ſo bleibt die Vermögenseinheit dadurch 
unberührt. Eine Neuveranlagung bei dem über⸗ 
lebenden Ehegatten findet nicht ſtatt, ſo daß dieſer die 
veranlagte Steuer für den Reſt des Hauptfeſtſtellungs⸗ 
zeitraums (8 11 Abſ. 1) weiter zu entrichten hat. 
Dabei iſt es unerheblich, daß die Steuerpflicht des 
einen Ehegatten durch den Tod weggefallen iſt, da die 
Einheit des zuſammengerechneten Vermögens unver⸗ 
ändert beſtehen bleibt und der überlebende Ehegatte 
vor und nach dem Tode mit dem gleichen Vermögen 
als unmittelbarer Steuerſchuldner ſteuerpflichtig it. 
Eine Neuberanlagung kann jedoch geboten ſein, wenn 
ſich das Vermögen zur Zeit des Erbfalls ſo verändert 
hat, daß die geſetzlichen Voraussetzungen für eine Neu⸗ 
veranlagung an ſich vorliegen. Anlaß zu der Neu⸗ 
veranlagung iſt dann nicht das Erlöſchen der Steuer 
pflicht durch den Tod des einen Ehegatten, ſondern 
lediglich die Vermögensveränderung. . 

Die für das Reichsbewertungs- und Vermögen⸗ 
ſteuergeſetz vom 10. 8. 1925 ergangene Entſcheidung 
des Reichsfinanzhofs behält auch für das Neid 
bewertungs⸗ und Vermögenſteuergeſetz vom Veſtim⸗ 
ihre Bedeutung, da ſich die einſchlägige s Abl. 1 
mungen (vgl. 8 48 Abſ. 1 R BewG. alt nnen 0 nickt 
neu, § 10 Abſ. 1 VStG. alt und neu) 4) 
geändert haben. 


2) Tal. RSH. vom 6. 11. 10 1 A 429/28, Entſch. Bd. 24 
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Die steuerliche Begünstigung bei Gesellschaftsauflösungen. 
Von Diplom-Steuersachverständigem Dr. . Beuck, Berlin. (Schluß.) 


Beiſpiel 4. 


Drei Geſellſchafter beſitzen die Anteile einer 
GmbH, die Waren auf eigenem Fabrikgrundſtück her⸗ 
ſtellt. Sie wollen das Unternehmen in Form einer 
OSG. fortführen. Es fei angenommen, daß die An⸗ 
teile bisher zu ihrem Privatvermögen gehörten, und 
zwar ſchon ab 10. 12. 1931. Hier beſtehen drei 
Möglichkeiten (vgl. Blümich, Mitteilungen der 
Induſtrie⸗ und Handelskammer Berlin 1932 S. 317, 
dem ich im weſentlichen zuſtimme): 

a) Die Geſellſchafter beſchließen zunächſt die Auf 
löſung der GmbH., übernehmen deren Vermögen und 
bringen dies unmittelbar danach in eine neu ge- 
gründete OHG. ein. $ 10 Aufteilungs O. tft hier 
nicht anwendbar, da das Vermögen der aufgelöſten 
Gmbh. nicht unmittelbar in einen Betrieb, fondern 
zunächſt in das Privatvermögen der Geſellſchafter 
und erſt von da in das Betriebsvermögen der OHG. 
übergeht. 88 8 und 9 AufteilungsVO. find dagegen 
bei Übertragung der Grundftüde auf die Geſellſchafter 
anwendbar. Die aufgelöſte GmbH. unterliegt daher 
der Liquidationſteuer. Durch die Einbringung der 
Werte in die neu gegründete OHG. entſteht Kapital⸗ 
verkehrſteuer nach 8 17 KVG. (al. NH. Bd. 23 
S. 186) und Grunderwerbſteuer, allerdings ermäßigt 
nach § 15 Abſ. 3 GrStG. Letztere Steuer kann hier 
dadurch vermieden werden, daß die Grundſtücke in 
dem Privatvermögen der Geſellſchaft verbleiben und 
an die OG., wie dies nicht ſelten geſchieht, ver- 
pachtet werden. 

b) Die Geſellſchafter gründen noch vor Auf⸗ 
löſung der GmbH. eine OHG. und übertragen die 
Anteile an der GmbH. auf die OHG. Werden hier 
die Geſellſchaftsanteile mit einem höheren Werte an⸗ 
geſetzt als dem Anſchaffungspreis oder, falls ſie ſchon 
im Jahre 1924 im Beſitz der Geſellſchafter waren, mit 
dem gemeinen Werte vom 1. 1. 1925, ſo entſteht ein 
ſteuerpflichtiger Veräußerungsgewinn nach 8 30 Abſ. 3 
EStG. Im Gegenſatz zum Beiſpiel a iſt hier aber, 
da die OHG. erſt nach dem 10. 12. 1931 Geſell. 
ſchafterin der aufzulöſenden GmbH. wird, $ 8 nicht 
anwendbar, fo daß für die Übertragung der Grund- 
ſtücke in die OHG. Grunderwerb⸗, Wertzuwachs und 
Gewerbeanſchaffungſteuer zu entrichten ſein würden. 
Dagegen kommt $ 10 AufteilungsB O. zu Raum, da 
dieſe Vorſchrift, ebenſo wie 8 9, nicht auf den Stich- 
tag des 10. 12. 1931 abſtellt. Beachtlich iſt, daß bereits 
durch die Einbringung der Geſellſchaftsanteile in die 
neu gegründete OHG. Grunderwerbſteuern für die 
im Beſitz der GmbH. befindlichen Grundſtücke und 
Geſellſchaftſteuer nach 8 17 KG. (5 v. T.) ausgelöſt 
werden. 

e) Die Geſellſchafter gründen noch vor Auf⸗ 
löſung der GmbH. eine OHG. und treten dieſer ihre 
Anſprüche auf die Liquidationsraten ab, die ihnen 
zuſtehen, nachdem ſie die Auflöſung der GmbH. be⸗ 
ſchloſſen haben. Hier entſteht die Grunderwerbſteuer 
für die Übertragung der Grundſtücke auf die OHG., 
aber die Liquidationſteuer bleibt gemäß § 10 außer 
Anſatz. Im übrigen liegt dieſer Fall, der nicht allzu ⸗ 
häufig praktiſch werden dürfte, ähnlich dem Falle b. 


Von den geſchilderten drei Wegen erſcheint der 
Wegt zu a am geeignetſten für die Auflöſung einer 
Geſellſchaft, da er die Möglichkeit der größeren 
Steuererſparnis bietet, während der Weg zu b wohl 
die größten Steuerlaſten auslöſt. 

Die Ausführungen zu a bis c laſſen erkennen, 
daß die durch die Überführung entſtehenden Steuer⸗ 
laſten in den Fällen, in denen mehrere Geſellſchafter 
an der aufgelöſten Geſellſchaft beteiligt find, erheblich 
höher find als bei Auflöſung einer Einmanngeſell⸗ 
ſchaft (vgl. oben Beiſpiel 1 S. 331 dieſer Zeitſchrift). 
Dieſes Ergebnis iſt wenig befriedigend und ſtellt ins⸗ 
beſondere dann eine Härte dar, wenn an der auf. 
gelöſten Geſellſchaft lediglich Eheleute beteiligt ſind, 
die ſonſt im Beſitzſteuerrecht (vgl. $ 22 EStG., 8 10 
VSt.) als eine einheitliche Perſon angeſehen ver: 
den. Allgemein ſei nochmals betont, daß die Per⸗ 
ſonengleichheit der Geſellſchafter auf das genaueſte 
gewahrt fein muß, da nur dann bezüglich der im 8 8 
genannten Steuerarten Steuerfreiheit eintritt. So⸗ 
bald alſo in die aufnehmende Geſellſchaft ein bisher 
an der aufgelöſten GmbH. nicht beteiligter Dritter 
eintritt, wird inſoweit die Steuerfreiheit nach 8 8 
verwirkt. 

Schließlich ſei noch erwähnt, daß die Vergünſti⸗ 
gungen des § 10 nicht davon abhängen, daß die Ver⸗ 
teilung des Geſellſchaftsvermögens auf die Geſell⸗ 
ſchafter nach Verhältnis ihres Anteilsbeſitzes geſchieht; 
auch wenn ein Geſellſchafter das Grundſtück mit Zu⸗ 
behör, der andere die Warenvorräte und Außenſtände 
erhält, iſt § 10 anwendbar. Anders verhält es ſich, 
wie bereits betont, mit der Vergünſtigung nach 8 8 
beim Übergang von Grundſtücken. Hier muß der 
übergang nach dem Beteiligungsverhältnis am 10. 12, 
1931 vor ſich gehen (gl. oben S. 238 Juniheft dieſer 
Zeitſchrift). Wieder anders iſt die Rechtslage nach 
89 beim Übergang in das Privatvermögen eines Ge⸗ 
ſellſchafters (ſiehe unten). 


5 Beiſpiel 5. 

„Die Anteile einer GmbH., die Großhandel be- 
treibt, ind am 10. 12. 1931 im Beſitz einer OHG., die 
die Waren herſtellt. Die Großhandelsgeſellſchaft ſoll 
aufgelöſt werden. Es entſtehen die gleichen Fragen 
wie in den Beiſpielen 1 und 2. 


f Beiſpiel 6. 

Eine AG. beſitzt die Aktien einer Grundſtücks⸗ 
aktiengeſellſchaft. Das Vermögen der Grundſtücks⸗ 
geſellſchaft ſoll auf die Muttergeſellſchaft übergehen. 
Da bereits nach $ 18 KStG. eine Liquidationſteuer 
bei der aufzulöſenden Tochtergeſellſchaft nicht in Frage 
kommt, findet § 10 Aufteilungs VO. hier überhaupt 
keine Anwendung (bgl. die Ausführungen von S. 330 
dieſer Zeitſchrift). 


Zu 2b: überführung in das Privat- 
vermögen des Geſellſchafters. 

Es iſt bereits oben S. 330 Auguſtheft dieſer Zeit⸗ 
ſchrife dargelegt, daß nach dem geltenden Recht in der 
Auflöſuna der Geſellſchaft und Überführung des Ver⸗ 
mögens auf die Geſellſchafter eine Veräußerung der 
Beteiligung zu erblicken iſt, die die Einkommenſteuer 
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nach § 30 auslöſt (StuW. 1931 Nr. 796). Von dieſer 
Steuer ſtellt 8 9 Aufteilungs O. frei, ſoweit Grund⸗ 
ſtücke, die ſeit Ende des Steuerabſchnitts 1928 zum 
Betriebsvermögen der aufgelöſten Geſellſchaft oder 
ihres Rechtsvorgängers (im Falle der Geſamtrechts⸗ 
nachfolge, z. B. bei Fuſion) gehört haben, auf den 
Geſellſchafter übergehen. Gehören zum Vermögen der 
aufgelöſten Geſellſchaft noch andere Vermögensgegen⸗ 


ſtände, ſo tritt inſoweit keine Befreiung von der 
Steuer nach $ 30 EStG. ein. 


Beiſpiel: Eine Grundſtücksaktiengeſellſchaft, 
an der zwei Aktionäre beteiligt ſind, ſoll zum 1. 10. 


1982 aufgelöſt werden. Sie ſtellt für den 30. 9. 1982 
folgende Bilanz auf: 


Aktiva. 
Grundſtücke 5 60 000 RM. 
Kaſſe und Bankguthaben . 42 000 RM. 
Debitoren 8 000 RM. 
110 000 RM. 
Paſſiva. 
Grundkapital 60 000 RM. 
Reſerven 30 000 RM. 
Kreditoren 10 000 RM. 
Gewinn 10 000 RM. 
110 000 RM. 
Die Liquidationsbilanz für den 30. 9. 1932 hat 
ſolgendes Ausſehen: 
Aktiva. 
Grundſtücke 80 000 RM. 
Kaſſe und Bankguthaben. 42 000 RM. 
Debitoren 8 000 RM. 
130 000 RM. 
Paſſiva. 
Kreditoren 9 10 000 RM. 
Reinvermögen 120 000 RM. 
180 000 RM. 


Übernimmt von den Geſellſchaftern A die Grund- 
ſtücke im Werte von 80 000 RM. unter Seraus- 
zahlung von 20 000 RM. an den anderen Aktionär, 
° Mt nur dieſer von der Einkommenſteuer befreit, 
während der Aktionär B die Steuer nach § 30 ent- 
richten müßte, da die Aufteilungsverordnung bewußt 
ber zergünſtigung auf die Grundſtücksübertragung 
eſchränkt. Haben die beiden Aktionäre die Aktien 
sammen für 80 000 RM. erworben, ſo entſteht bei 
den ein Veräußerungsgewinn von 20 000 RM., 
90 ei A ſteuerfrei bleibt, während Aktionär B 
15 000 — 5000 (Freibetrag nach § 32 EStG.) = 
a gemäß 88 30 und 58 EStG. (zu einem 
bea iaten Tarif) verſteuern muß. Es iſt aber zu 
Een, daß die im $ 8 genannten Steuern bei 
Übertragung des Grundſtücks auf A nur zu 50% 
außer Hebung bleiben. Saben die Geſellſchafter die 
Anteile bereits vor dem 1. 1. 1925 erworben, ſo iſt 
Ausgangswert der gemeine Wert vam 1. 1. 1925. 
Teilen die Geſellſchafter das Vermögen der Gejell- 
ſchaft gleichmäßig unter ſich, ſo bleibt von dem auf 
jeden entfallenden Veräußerungsgewinn bon je 
20 000 RM. der auf den Grundſtückswert entfallende 
Anteil, d. h. zwei Drittel von 20 000 RM., ſteuerfrei, 


übri i ichtig iſt. Dieſes 
während das übrige Drittel ſteuerpflichtig iſt 
en könnten die Geſellſchafter re 
daß vor Auflöſung der Geſellſchaft das 11 9 15 
Höhe der Kaſſenbeſtände, So 0 = N 
toren nach Abzug der Kreditoren herabgeſe g 1 1 
Der Veräußerungsgewinn bleibt 1 1 I er 
Höhe beftehen, ift dann aber in vollem l mfang 9 er⸗ 
frei, da er in voller Höhe auf die ee r in 
den Grundſtücken ſteckenden Reſerven entfällt. 


Zu beachten iſt bei Überführung De u 
vermögen, daß, anders als im Falle 55 15 8810 
teilungsV O., die Liquidationſteuer . d 5 
aufrechterhalten bleibt. Die Höhe 928 u i ws 
ſteuer beträgt 200% des Mehrwerts 5 15 rie ‚ber. 
mögens bei Auflöſung gegenüber den = etzten Er 
anlagung zugrunde liegenden ea pr und wir 
in manchen Fällen die Geſellſchaf 1 der oe, 
planten Auflöſung der Geſellſchaft a halten. Ob an 
in welcher Höhe die Liquidationſteuer entſteht, häng 

dem Werte des Grundſtücks und der bisherigen 
Bilansierung ab. Meiſt ſtehen die Grundſtücke bei 
dieſen Geſellſchaften mit dem Einheitswert vom 1. 1. 
1925 — nach Abzug der für die inzwiſchen einge- 
tretene Abnutzung vorgenommenen Abſetzungen — zu 
Buch. Bis zu dieſem Werte ſind die Anſätze ent⸗ 
ſprechend der Vorſchrift des 8 108 Abi. 3 Etch. 
worauf Blümich, a. a. O. 6 313, mit Recht hinweiſt, 
in der Praxis im allgemeinen ohne nähere Prüfung. 
ob auch die gemeinen Werte vom le dle 1925, die an 
ſich nach $ 107 EStG. die Höchſtgrenze für den An⸗ 
fangswert bilden, dieſe Höhe erreichen, in der Steuer ⸗ 
bilanz erhöht worden, gleichgültig, wie die Werte in 
der Handelsbilanz angeſetzt waren. Infolge des 
Sinkens aller Werte in der letzten Zeit werden dieſe 
Anſätze häufig nicht oder doch nur wenig hinter den 
Werten zurückbleiben, die als gemeine Werte im Zeit. 
punkt der Auflöſung in Frage kommen. Inſoweit 
ſcheinen mir die vielfach in der Tagespreſſe und in 
den Steuerfachſchriften geäußerten Bedenken nicht voll 
begründet. Immerhin werden doch einzelne Fälle be⸗ 
ſtehen, in denen die Differenz zwiſchen dem heutigen 
gemeinen und dem letzten Buchwert eine beträchtliche 
Höhe erreicht. Sind ſeinerzeit die Grundſtückswerte 
nicht bis zu den Einheitswerten vom 1. 1. 1925 
heraufgeſetzt worden, jo würde jetzt, wenn man dieſe 
Werte als unabänderlich anſieht, eine beträchtliche 
Liquidationſteuer bei der aufgelöſten Geſellſchaft ent- 
ſtehen. Die Rechtſprechung dürfte jedoch die Möglich⸗ 
keit bieten, auch jetzt noch den Antrag auf Erhöhung 
der Grundstückswerte bis zu den Einheitswerten von 
1925 zu ſtellen. Schon nach der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung konnte der Antrag nicht nur für das Jahr 
1925, wie man nach der Faſſung des § 108 Abſ. 3 
EStch. zunächſt wohl annehmen könnte, ſondern auch 
in ſpäteren Jahren geſtellt werden. Das hat die Wir⸗ 
kung daß die Erhöhungsbeträge der letzten, der Ligui- 
dation vorangehenden Schlußbilanz hinzuzuſetzen af. 
Vorausſetzung für dieſe Erhöhung war bi h ii 
dieſe Bilanz die Grundſtücke in der gleichen 4 Maher 
die Anfangsbilanz 1925 auswies. Daher 15 5 er 
ein ſolcher Antrag nicht mehr mißt, nn beim 
Grundſtück ſchon Abſchreibungen N orgenommen 
wurden oder ſolche Abjchreibungen 15 rn Sahren 
doch geboten waren (vgl, HOP. S. 172, 1939 
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S. 112). In dieſer Rechtſprechung iſt meines Er⸗ 
achtens in jüngſter Zeit durch die Entſcheidung Bd. 30 
S. 114 eine Wendung zugunſten der Steuerpflichtigen 
eingetreten. Nach den Leitſätzen dieſes Urteils iſt 
grundſätzlich auch noch bei einer ſpäteren Veran⸗ 
lagung eine Berichtigung oder Anderung der An- 
fangsbilanz geboten bzw. zuläſſig, wenn ein Gegen⸗ 
ſtand des Betriebsvermögens in der Eröffnungsbilanz 
nach den einkommenſteuerrechtlichen Beſtimmungen 
mit einem anderen als dem tatſächlich angeſetzten Be⸗ 
trage hätte angeſetzt werden müſſen oder dürfen. Der 
Reichsfinanzhof hat in Verfolg dieſer Grundſätze in 
einer Entſcheidung vom 30. 5. 1932 (RStBl. 1932 
S. 670 bis 673) ausgeſprochen, daß derartige Be⸗ 
richtigungen auch bei Aufwertungsſchulden in der 
Weiſe zuläſſig find, daß vom bisher zugrunde ge— 
legten Nennbetrag der Aufwertungsſchuld zum ge 
meinen Wert am Bilanzſtichtag übergegangen werden 
kann, weil eine Bindung an den Nennbetrag unbillig 
wäre. Unbillig wäre aber, wie ich glaube, auch die 
Bindung an einen zu niedrigen Grundſtücksanſatz, 
ſelbſt wenn in der Zwiſchenzeit bei Ermittlung des 
Gewinns dieſe niedrigeren Werte zugrunde gelegt 
worden ſind. Ich möchte daher annehmen, daß in 
den meiſten Fällen auch jetzt noch eine Erhöhung der 
Grundſtückswerte zuläſſig ſein wird. Im Einzelfall 
wird es auch nicht ausgeſchloſſen fein, nach 8 131 AO. 
Erleichterungen zu erzielen; der Reichsminiſter der 
Finanzen hat dies ſelbſt in einem Beſcheid vom 4.2, 
1931 (Berliner Tageblatt vom 10. 4. 1932 Abt. Grund⸗ 
ſtücksmarkt) zum Ausdruck gebracht. Dort heißt es, 
daß dann, wenn ein Grundſtück, das vor Auflöſung 
der Grundſtücksgeſellſchaft un Eigentum dieſer Geſell⸗ 
ſchaft geſtanden hat, bereits vor dem Kriege erworben 
worden und die Bewertung des Grundſtücks in der 
Anfangsbilanz vom 1. 1. 1925 infolge der Verkoppe⸗ 
lungsvorſchrift des § 108 Abſ.2 wegen des geringen 
Einheitswerts für den 1. 1. 1925 im Gegenſatz zu dem 
Wertanſatz in der Handelsbilanz beſonders niedrig 
war, nach § 131 AO. ein Erlaß oder eine Ermäßigung 
der Steuer gewährt werden könne. 


Für die Bemeſſung der Abſetzungen für 
Abnutzung iſt in ſolchen Fällen nicht etwa von 
dem Liquidatioswert von 80 000 RM. (pgl. vorſtehen⸗ 
des Beiſpiel), ſondern von dem letzten Buchwert von 
50 000 RM. auszugehen, wodurch die Steuerfreiheit 
des Veräußerungsgewinns zum Teil kompenſiert 
wird. Der Geſellſchafter hat nicht die Möglichkeit, den 
höheren gemeinen Wert den Abnutzungsabſchreibun⸗ 
gen zugrunde zu legen, er hat auch nicht die Mög⸗ 
lichkeit, für die Abſetzungen von einem den Auf⸗ 
löſungsbuchwert überſteigenden Anſchaffungspreis 
ſeiner Beteiligung auszugehen. Dies gilt aber nicht 
für die Fälle, in denen § 9 gar keine Anwendung 
findet, z. B. weil § 30 nicht gegeben iſt. Es ſind dies 
die Fälle, in denen Geſellſchafter nicht weſentlich be⸗ 
teiligt find, und ferner die Fälle, in denen die Geſell⸗ 
ſchafter zwar weſentlich beteiligt find, bei denen je- 
doch der auf das Grundſtück anteilig entfallende Er⸗ 
werbspreis der Beteiligung den Zeitwert des Grund. 
ſtücks im Augenblick der Auflöſung überſteigt. Hier 
kann bei den Abſetzungen für Abnutzung vom ge 
meinen Wert des Grundſtücks ausgegangen werden 
(vol. Ott a. a. O. Sp. 52). 


III. Weitere Steuern. 
1. Umſatzſteuer. 

Außer den bisher erwähnten Steuern (Ein⸗ 
kommen-, Körperſchaft⸗, Grunderwerb⸗, Wertzuwachs⸗ 
und Gewerbeanſchaffungſteuer) laſten auf dem Auf⸗ 
löſungs⸗ und Übergangsgefhäft ſehr häufig noch 
weitere Steuern. In erſter Linie iſt hier die Um⸗ 
ſatzſteuer zu nennen. Bei der jetzt geltenden Höhe 
von 2 bis 2½ v. H. ſtellt fie eine erhebliche Laſt dar. 
Die Umſatzſteuerpflicht dürfte ſich in ſehr vielen 
Fällen aus der jüngſten Rechtſprechung ergeben. Nach 
der Entſcheidung vom 24. 4. 1931 (Amtl. Sammlung 
Bd. 29 S. 22) iſt die entgeltliche Veräußerung des 
gewerblichen Unternehmens im ganzen als letzter Akt 
der gewerblichen Tätigkeit grundſätzlich umſatzſteuer⸗ 
pflichtig. Allerdings iſt die Umſatzſteuerpflicht in 
einigen bedeutſamen Punkten ausgeſchloſſen. Nach 
§ 2 Ziff. 8 (in Kraft ſeit dem 1. 1. 1931) bleiben Um⸗ 
ſätze von Grundſtücken und grundſtücksgleichen Rechten 
im Sinne des Gewerbeſteuergeſetzes ſteuerfrei. Das 
bewegliche Inventar, Maſchinen und ſonſtige Vor⸗ 
richtungen, die zu einer Betriebsanlage verwendet 
find, ſind aber von dieſer Steuerfreiheit aus— 
genommen. Steuerfrei bleibt mithin die Übertragung 
der Grundſtücke und Gebäude in das Eigentum des 
Geſellſchafters. Es bleiben ferner nach $ 2 Nr. 5 
ſteuerfrei Umſätze von Geldforderungen, insbeſondere 
von Wechſeln und Schecks, von Wertpapieren, Bank⸗ 
guthaben u. dgl. Demnach iſt der Übergang der Debi- 
toren, Bankguthaben, Kaſſenbeſtände, der Wechſel⸗ 
und Scheckbeſtände ebenfalls ſteuerfrei. Für die 
Mehrzahl der aufzulöſenden Kapitalgeſellſchaften 
bleibt danach umſatzſteuerpflichtig der übergang der 
Waren und Vorräte und des beweglichen Inventars, 
insbeſondere des Maſchinenparks. Zweifelhaft iſt, wie 
ſich die Behandlung der Grundſtücke bei Grund- 
ſtücksgeſellſchaften ſtellt. Dieſe Geſellſchaften 
haben meiſt in ihren Satzungen als Gegenſtand des 
Unternehmens aufgeführt den „Erwerb und die Ver⸗ 
äußerung von Grundſtücken“. Dies meiſt auch dann, 
wenn ſie tatſächlich nur ein Grundſtück beſitzen und 
verwalten. Es beſteht die Gefahr, daß ſchon auf 
Grund des Wortlauts der Satzungen ein gewerbs— 
mäßiger Grundſtückshandel im Sinne des $ 2 Nr. 8 
UStG. angenommen und die übertragung des 
Grundſtücks auf den Geſellſchafter als der letzte 
umſatzſteuerpflichtige Akt angeſehen wird. Mir will 
ſcheinen, als ſei eine ſolche Behandlung denn doch 
etwas zu formaliſtiſch und nicht vereinbar mit der 
von der Rechtſprechung ſtändig betonten wirtſchaft⸗ 
lichen Betrachtungsweiſe, die 8 9 AD. allgemein für 
das Gebiet der Steuern fordert. 

N Die Befreiung nach § 2 Nr. 11 UStG., die 
Leiſtungen freiſtellt, ſoweit fie eine Steuerpflicht nach 
dem Kapitalverkehrſteuergeſetz begründen, iſt bei Über- 
tragung auf eine neu zu gründende OG. (vgl. Bei⸗ 
ſpiel 4a bis c) nicht anwendbar. Denn wie oben von 
den Beiſpielen da bis c dargeftellt iſt, gehen die 
Gegenſtände entweder zunächſt auf die Geſellſchafter 
über (Beiſpiel a) und werden dann erſt in die OHG. 
eingebracht, oder fie gehen unmittelbar auf die OHG. 
über, nachdem die Anteile von den Geſellſchaftern in 
die OSG. eingebracht find (Beiſpiel 4b). Dann iſt 
aber in der Überführung der Gegenſtände auf die 
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DHE. auch keine kapitalverkehrſteuerpflichtige Ein⸗ 
bringung zu erblicken. 


2. Börſenumſatzſteuer. 

Beſitzt die aufgelöſte Geſellſchaft Wertpapiere, die 
auf die Geſellſchafter übergehen, ſo entſteht nach der 
jüngſten Rechtſprechung, die im Gegenſatz zu der bis⸗ 
herigen Judikatur Bd. 16 S. 223 ſteht, auch noch 
Börſenumſatzſteuer. In einem in den Amtlichen 
Sammlungen veröffentlichten Urteil vom 8.3.1932 
(Bd. 30 S. 251, RStBl. 1932 S. 443) liegt darin, daß 
bei der Auseinanderſetzung einer Kapitalgeſellſchaft 
mit ihren Geſellſchaftern dieſen börſenumſatzſteuer⸗ 
pflichtige Wertpapiere überwieſen werden, ein börſen⸗ 
tallſaßſteuerpflichtiges Anſchaffungsgeſchäft. Das Ur⸗ 
eil betont ausdrücklich, daß die bisherige Recht⸗ 


ſprechung Bd. 16 S. 223 nicht mehr aufrechterhalten 
werden kann. 


3. Steuern bei Weiterverkauf 
5 des Grundſtücks. 
u ae Grundſtück Teil eines  Vetriebs- 
ſtaht son eines ehemaligen Geſellſchafters, fo ent⸗ 
eu ets Einfommen- oder Körperſchaft⸗ 
Bucher falls das Grundſtück zu einem über dem 
veräußert en Steuerbilanz liegenden Preiſe 
ieh das Grundſtück aber nicht zu dem Be- 
u ſo kann Einkommenſteuer 
Ee nur dann ausgelöſt werden, falls zwiſchen 
als zin Wee ells ein Zeitraum von weniger 
an Sb liegt ($ 42 ES:6.). Als Zeitpunkt 
. muß hier die übertragung des Grund⸗ 
s afigebeı er Geſellſchaft auf den Geſellſchafter gelten. 
ua iſt alſo nicht ſchon der Beſchluß über die 
n r der Geſellſchaft oder der Beſchluß über die 
ſächliche a 1 0 die Geſellſchafter, ſondern die tat- 
Dann Er führung des Übertragungsbeſchluſſes. 
Fragt n 55 nicht ſowohl auf die grundbuchmäßige 
ie Ef gung de Geſellſchafters an, als vielmehr auf 
En na der tatſächlichen Verfügungsbefugnis 
. 1 Nutzungsrechts bezüglich des Grundstücks 
. S1 echtsanwalt Kaufmann in den Mitteilungen 
Ind, euerſtelle des Reichsverbandes der Deutſchen 
zwuſtrie 1932 S. 102 als Erwerbstag in ſolch 

d en den Tag d 8 E 9 9 85 0 gen 
ſellcchat te es Erwerbs durch die aufgelöſte Ge- 
ſchafter „nicht den Tag des Übergangs auf die Geſell⸗ 
gegenſtände den da bei Überführung der Vermögens- 
ſellſchafte 1 der aufgelöſten Geſellſchaft auf die Ge⸗ 
Auffaſſun Ari Veräußerung vorliege, fo kann dieſer 
ſprechungs nicht gefolgt werden, denn nach der Recht⸗ 
iegt in A, ol. Auguſtheft diefer Zeitſchrift S. 330) 
5 r der Beteiligung unter Über⸗ 
im e, Geſellſchaftsvermögens eine „Veräuße⸗ 
ordnung Bene des § 30, und die Aufteilungsver⸗ 
durch den 5 geht ja gerade im $ 9 davon aus, daß 
kommenſteudbergang auf den Geſellſhafter eine Ein- 
Kimm euer ausgelöſt wird; ſonſt wäre die Be⸗ 
flüſt d böllig unverſtändlich und gänzlich ifber- 
ſlüſſig. Judem hat der Reichsfinanzhof in der Ent 
ſcheidung R Stgl. 1929 S. 271 ſogar bei Überführung 
der Effekten aus dem Betriebs in das Privak⸗ 
vermögen des Kaufmanns ausgeſprochen, daß der 
Lauf der Friſt von drei Monaten lentſprechend der 
zweijährigen Friſt bei Grundſtücken) mit dem Über⸗ 


ang in das Privatvermögen beginnt, obwohl ein 
Eigentumswechſel hier überhaupt nicht ſtattfindet. 
Die von Kaufmann angeführte Entſcheidung, die in 
dem Falle, wo zwei Aktiengeſellſchaften in der Weiſe 
verſchmolzen wurden, daß die Aktionäre der über⸗ 
nommenen Geſellſchaft Aktien der übernehmenden 
erhielten, das Vorliegen einer Veräußerung bei den 
Aktionären der übernommenen Geſellſchaft (Urt. vom 
3. 2. 1932 VI A 805/31) verneint, kann hier bei dem 
völlig verſchiedenen Tatbeſtand keine Anwendung 
finden; aber auch in den Fällen, in denen die zwei⸗ 
jährige Friſt noch nicht verſtrichen iſt, wird eine 
Steuerpflicht nicht immer zu bejahen ſein, da der 
Einwand nach $ 42 Abſ. 2 Nr. 3 EStG., daß das ber- 
äußerte Grundſtück nicht zum Zwecke der gewinn⸗ 
bringenden Wiederveräußerung erworben worden 
ſei, ſehr häufig durchgreifen wird. Br 
Hier taucht die Frage auf, wie es mit einer 
etwaigen Wertzuwachsſteuer zu halten iſt: 
Iſt der gemeine Wert maßgebend, zu dem der Gefell- 
ſchafter das Grundſtück übernommen hat, oder iſt 
zurückzugehen auf den Erwerbspreis, zu dem die 
Geſellſchaft ſeinerzeit das Grundſtück erworben hat? 
Bereits unter dem Steuermilderungsgeſetz war eine 
ähnliche Streitfrage entſtanden, vorauf mit Recht 
Dr. Fürholzer im Deutſchen Steuerblatt 1932 S. 527 
hinweiſt. Wendet man die Grundſätze, nach denen die 
Einkommen- und Körperſchaftſtaerfrage geregelt iſt 
und die auf eine Verſchiebung der Beſteuerung bei 
der Veräußerung durch den Geſellſchafter hinaus⸗ 
läuft, auf die Wertzuwachsſterer an, fo muß man mit 
Ball (DStZ. 1932 S. 114 und Fürholzer a. a. O.) zu 
dem Ergebnis gelangen, daß bei Berechnung der 
Wertzuwachsſteuer vom Erverbspreis auszugehen iſt, 
den die Geſellſchaft für das Grundſtück entrichtet hat. 
Dies ift von beſonderer Bedeutung, wenn die Geſell⸗ 
ſchaft das Grundſtück in der Inflation erworben hat; 
doch ganz unzweifelhaff iſt dies nicht. Auch der gegen⸗ 
teilige Standpunkt if vertretbar; dann würde der 
gemeine Wert bei übertragung des Grunſtücks auf 
den Geſellſchafter als Ausgangspunkt für die Wert⸗ 
zuwachsberechnung maßgebend ſein. 


IV. Priva rechtliche Folgen der Geſell⸗ 
ſchaftsauflöſung. 

Von den vorſtehend dargelegten ſteuerlichen 
Laſten abgeſehen, find bei Auflöſung von Geſell⸗ 
ſchaften auch noch gewiſſe Hemmniſſe auf privatrecht⸗ 
lichem Gebiet zu beachten. Einmal beſteht die Mög⸗ 
lichkeit, daß durch den Eigentumswechſel Hypotheken 
oder Grundſchulden fällig werden, die auf dem 
Grundſtück der Geſellſchaft laſten, ſodann taucht die 
Frage auf ob etwa durch den Übergang von Grund- 
ſtücken auf die Geſellſchafter deren perſönliche 
Haftung für die Hypotheken begründet wird, falls 
die dingliche Sicherheit nicht mehr ausreicht, was 
1 bei dem Sinken aller e immer. 
hin nicht ganz ſelten fein dürfte. Hierzu iſt zu be 
merken, dat 1 bloße übergang der Gruge bier 
ohne beſondere Vereinbarungen mit dem Be au 
die perſönliche Haftung des Geile, ei 
herbeiführt, wohl aber haben die Lien fü = be 
aufgelösten Gefellfchaft die Verpfegen "Curt 88 298 
friedigung der Gläubiger zu de DR nn - 
149 SGB.) und auf Verlangen den Gläubigern 
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Sicherheit zu leiſten, falls die dingliche Sicherung 
nicht als ausreichend erſcheint. Kann Sicherheit nicht 
geleiſtet werden und wird keine Einigung mit dem 
Gläubiger erzielt, ſo muß der Liquidator die Über⸗ 
tragung des Grundſtücks unterlaſſen. Die Verpflich⸗ 
tung zur Sicherheitsleiſtung ſetzt allerdings voraus, 
daß die Geſellſchaft neben dem Grundſtück noch 
weitere Vermögensobjekte beſitzt, die dem Gläubiger 
als Zugriff dienen könnten. Wo dies nicht der Fall 
iſt, wie z. B. bei Grundſtücksgeſellſchaften, die viel⸗ 
leicht nur das Grundſtück als Vermögensobjekt be⸗ 


Bürgersteuer für Verstorbene 7 von 


Rechtsanwalt Dr. Delbrück vertritt in Nr. 11 des 
laufenden Jahrgangs die Meinung, daß die über— 
lebende Ehefrau für die Bürgerſteuer 1933 auch dann 
haftet, wenn der Ehemann vor dem Fälligkeits⸗ 
termin geſtorben iſt. Dieſer Meinung gegenüber iſt 
darauf hinzuweiſen, daß ſich dann, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Befreiung von der Bürgerſteuer 
beim Ehemann vorliegen, die Befreiung auch auf die 
Ehefrau erftredi § 19 III BStDB. 1933. Zu den an⸗ 
geführten Vorausſetzungen gehört aber auch, daß ſich 
die Steuerpflicht auf die Teilbeträge beſchränkt, deren 
Fälligkeitstag der Steuerpflichtige erlebt (§ 6 IV 
a. a. O.). Erlebt der Ehemann die Fälligkeitstage 


ſitzen, wird die Sicherheitsleiſtungspflicht nicht prak⸗ 
tiſch. Sie bezieht ſich übrigens nur auf Hypotheken, 
nicht auf Grundſchulden, da dieſen eine perſönliche 
Forderung nicht zugrunde liegt. Bei Perſonengleich⸗ 
heit von Geſellſchaftern und Liquidatoren werden die 
Schwierigkeiten im allgemeinen wohl leicht behoben 
werden können (vgl. auch Kaufmann a. a. O. S. 102). 
In dieſem Zuſammenhang ſei aber darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die Steuervergünſtigung nur dann in 
Frage kommt, wenn die Übertragung des Vermögens 
bis Ende 1934 durchgeführt iſt. 


Dr. jur. Pachmayr, München. 


nicht, To iſt auch die Ehefrau befreit. (So auch Hog— 
Riewald, Anm. zu § 19.) Es iſt folgender Fall vor⸗ 
gekommen: Ehemann, Beamter, ſtirbt 3. November 
1932. Gemeinde fordert von Ehefrau die Bürger⸗ 
ſteuer 1933 an. Dieſe Bürgerſteuer, bemeſſen nach 
dem Gehalt 1931, da ſonſtiges Einkommen nicht vor⸗ 
handen, hat die Ehefrau nach dem Geſagten nicht zu 
entrichten. Sie kann auch nicht etwa mit der aus 
ihrer Penſion berechneten Bürgerſteuer zur Bürger⸗ 
ſteuer 1933 herangezogen werden. Ebenſo liegen die 
Verhältniſſe 1934, wenn die geſetzlichen Vorſchriften 
bis dahin nicht geändert werden. Mit ihrer Penſion 
kann die überlebende Ehefrau erſt zur Bürgerſteuer 
1935 herangezogen werden. 


Nochmals: Die neuen Pflichten des Vorstandes und Aufsichtsrats 
nach der Aktienrechtsnovelle und den sie ergänzenden Verord- 
nungen. Von Rechtsanwalt Dr. Albert Schappach, Berlin. 


Gegenüber der Darſtellung in Nr. 12 der 
Deutſchen Steuer⸗Zeitung Mitte Dezember 1932) auf 
S. 493 ff. ift inzwiſchen durch die „Zweite Verordnung 
zur Durchführung der aktienrechtlichen Vorſchriften 
der Verordnung des Reichspräſidenten über Aktien⸗ 
recht, Bankenaufſicht und über eine Steueramneſtie 
vom 20. Dezember 1932 beſtimmt worden, 
daß die Vorſchriften über die Phichtreviſion auch für 
ſolche Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien gelten, die in der Jahrezbilanz für das vor 
dem 1. Januar 1933 abgelaufene Geſchäftsjahr ein 
Grundkapital von 500 000 bis 3 000 000 RM. auf⸗ 
weiſen. Dieſe Vorſchrift iſt erſtmalig für das Ge- 
ſchäftsjahr anzuwenden, das nach dem 30. September 
1932 begonnen hat. Es bleiben alſo nur Geſellſchaften 
mit einem Aktienkapital bis zu höchſtens 499 999 RM. 
von der Pflichtreviſion befreit. 

Infolge redaktionellen Verſehens iſt übrigens in 
den früheren Ausführungen nicht klar zum Ausdruck 
gebracht, daß lediglich Geſellſchaften mit kleinerem 
Aktienkapital von der Pflichtreviſion befreit waren, 
während die Vorſchriften über die Gliederung der 
Bilanz und der Gewinn- und Verluſtrechnung für alle 
Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf 


Aktien — alſo auch die mit kleinerem Aktienkapital — 
gelten, deren Geſchäftsjahr nach dem 30. September 
1931 begonnen hat. 


Die vorerwähnte Zweite Durchführungsverord- 
nung ordnet ferner noch die Benutzung von Form— 
blättern für die Jahresbilanz durch Hypothekenbanken 
für das nach dem 30. September 1931 begonnene Ge⸗ 
ſchäftsjahr, durch Bahnen des allgemeinen Verkehrs 
und nebenbahnähnliche Kleinbahnen ſowie durch 
Straßenbahnen und ſtraßenbahnähnliche Kleinbahnen 
für das nach dem 30. September 1932 begonnene Ge⸗ 
ſchäftsjahr an, ſoweit dieſe Unternehmungen die Form 
von Aktiengeſellſchaften oder Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien haben. Sie befreit ſchließlich die von der 
Landesregierung beaufſichtigten und hinſichtlich der 
Buchführung und der Rechnungslegung überwachten 
Bahnen des allgemeinen Verkehrs und die nebenbahn⸗ 
ähnlichen Kleinbahnen von der Pflichtreviſion. 


Für die übrigen Aktiengeſellſchaften und Kom⸗ 
manditgeſellſchaften auf Aktien wird die Benutzung 
von Formblättern für die Bilanz und die Aufſtellung 
getrennter Bilanzen für Konzerngeſellſchaften, wie 
verlautet, vorläufig noch nicht vorgeſchrieben werden. 


Eee — a ne 2 Bene u 


Die Gewerbesteuerpflicht der Preußischen Vermessung singenieure. 
Von H Westphal, Preußischer Vermessungsingenieur, Berlin. 


In dem Stichprozeß wegen der Gewerbeſteuer 
1930 hat das Preußiſche Oberverwaltungsgericht in 
der Rechtsbeſchwerde gegen die Entſcheidung des Ge 
werbeſteuerberufungsausſchuſſes zu Berlin dahin er⸗ 
kannt, daß die Preußiſchen Vermeſſungsingenieure ge⸗ 
werbeſteuerpflichtig ſeien. 

Die Begründung lautet wörtlich wie folgt: 

„Streitig iſt, ob der Beſchwerdeführer hinſichtlich 
ſeiner Tätigkeit als vereideter Landmeſſer nach der 
Gewerbeſteuerverordnung in der Faſſung des Geſetzes 
vom 17. April 1930 GS. S. 93 (GewSt O.) der Ge⸗ 
werbeſteuerpflicht unterliegt. Der Berufungsausſchuß 
hat dieſe Frage bejaht. Der Rechtsbeſchwerde des 
Steuerpflichtigen hiergegen war der Erfolg zu ver⸗ 
ſagen. 

Die Ausführungen des Beſchwerdeführers gehen 
dahin, daß die vereideten Landmeſſer Durch die 
Streichung der im § 3 Ziff. 2 GewSt O. alter 
Faſſung aufgeführten Berufe nicht gewerbeſteuer⸗ 
. geworden ſeien, da ſie nach der allgemeinen 
N N des 94 GewSt O. ſchon deshalb nicht der 
e e unterlägen, weil ſie einen amt⸗ 
nu Beruf ausübten. Sie ſeien daher hinſichtlich 
20 Gewerbeſteuerpflicht den Notaren gleichzuſtellen. 

ieſe Ausführungen ſind nicht durchgreifend. 
5 Es trifft allerdings zu, daß der Gerichtshof die 

otare von der Gewerbeſteuerpflicht mit der Begrün⸗ 
dung freigeſtellt hat, daß ihre Tätigkeit als die Aus⸗ 
übung ſtaatshoheitlicher Funktionen anzuſehen ſei und 
ſich ſomit nicht als Beteiligung am allgemeinen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verkehr darſtelle (RupbrVerwBl. Bd. 52 
abe Bezüglich der vereideten Landmeſſer liegt 
ie ie Sache inſofern anders, als ihre Steuerpflicht 
10 ht nur durch Streichung der in $ 3 Ziff. 2 
Rübe (frühere Faſſung) aufgeführten Berufe, 
0 ndern auch durch eine beſondere geſetzliche Vorſchrift 

egründet iſt. Durch Geſetz vom 9. Dezember 1980 
(GS. S. 291) hat der § 4 Abſ. 1 GewSt O. in der 
lang der Bekanntmachung vom 15. März 1927 
Le S. 21) und des Geſetzes vom 17. April 1930 

S. 3 at Zuſatz erhalten: 

„Als freie Berufe im Sinne dieſes Geſetzes 
gelten auch. die vereidete . - 

meſſer und die Markſcheider.“ 3 


Die Bedeutung dieſer Vorſchri 
Ar \ rift, welche nach 
1 dieſes Geſetzes rückwirkend am 1. April 1930 
emen getreten iſt, iſt eine doppelte: Sie ſchränkt 
rufe 8 die Steuerpflicht der von ihr betroffenen Be⸗ 
Bert in ein, daß dieſe nur in dem für die freien 
ei nunmehr geltenden Umfange (vgl. das ein- 
pflichti erwähnte Geſetz vom 17. April 1930) ſteuer⸗ 
ordne In: ſie enthält anderſeits eine geſetzliche Au: 
a Din, daß die von der Novelle (Geſetz vom 
eie Beuber 1930) erfaßten Berufe ausdrücklich als 
Be erufe, d. h. als eine im Wege des freien Berufes 
erfolgende Beteiligung am allgemeinen wirtſchaftlichen 
Verke r zu gelten haben. Gegenüber dieſer ausdrüd- 
lichen Geſetzesvorſchrift bleibt ſomit kein Raum mehr 
für die Prüfung der Frage, ob tatſächlich die Tätigkeit 
der einen ſolchen Beruf ausübenden Perſonen eine Be- 
teiligung am allgemeinen wirtſchaftlichen Verkehr- 
darſtellt. 


Es bleibt daher nur übrig zu prüfen, ob der 
preußiſche Geſetzgeber gegenüber dem Reichs rechte be» 
fugt war, die vereideten Landmeſſer der Gewerbe- 
ſteuerpflicht zu unterwerfen. In Betracht kommen 
dabei, wie der Berufungsausſchuß zutreffend aus⸗ 
geführt hat, die Reichsverfaſſung und das Finanz ⸗ 
ausgleichsgeſetz. 

Daß die Erhebung einer Gewerbeſteuer von den 
Angehörigen der freien Berufe nicht gegen die Artikel 
134, 109 der Reichsverfaſſung verſtößt, hat der Ge⸗ 
richtshof bereits in der Entſcheidung vom 24. Februar 
1931 (RuPrVerwBl. Bd. 52 S. 797/798 und J. 1931 
S. 1740) mit näherer Begründung entſchieden. Etwas 
Gegenteiliges iſt übrigens von dem Beſchwerdeführer 
ſelbſt nicht geltend gemacht worden. Die Heranziehung 
der freien Berufe zur Gewerbeſteuer iſt aber auch mit 
dem Finanzausgleichsgeſetz durchaus vereinbar, wie 
der Berufungsausſchuß in durchaus zutreffender Weiſe 
ausgeführt hat. Jedenfalls ſeit dem Inkrafttreten des 
Reichsbewertungsgeſetzes vom 10. Auguſt 1925 
(RGBl. 1 S. 214) und des Geſetzes über Aenderung 
des Finanzausgleichs zwiſchen Reich, Ländern und 
Gemeinden vom gleichen Tage (Rl. J S. 254) hat 
die Reichsgeſetzgebung die Heranziehung der freien 
Berufe zur Gewerbeſteuer offenſchtlich für zuläſſig 
erklärt (zu vgl. RF. Bd. 29 S. 10). 

Die Heranziehung des Beſchderdeführers zur Ge⸗ 
werbeſteuer iſt daher gerechtfertigt. Da der Be. 
rufungsausſchuß unter entſpechender Berichtigung 
der urſprünglichen Veranlagung den Abzug vos 
6000 RM. nach 8 5 Abi. 3 Gew Std beachtet hat, 
ſo war die gegen die Berufungsentſcheidung gerichtete 
Rechtsbeſchwerde als unbegründet abzuweiſen. 

Die Koſtenentſcheidung beruht auf § 35 
GewStBO., 8 307 Abſ. A. 

Urkundlich unter hem Siegel des Preußiſchen 
Oberverwaltungsgerichts und der verordneten Unter» 
ſchrift.“ 

Die vorſtehende Begründung ift ein Meiſterſtück 
oberverwaltungsgerchtlicher Pſychologie, wie wir ſie 
ſchon ſeinerzeit in den Auseinanderſetzungen zur Ge⸗ 
werbeſteuerpflicht der freien Berufe zwiſchen 
Dr. Mondorf und Oberverwaltungsgerichtsrat 
Boyens in der Literatur kennengelernt haben. Es 
ift eine außerordentlich kühne Konſtruktion, dem Zu- 
ſatzgeſetz vom 9. Dezember 1930 zur Gewerbeſteuer⸗ 
verordnung dom 17. April 1930 auch die Bedeutung 
einer beſonderen Anordnung dahin zu geben, daß der 
Preußiſche Vermeſſungsingenieur als im Wege des 
freien Berufs am allgemeinen wirtſchaftlichen Verkehr 
beteiligt zu „gelten“ habe und damit die Erfüllung 
des § 1 GewStG O. vom 17. April 1930 auch für den- 
jenigen Teil ſeiner Tätigkeit zu proklamieren, der für 
die Teilnahme am allgemeinen wirtſchaftlichen Ver⸗ 
kehr überhaupt nicht in Frage kommt! Stellt 1915 
ſelbſt ſchon gegenteilig Oberverwaltungsgerichts ra 
Boyens, der auch an der vorliegenden 385 
mitgewirkt hat, in der DStg 190 Ni 9 S. 
als Fundament für die Gewerbeſtenerfreiheit den 
Satz auf: ’ 4 8 
„Ein e watkgte tz ib unt 
nur dann der Gewesbeſteuer unter⸗ 
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19,0 nf ene wenn ie unten den, inn d 
Abi. 2 und 3 formulierten Begriff 
des Gewerbes fällt. Iſt dies nicht 
der Fall, ſo kommt ſie, wie ſie auch 
immer beſchaffen ſei, für das Ge- 
werbeſteuerrecht gar nicht in Frage.“ 

Die Auslegung des Wortes „gelten“ dahin, daß 
bei den vereideten Landmeſſern dadurch auch eine 
tatſächlich nicht vorhandene Beteiligung am allge— 
meinen wirtſchaftlichen Verkehr erzwungen werden 
ſolle, iſt eine Rektifikation für den Geſetzgeber, weil 
durch das Zuſatzgeſetz die „Geltung als freier Beruf“ 
nur in dem Umfange als vorhanden feſtzuſtellen war, 
in dem die Preußiſchen Vermeſſungsingenieure durch 
die Ausführungsanweiſung als überhaupt unter 
die Gewerbeſteuerverordnung fallend zu behandeln 
ſind. Die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes vom 
9. Dezember 1930, das auf einen im Landtag ein- 
gebrachten Urantrag mehrerer Parteien zurückgeht, 
alſo auch jeder Begründung des Staatsminiſteriums 
für die Konſteuktion des Oberverwaltungsgerichts ent- 
behrt, weiſt nämlich nach, daß es nur bezweckt, die in 
der Ausführungsanweiſung vom 31. Mai 1930 Art. II 
beſonders aufgeführten drei Berufstätigkeiten, unter 
anderen die Tiigkeit der vereideten Landmeſſer 
auch als zu der zöheren Freigrenze von 6000 RM. 
berechtigt klarzuſtelen, ſoweit fie überhaupt 
ihre Tätigkeit ungebunden ausüben, 
aber nicht durch eine zeſondere geſetzliche Vorſchrift neu 
zu begründen, daß auch die amtliche Hoheitstätigkeit 
der Preußiſchen Vermeſſungsingenieure unter die 
Steuerpflicht als „ehr Beruf“ gezwungen werden 
ſolle! Auch die Verhandlungen im Landtag laſſen dies 
nicht erkennen! 

Dieſer Rektifikation des Geſetzgebers wegen iſt 
auch das Oberverwaltungsqgricht genötigt, feine eigene 
frühere allgemeine Feſtſtellnng vom 6. Februar 1902, 
daß der vereidete Landmeſſer in ſeiner 
amtlichen Tätigkeit grundſätzlich nicht 
am allgemeinen wirtſchaftlichen Ver⸗ 
kehr teilnehme, bei Seite zu ſchieben! 

Man hätte auf Grund der früheren Recht- 
ſprechung zuerſt allgemein dem „gelten“ des Zu⸗ 
ſatzgeſetzes gegenüber, ebenſo wie bei der Hoheits⸗ 
tätigkeit der Notare dem „gilt“ des § 1 Gew⸗ 
StVO. gegenüber, unterſuchen miſſen, ob bzw. 
in welchem Umfange die Preußiſchen Vermeſſungs⸗ 
ingenieure überhaupt am allgemeinen wirtſchaftlichen 
Verkehr teilnehmen, aber nicht von dornherein die 
Unterſtellung derſelben unter das Geſetz im vollen 
Umfange durch die frühere Rechtſprechung ver- 
nichtende Auslegung des „gelten“ erzwingen dürfen, 
um dann natürlich keinen Raum mehr für eine ſolche 
Unterſuchung zu haben! Dann wäre nämlich die 
Frage aufgetaucht, wie kann in einem Geſetz über 
eine Tätigkeit Beſtimmung getroffen werden, die 
gar nicht unter das Geſetz fällt und es hätte ſich ſofort 


logiſcherweiſe die Unmöglichkeit ergeben, das Wort 
„gelten“ überhaupt in dem vom Geſetzgeber auch gar 
nicht gewollten Sinne ſo auszulegen, daß aus Weiß 
Schwarz wird! 

Ein doppeltes Geſicht der Novelle vom 9. De- 
zember iſt alſo mit der Entſtehungsgeſchichte und dem 
Willen des Geſetzgebers unvereinbar; kein „gelten“ 
kann auch für das Gewerbeſteuerrecht die Wahrheit 
außer Kurs ſetzen, daß der Preußiſche Vermeſſungs⸗ 
ingenieur ſchon auf Grund des inhaltlichen Charakters 
ſeiner Tätigkeit bei den Eigentumsfortſchreibungs⸗ 
meſſungen durch die die veralteten Gerichtsentſchei⸗ 
dungen überholende neuere beſondere geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift der Anweiſung II vom 17. Juni 1920 als 
Verordnung ein mittelbares Staatsorgan iſt, das 
der inhaltlichen Leitungsbefugnis der aufſicht⸗ 
führenden ſtaatlichen Dienſtſtelle unterworfen iſt und 
darum für ſeine Urkundstätigkeit aus obrigkeitlicher 
Gewalt heraus grundſätzlich ebenſo wie die Notare in 
dieſer Tätigkeit als gewerbeſteuerfrei hätte erklärt 
werden müſſen. Die Beurkundungen der Preußiſchen 
Vermeſſungsingenieure ſcheinen alſo doch noch nicht 
beim Preußiſchen Oberverwaltungsgericht zu „gelten“! 

Obwohl die mitgeteilte Entſcheidung natürlich 
nur meinen Einzelfall — wenn auch als Stichprozeß 
— betrifft, fo werden ſich die Preußiſchen Vermeſ—⸗ 
ſungsingenieure in ihrer Geſamtheit für ihre neue 
Gewerbeſteuerpflicht der Hoheitsarbeiten für 1930 bei 
denjenigen Stellen bedanken können, die ihren Beruf 
nur als eine doppelte Art ungebundener Tätigkeit an⸗ 
ſehen und ihr Schreien nach dem „Nur freien Beruf“ 
der Preußiſchen Vermeſſungsingenieure von der Ein⸗ 
ſeitigkeit techniſcher Tätigkeit aus beurteilen, ohne die 
Folgen davon zu Ende zu denken! 

Die Entſcheidung zeigt deutlich, daß negative 
Kräfte am Werke ſind, deren falſche Parolen Wider— 
hall finden! Heute, wo die Geodäſie als vollafa- 
demiſche Wiſſenſchaft ſozuſagen „kursfähig“ geworden 
iſt und ſich ihr auch darum Kreiſe zuwenden, die nur 
die bisher maturen Diſziplinen als Lebensberuſe 
kannten, da droſſelt man im erſten Anſturm der Be⸗ 
vorzugung derſelben auf der einen Seite die Aus— 
breitung des Urkundsberufs durch eine Sperrung an 
falſcher Stelle ab. Auf der anderen Seite wird die 
wichtige Bedeutung desſelben für die deutſche Wirt— 
ſchaft durch Verweigerung der bisherigen Gewerbe— 
ſteuerfreiheit auch für die Urkundstätigkeit aus obrig⸗ 
keitlicher Gewalt zurückgeſchraubt, indem man die Geo⸗ 
däſie noch — oder wieder — nach dem Stande von 
Olims Zeiten beurteilt, wie dies aus den erkenntnis— 
armen Worten Boyens S. 273 RuPrVerwBl. 1930 


„Es iſt logiſch ausgeſchloſſen, 
dee e oder den vereideten Land⸗ und Feld⸗ 
meſſen oder ; .«.. als Beiſpiele für einen 


amtlichen Beruf, eine 
, Tätigkeit anzuſehen“ 
erhellt. 


wiſſenſchaftliche, 


Kritische Rundschau über die Rechtsprechung. Von Professor Dr. Böhler, Münster. 


Wie man Sprungberufung einlegt. 

Zur Entſcheidung des Reichs finanz⸗ 
hofs vom 7. Dezember 1932 (zur amtlichen 
Veröffentlichung beſtimmt, ogl. vorläufig Reichsſteuer⸗ 
blatt 1982 S. 1156). 


Seit 1. April 1932 iſt es nach $ 261 AO. möglich, 
einen Steuerbeſcheid ſtatt mit Einſpruch ſofort mit 
Berufung anzufechten, wenn der Vorſteher des Finanz. 
amts ſeine Einwilligung dazu innerhalb der Rechts- 
mittelfr e erklärt. Weil dabei eine Inſtanz über⸗ 
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ſprungen wird, hat man ſich daran gewöhnt, hier von 
Sprungberufung zu ſprechen. Das Erfordernis der 
Zuſtimmung des Vorſtehers des Finanzamts iſt auf⸗ 
geſtellt worden, damit das Finanzamt ſich immer zu 
nächſt darüber ſchlüſſig werden kann, ob es nicht ſelbſt 
dem Einſpruch ſtattgeben will. Das Geſetz ſcheint 
davon auszugehen, daß normalerweiſe der Pflichtige 
bei Einlegung der Sprungberufung das von ihm 
eingelegte Rechtsmittel (das übrigens wie alle Rechts⸗ 
mittel in Steuerſachen beim judex a quo, alſo dem 
Finanzamt anzubringen iſt, § 249 III AO.), als Be⸗ 
rufung bezeichnet, obwohl er bei der Einlegung noch 
nicht wiſſen kann, ob die Sprungberufung zugelaſſen 
wird; denn es heißt im § 261 Satz 2 ausdrücklich, 
wenn der Vorſteher des Finanzamts ſeine Ein⸗ 
willigung nicht rechtzeitig erteile, ſei das eingelegte 
Rechtsmittel als Einſpruch zu behandeln. 


Es liegt ſehr nahe, auch das umgekehrte zuzu⸗ 
laſſen: daß das als Einſpruch eingelegte Rechtsmittel 
als Berufung behandelt wird, wenn ſich ergibt, daß 
der Vorſteher des Finanzamts doch nicht abhelfen 
will und er die Einwilligung zur Sprungberufung 
1 9 0 In dem in Frage ſtehenden Fall war das 
Finanzamt auch ohne weiteres davon ausgegangen, daß 
dr zuläſſig ſein müſſe. Es hatte am 1. Oktober 1932 
ae Pflichtigen angeregt, Sprungberufung einzu— 
egen und dazu im voraus ſeine Einwilligung erteilt. 
Die Sprungberufung wurde auch eingelegt, aber das 
Finanzgericht lehnte ſie als unzuläſſig ab; es erklärte 
ſich mit der ſehr verſtändigen durchaus ſinngemäßen 
Anwendung des 8 261 durch das Finanzamt nicht ein⸗ 
verſtanden, Daß hier die Zuſtimmung des Finanz: 
amtsvorſtehers erteilt war, ehe das Rechtsmittel vom 
fh nden als Sprungberufung gekennzeichnet war, 
Nen 1 in ein ſchwerer Formmangel zu fein. Außer⸗ 
re ehung es einen offenkundigen und nicht vecht 
5 rſtändlichen Irrtum in der zeitlichen Anwendung 

er neuen Beſtimmung, die es glaubte noch nicht zu⸗ 
geſtehen zu können. Gegenüber dieſer formaliſtiſchen 
Haltung des Finanzgerichts ſtellte aber der Reichs⸗ 
ſinanzhof das Erkenntnis des Finanzamts wieder her 
vobei er ausführte: „Das ganze Rechtsmittelver⸗ 
ahren der Reichsabgabenordnung iſt von dem Grund⸗ 
lihweberrſch. von der Einhaltung entbehrlicher Förm⸗ 
21 9 abzuſehen, ſoweit nicht zwingende Belange 
hates und der Gleichmäßigkeit und 

. igkeit des Verfahrens entgegenſtehen. Es iſt 
pflicht nicht einzuſehen, warum nicht der Steuer 
innerhalſ auch noch nach Einlegung des Einſpruchs 
rech der Rechtsmittelfriſt mit ausdrücklichem und 
fee 1g erklärtem Einverſtändnis des Amtsvor⸗ 
En N erklären können, daß er das Rechtsmittel 
ilt um 1 aberufung angeſehen haben wolle. Dies 
unc ſo mehr, als nach $ 249 Abſ. 1 Satz 4 AO. die 
in Pe Bezeichnung des Rechtsmittels unſchädlich 
ni asjenige Rechtsmittel als eingelegt gelten 
27 nach Lage der Sache in Betracht kam. Aus 
en gleichen Gründen iſt auch die Sprungberufung 
nicht deshalb unzuläſſig, weil der Amtsvorſteher ſchon 
zum boraus feine Einwilligung erklärt hat. Hiernach 
iſt im vorliegenden Fall die Sprungberufung recht⸗ 
zeitig und formrichtig eingelegt worden.“ 

Auf Grund dieſer durchaus zu billigenden Ent⸗ 
ſcheidung ergeben ſich praktiſch folgende 


Möglichkeiten für die Einlegung der 
Sprungberufung: wenn nach den voran⸗ 
gegangenen Verhandlungen es dem Steuerpflichtigen 
klar iſt, daß das Finanzamt ſeinen Standpunkt doch 
nicht ändern wird, dann wird er nach wie vor gleich 
und entſchieden auf die Sprungberufung ausgehen, 
alſo das Rechtsmittel als Berufung kennzeichnen und 
die Zuſtimmung des Finanzamts dazu beantragen. 
Liegen die Dinge aber nicht ſo, kann er vielmehr 
einigermaßen auf Erfolg des Einſpruchs hoffen, dann 
braucht er ſich bei Einlegung des Einſpruchs ſelbſt noch 
nicht darüber ſchlüſſig zu werden, ob er gegebenen⸗ 
falls, nämlich unter der Vorausſetzung der Ein⸗ 
willigung des Finanzamts, Sprungberufung einlegen 
will oder nicht. Da der Einſpruch das Einfachere und 
Billigere iſt, wird er das Rechtsmittel zunächſt vor⸗ 
teilhafterweiſe dann als Einſpruch bezeichnen, dabei 
aber hinzufügen: eventuell werde die Einwilligung 
zur Sprungberufung erbeten. Der Pflichtige muß 
nur darauf achten, daß er eine Erklärung des Finanz⸗ 
amts über ſein Rechtsmittel vor Ablauf der Rechts- 
mittelfriſt erhält; würde das nicht geschehen, dann 
kommt er zwar nicht um die Möglichkeit der regel ⸗ 
rechten Berufung, aber um die Aöglichkeit der 
Sprungberufung, d. h. er muß dann Zeit und Geld 
für der vielleicht ausſichtsloſen Einpruch aufwenden, 
was er ſonſt vermeiden könnte. 

Wer ſtellt feſt, ob Kinder von 8 bis 21 Jahren 
für die Familienermäßigungen beim Steuerabzug 
mitzählen? 

Zur Reichsfinanzhofentſcheidung 
vom 6. September 132 (zur amtlichen 
Veröffentlichung me vg. vorläufig Reichsſteuer⸗ 

2 S. 1 70). 

ven ſteuerfreie Lohrbetrag erhöht ſich nach 
§ 70 III ESt. über 1200 RM. hinaus um 120, 240 
uſw. RM. für die Ehefrar und „jedes zu ſeiner Haus- 
haltung zählende mindejährige Kind“, ſofern dieſes 
nicht — das geht aus zem letzten Satz dieſes Abi. Il 
hervor — Einkommen aus ſelbſtändiger oder unfelb- 
ſtändiger Arbeit beßeht. Aus dieſer Beſtimmung 
ergibt ſich ein Rechtanſpruch des Pflichtigen auf die 
Erhöhung der Freißrenze für nichtbeſchäftigte Kinder 
im Alter von 18 ks 21 Jahren, während in anderen 
Fällen böchſtens im Billigkeitsweg nach den 88 75 
und 56 EStG. eine Erhöhung dieſer Freigrenze zu 
erzielen iſt. 

Bei der heutigen Arbeitsloſigkeit werden die Vor- 
aussetzungen bieſer Beſtimmung des $ 75 Ab. III 
häufig praktiſch und wegen der Frage, wieweit vor⸗ 
übergehende Beſchäftigung zu berückſichtigen iſt, auch 
häufig ſtreitig. Wer ſtellt nun feſt, ob dieſe Bedingung 
erfüllt iſt oder nicht? Die Gemeinde als 
Hilfsſtelle des Finanzamts iſt es aus 
ſchließlich, die dazu befugt iſt. Das ſtellt die oben⸗ 
genannte Entſcheidung feſt. So wie die Gemeinde 
nach 572 EStG. auch allein berechtigt iſt, Samilier” 
zuwachs mit ſteuerrechtlicher Wirkung auf der a £ 
karte zu bermerken, gilt es auch für dieſen une An⸗ 
Ermäßigungsgründ. Maßgebend ſind nn 1 
erkennung zunächſt die Verhältniſſe aut EStG — 
die letzte Perſonenſtandsaufnahme 1 5 155 10= 
wie in Beziehung auf Familienwer" a önnen 
aber auch bezüglich des Mitzäblens von Kindern wegen 
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eintretender Arbeitsloſigkeit nachträglich Anträge ge- 
ſtellt werden. Das Finanzamt iſt in ſolchen Fällen gar 
nicht berechtigt, unmittelbar und in eigener Zuſtän⸗ 
digkeit die Berichtigung der Steuerkarte vorzunehmen, 
jedoch könnte es die Gemeinde mit bindenden Weiſun⸗ 
gen verſehen. Wird der Antrag beim zunächſt nicht 
zuſtändigen Finanzamt geſtellt, ſo hat dieſes die Sache 
zwecks Wahrung eines geordneten Rechtswegs an die 
Gemeinde weiterzuleiten. über das Vorliegen eigenen 
Einkommens des Sohnes hat die entſcheidende Ge⸗ 
meindebehörde nach freiem Ermeſſen unter Beachtung 
von Recht und Billigkeit, und zwar auch unter 
Schätzung der künftigen Entwicklung, zu erkennen. 
Gegen die Entſcheidung der Gemeindebehörde iſt nicht 
nur Beſchwerde, ſondern Einſpruch an das Finanzamt, 
ſodann Berufung an das Finanzgericht und Rechts⸗ 
beſchwerde an den Reichsfinanzhof gegeben. 


Steuerumgehung durch Vorſchieben der Ehefrau bei 
Geſellſchaftsgründungen. 

Zur Reichsfinanzhofsentſcheidung 
vom 26. Oktober 1932 (zur amtlichen Ver- 
öffentlichung beſtimmt, vgl. vorläufig RStBl. 1932 
S. 1112). N 

Der Umgehung der Steuerpflichten, die bei Ge⸗ 
ſellſchaftsgründungen eintreten, beugt das Kapital- 
verkehrſteuergeſetz durch eine Reihe von Beſtimmun⸗ 
gen vor, von denen vor allem 866 wichtig iſt: Geben 
die Geſellſchafter Dauerdarlehen an die Geſellſchaft, 
dann werden dieſe Hingaben wie Einlagen behandelt 
und müſſen als ſolche verſteuert werden. 8 7 fügt 
hinzu, daß die Steuerpflicht (nach dieſen und anderen 
Beſtimmungen) nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß 
Zahlungen und Leiſtungen nicht direkt von den Ge⸗ 
ſellſchaftern bewirkt werden, ſondern von anderen 
Unternehmungen, an denen dieſe Perſonen als Ge- 
ſellſchafter oder als Mitglieder beteiligt ſind. Aber 
trotz dieſer Erweiterung iſt eine Art von Umgehungs. 
möglichkeiten nicht getroffen: wenn der Darlehns. 
geber nicht Geſellſchafter iſt und das Darlehn auch 
nicht von einer von ihm abhängigen Geſellſchaft 
ſtammt, wenn aber die Geſellſchaft, der er das Dauer. 
darlehn gibt, von ſeiner Ehefrau beherrſcht wird, 
wenn womöglich dieſe die alleinige Geſellſchafterin 
jener Geſellſchaft iſt. In dieſem Falle nun greift, das 
ſtellt die angeführte Entſcheidung feſt, die allgemeine 
Umgehungsbeſtimmung des $ 10 AO. ein. Der Reichs- 
finanzhof bejaht das für einen Fall, in dem eine De 
ſellſchaft mit beſchränkter Haftung mit 20 000 RM. 
Kapital, die ſämtlich der Frau A, zuſtanden, ganz von 
Darlehen des Mannes dieſer alleinigen Geſellſchafterin 
finanziert wurde. Der Fall ſei fo anzusehen, wird 
entſchieden, wie wenn eine Kreditgewährung durch 
den alleinigen Geſellſchafter erfolgt wäre. 

Es iſt zu begrüßen, wenn auf dieſe Weiſe die 
illoyale Art, wie zivilrechtlich Geſchäftsunternehmun⸗ 
gen zum Schaden der Gläubiger auf den Namen der 
Frau laufen, im Steuerrecht nicht geduldet wird! 


Verdeckte Gewinnausſchüttung bei Geſellſchaften. 
Zu den Reichs finanzhofsentſchei⸗ 
dungen vom 21. Juni 1932 und 25. Okto ⸗ 
ber 1932 (RStBl. 1932 S. 1065 und S. 1069). 
Der Reichsfinanzhof prüfte von jeher die Höhe 
der den Vorſtandsmitgliedern von Erwerbsgeſell⸗ 


ſchaften gewährten Gehälter und ſonſtigen Vorteile 
daraufhin, ob ſie das normale Maß nicht überſteigen 
und daher teilweiſe verdeckte Gewinnausſchüttungen 
darſtellen könnten. Der Fall, der der Entſcheidung 
vom 21. Juni 1932 zugrunde lag, führt den Reichs⸗ 
finanzhof aber zur Verneinung einer verdeckten Ge⸗ 
winnausſchüttung. An zwei Geſellſchafter⸗Geſchäfts⸗ 
führer und einen leitenden Angeſtellten waren im 
Jahr 1924/25 bei einem Umſatz des Unternehmens 
von 2,1 Millionen RM., einer Lohnſumme von 
379 000 RM., einem zunächſt angenommenen Gewinn 
von 36 740 RM. und einem Gehalt von je 32 281 RM. 
noch Umſatzproviſionen von zuſammen 44730 RM. 
gewährt worden, von denen das Finanzamt 14 730 als 
übermäßig ſtrich und dem Gewinn hinzufügte. Der 
Reichsfinanzhof mißbilligt es, in dieſen Bezahlungen 
ohne weiteres eine verdeckte Gewinnverteilung zu 
ſehen; es müßte feſtgeſtellt werden, welche Tätigkeit 
jeder einzelne der Geſellſchafter ausgeübt habe; die 
Beträge könnten unter Umſtänden noch als ange⸗ 
meſſen gelten. 

Weſentlich anders iſt das Bild, das die zweite 
der angegebenen Entſcheidungen enthüllt. Eine 
Familien⸗Aktiengeſellſchaft, von der wir freilich leider 
weder Kapital, noch Umſatz, noch Gewinnſummen er⸗ 
fahren, gibt an ihre drei Vorſtandsmitglieder, die zu⸗ 
gleich Aktionäre ſind, außer angemeſſener Entlohnung 
noch zinsloſe Darlehen von 804000 und 220 000 RM. 
Sie macht ferner auf Gebäude dieſer Vorſtandsmit⸗ 
glieder Aufwendungen, die weniger im fachlichen 
Intereſſe der Geſellſchaft als im perſönlichen Intereſſe 
der Vorſtandsmitglieder gelegen waren. Die Steuer- 
behörde kommt zum Ergebnis, daß unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der Zinſen von dieſen Darlehen die Ge⸗ 
winne um 155 177 RM. zu erhöhen geweſen ſeien, und 
dies wird vom Reichsfinanzhof gebilligt. 

Inzwiſchen haben ſich die Zeiten ſo gewandelt. 
daß ſo hübſche Geſellſchaftsdarlehen ohnedies nicht 
mehr ſo leicht gegeben werden. 


Keine Ordnungsſtrafe wegen fahrläſſig unrichtiger 
aber unſchädlicher Angabe in der Steuererklärung. 
Zum Reichsgerichtsurteil vom 24. 
November 1932 (RGSt. Bd. 65 S. 22). 

Es iſt nicht überflüſſig, ſich auch immer wieder 
nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts in Steuer⸗ 
ſtrafſachen umzuſehen. Man gewinnt dadurch ganz 
nützliche Geſichtspunkte für die Würdigung der Recht 
ſprechung des Reichsfinanzhofs, der als Spezialgericht 
und bei feinem Ehrgeiz, einen beſonderen Recht⸗ 
ſprechungsſtil auszubilden, doch manchmal in Gefahr 
iſt, in der Geſetzesauslegung zu ſehr eigene Wege zu 
gehen. 

Die Steuerbehörden ſind allerdings auf die Recht⸗ 
ſprechung der ordentlichen Gerichte im allgemeinen 
nicht ſehr gut zu ſprechen; ſie ſagen, daß da mancher 
Steuerſünder zu gelinde angefaßt werde. Wieweit 
das für die unteren Inſtanzen zutrifft, möge hier 
dahingeſtellt bleiben, für das Reichsgericht jedenfalls 
kann es nicht mit Grund gejagt werden. Seine Recht⸗ 
ſprechung in Steuerſtrafſachen muß vielmehr im 
ganzen ſtreng genannt werden. 

Das heute zu beſprechende Urteil macht dann 
allerdings eine Ausnahme. Es verwirft den von der 
Vorinſtanz ihrer Entſcheidung zugrunde gelegten Satz, 
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daß der Steuerpflichtige, der in der Steuererklärung 
aus Fahrläſſigkeit unrichtige oder unvollſtändige An- 
gaben macht, wegen einer Ordnungswidrigkeit nach 
8 410 AD. (n. F.) zu beſtrafen ſei, wenn er bei der 
Erklärung gemäß § 166 AO. verſichert hat, die An⸗ 
ch nach beſtem Willen und Gewiſſen gemacht zu 
0 Über den Tatbeſtand, der zu der Entſcheidung 

nlaß gab, erfahren wir leider nichts. Doch können 
wir uns unſchwer vorſtellen, wie ſich in einer Steuer⸗ 
erklärung eine objektiv falſche Angabe finden kann, die 
aber keine Steuerverkürzung zur Folge hat. Der ent⸗ 
ſcheidende Senat nimmt es gründlich mit der Frage, 
ob nach dem ganzen Strafnormenſyſtem der Reichs- 
abgabenordnung anzunehmen ſei, daß ſteuergefähr⸗ 
dende Handlungen auch außerhalb des Rahmens der 
eigentlichen Steuergefährdungsbeſtimmung (8 402) 


Die Bilanzen 1932 ſtehen im Zeichen der Kapi⸗ 
talumſtellungen, des a an. 
1 0 der Aktienrechtsnovelle (§8 261 a bis c) 
Bir endlich auch der Auswirkungen der 
a euergutſcheine und der Mehrbeſchäftigung. 
Zum erſten Male werden ferner Aktiengeſellſchaften 
und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien mit einem 
e 115 mehr als 3 000 000 RM. der 
Pflichtreviſion unterworfen, für Geſchäfts⸗ 
jahre, die am 30. 9. 1931 e baten. 1 


I. Die Friſtverlän ür die Kapi 
: l gerung für die Kapitalherabſetzun 
in erleichterter Form (Kh. i. e. F.) bis zum 30. 2 5 
909 We mn für die Bilanzen 1932. 
urch, daß auf Grund der Verordnun 
ö 4 5 vom 
19 5 1932 eine Friſtverlängerung zur Beſchlußſasſung 
1 15 die Kh. i. e. F. bis zum 30. 6. 1933 erfolgt ift, 
ben en die Aktiengeſellſchaften, die Kommanditgeſell⸗ 
ae auf Aktien und die Geſellſchaften m. b. H. in 
ie We verſetzt, mit rückwirkender Kraft für 
Kalt lanzen 1932 bis zum 30. 6. 1933 die 
ſchlu herabſetzung zu beſchließen. Nur die Be⸗ 
gelafen b iſt bis zu dieſem Zeitpunkt zu⸗ 
ere e Durchführung kann auch noch ſpäter 
Von alſo nach dem 30. 6. 1933. 

Grund größter Bedeutung iſt es aber, daß auf 
ſchriften er erfolgten Friftverlängerung auch die Vor⸗ 
Kraft 5 die Kh. i. e. FJ. mit rückwirkender 
Vilanzen 19 as vergangene Geſchäftsjahr für die 
der Dur 32 verwertet werden können. Hinſichtlich 
8 ch fü hrung dieſer Art der Kapitalherab⸗ 
0 Durch di ; 
Ver In. D'e zweite Durchfü 8 ur 
der Alten über Aktienrecht Bo 12.1952 It ber Kreis 
erheblich errſenlſcdaften, die der Pflichtreviſion unterliegen, 
ſchaften und tert worden, Danach tritt für Aktiengeſell 
Jahres . Kommandit⸗Aktiengeſellſchaften, die in der 
ſchäftsjahe ein das vor dem 1. 1. 1933 abgelaufene Ge. 
99000 000 Grundkapital von 500 00 RM. bis 
15 Du M. aufweiſen, an die Stelle des in der 
en t bellbrungsberordnung zur Verordnung über 
1 eltinmten Zeitpunktes der 30. 9. 1982. Die 
1 en über die Pflichtreviſion finden alſo für dieſe 

eſellſchaften erſtmalig für das Geſchaftsjabr Anwendung, 
das nach dem 30. 9. 1932 begonnen hat. 


Buch- und Beiriebsprüfung — Buchungsiechnik 
und Sieuerbuchhaliung 


zu beſtrafen ſeien oder nur rechtsverletzende. Die 
Unterſuchung dieſer Frage ſtellt ſogar das Muſter 
einer eindrucksvollen, auch wiſſenſchaftlich ſehr inter⸗ 
eſſanten Begründung dar. Das Ergebnis iſt Ver⸗ 
neinung der Anwendbarkeit der Ordnungsſtrafbeſtim⸗ 
mung, wenn keine Steuerverkürzung durch die falſche 
Angabe bewirkt wurde. Dies müſſe, ſagt er, ebenſo 
im Falle der Hinzufügung jener Betenerungsformei 
gelten wie ohne dieſe Hinzufügung, weil dieſe Forme 
überhaupt mehr einen abſchwächenden Vorbehalt als 
eine Bekräftigung darſtelle. Mit Recht wird zum 
Schluß auch noch darauf hingewieſen, daß eine andere 
Entſcheidung eine weſentliche Beeinträchtigung der 
Beſtimmungen über die tätige Reue zur Folge hätte 
weil dieſe gegenüber der Ordnungswidrigkeß nicht 
zur Geltung komme. 


— Steuerbilanz 


ſetzung, bei der — obwohl die Beſchlßfaſſung über 
die Kh. i. e. F. erſt bis zum 30. 6. 83 zu erfolgen 
hat — ſchon in der Bilanz 1002 hs herabgeſetzte 
Kapital, alſo die bereinigtefi 
mas iſt 2 zu beachten, daß 9% iſſe Friſten 
zu wahren find: Soll nad) die Generalver⸗ 
ſammlung, die über die Gene igung der Jahres- 
bilanz zu beſchließen hat, zugleh über die Kh. i. e. F. 
Beſchluß faſſen, ſo kann die PS nur unter der Be 
dingung genehmigt und die tlaftung von Vorſtand 
und Aufſichtsrat nur unte der Bedingung erteilt 
werden, daß die erfolgt Kh.it e. F. in das Han. 
delsregiſter eingetragen Ard. Iſt die Anmeldung 
zur Eintragung nicht J zum Ablauf von drei 
Monaten nach der Bechlußfaſſung erfolgt oder die 
Eintragung nicht innezalb von z ver Monaten 
nach der Anmeldung (ewirkt, ſo ſind die Beſchlüſſe 
unwirkſam; die Friſn laufen nicht ab, bevor über 
eine etwa erhobengAnfechtungs oder Nichtigkeite 
klage rechtskräfi g entſchieden iſt. 
Die Anmehung der Rb.i.e. F. zur Ein 
tragung muß alf ſpäteſtens drei Monate nach 
dem 30.6. 1933 — dem Ablauftermin für die Be 
ſchlußfaſſung erfolgt fein. 88 
Obwohl de Verordnung vom 5. 11. 1932 keine 
beſonderen Betimmungen hinſichtlich der erleich⸗ 
terten Kcbitalerhöhung nach 86 der erſten 
Durhführumsperordnung zur Kh. i. e. FJ. vom 18. — 
1932 enthäl iſt jedoch anzunehmen, daß auch die er 
leichterte ſapitalerhöhung bis zum 30. 6.1933 
beſchlofſen werden kann. Allerdings iſt auch bier 
zu beachen, daß die Bilanz nur unter ” 
genehmigt und die Entlaſtung von Porſtand und Auf, 
ſichtsra nur unter der Bedingung erteilt werden 
kann, daß die Durchführung ſowohl der Kar er; 
gerabfegung-ass auch der Kapitalerhöhung ge mer. 
Sandelsregiiter eingetragen wird. Sind lauf 858 
dungen zur Eintragung nicht bis zune r e < on 
drei Monaten nach der et der dee 
alſo ſpäteſtens nach dem 30. 6. 10 e oder die 
Eintragungen nicht innerhalb son zwei Monaten nach 


er Anmeldung bewirkt, for? die Beſchlüſſe ſämtlich 
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unwirkſam; die Friſten laufen nicht ab, bevor über 
eine etwa erhobene Anfechtungs⸗ oder Nichtigkeits⸗ 
klage rechtskräftig entſchieden iſt. 

Die Friſtverlängerung für die Beſchlußfaſſung 
über die Kh. i. e. F. bis zum 30. 6. 1933 iſt aber auch 
von grundſätzlicher Bedeutung. 

Während die Entſtehung der Kh. i. e. F. in 
die Zeit der größten Wirtſchaftskriſe fällt (Hauptver⸗ 
ordnung vom 6. 10. 1931), ragt ihre Dauer nunmehr 
auch in die Zeit der Wirtſchaftsbelebung 
Dein. Es zeigt ſich hier, daß die Kh. i. e. F. nicht nur 
einn Sanierungsmaßnahme darſtellt, ſondern auch bei 
einen Ankurbelung der Wirtſchaft den Geſellſchaften 
von Nutzen ſein kann. Denn ihre Hauptaufgabe be⸗ 
ſteht rin, das Grundkapital der Aktiengeſellſchaften 
und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien ſowie das 
Stammapital der Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung an den aus Anlaß der Wirtſchaftsentwick⸗ 
lung veänderten Vermögensſtand anzu⸗ 
paſſen. Tr veränderte Vermögensſtand braucht aber 
kein verſckechterter Vermögensſtand zu fein (vgl. 
hierzu mei Schrift „Erleichterte Kapitalherabſetzung 
bei Geſellſchften m. b. H.“, zweite Auflage 1932, An⸗ 
hang „Die Unmandlung einer AG. in eine Gmbc.“, 
S. 153). 

Ahnliche Eſichtspunkte gelten für das Ent⸗ 
wertungsko to, ſoweit es in die Bilanzen, die 
für einen A in der Zeit vom 1. 7. 1931 bis 
30. 6. 1932 aufge ult find, eingeſetzt iſt. Es handelt 
ſich in der Jahr zpilanz 1932 zum erften 
Male darum, das untwertungskonto durch ange⸗ 
meſſene Abſchrabungen zu tilgen, die 
auf die Dauer von für Jahren verteilt werden können 
Artikel 2 der Verording über einmalige Bilanzie⸗ 
rungserleichterungen vo, 15. 12. 1931). Wenn auch 
das Entwertungskonto znem Weſen nach eine Ab- 
wärtsbewegung der Wirkgaft berückſichtigt, ſo ſetzt 
es doch gerade eine künftigqgeſſerung der Wirtichaft3- 
lage voraus. In dem dure das Entwertungskonto 
geſchaffenen handelsrechtlichen Aktivum, das die Ver⸗ 
luſte am Umlaufvermögen au die Zukunft verteilen 
ſoll, liegt zugleich die vom Gettzgeber angenommene 
Ausſicht einer Beſſerung der Brtſchaftslage, die es 
ermöglicht, dieſes Aktivum durch Reſerven oder Ge⸗ 
winne innerhalb der nächſten fün Jahre abſchreiben 
zu können. Allerdings iſt im Gegenatz zur Kh. i. e. F. 
die Zeitdauer, für die das Entwerungskonto einzu⸗ 
ſetzen ift, nicht über den 30. 6. 19 hinaus ver⸗ 
längert worden. Man wollte \ffenbar dieſes 
1 Aktivum nur ganz ausnahmsweiſe zur 
aſſen. 


II. Das Schema für die Bilanzen 1932. 

Zum erſten Male wird nunmehr in den Bilanzen 
1932 das Bilanzſchema des § 261 a ſowie des Schema 
der Gewinn⸗ und Verluſtrechnung des $ 2610 HGB. 
n. F. in Erſcheinung treten. Die Vorſchriften über das 
neue Bilanzſchema find bereits in Kraft getreen für 
Geſchäftsjahre, die mit dem 30. 9. 1932 enden. 
Die in der Aktienrechtsnovelle geſchaffene Puortzuzt 
und die auf ibr beruhende eingehende Gltederung des 
Jahresabſchluſſes iſt für die Organiſation und 
Verwaltung der Unternehmungen deshalb be⸗ 
deutungsvoll, weil ſie in zahlreichen Fällen eine 
Reorganiſation des geſamten Ned. 
nungsweſens zur Folge haben wird. 


Denn entſprechend der Gliederung der Bilanz und 
der Gewinn⸗ und Verluſtrechnung müſſen auch die 
Vorgänge und Unterlagen für das Rechnungsweſen 
der Geſellſchaft geſchaffen werden. Das hat natur⸗ 
gemäß eine Rückwirkung auf die geſamte Buch⸗ 
führung und das Kartothekweſen. Hierbei 
iſt es aber wieder von praktiſcher Bedeutung für die 
Unternehmungen, daß das Bilanzſchema (8 261 a) 
ſowie das Schema der Gewinn- und Verluſtrechnung 
($ 261 c) nur inſoweit gilt, als nicht der Ge⸗ 
ſchäftszweig eine abweichende Gliederung be⸗ 
dingt und unbeſchadet einer weiteren Gliederung. 
Jedoch erſtrebt die Aktienrechtsnovelle eine Ratio; 
nalifierung des Rechnungs- und 
Bilanzweſens auf Grund der modernen Be 
triebswirtſchaftslehre. Die bereits erfolgte Nor- 
mung der Bilanzen durch Schaffung eines Schemas 
ſoll noch dahin weiter ausgebaut werden, daß die 
Reichsregierung ermächtigt wird, für die Aufſtellung 
des Jahresabſchluſſes Formblätter vorzu⸗ 
ſchreiben. Für Konzerngeſellſchaften können auch Vor⸗ 
ſchriften über die Aufſtellung des eigenen und eines 
gemeinſchaftlichen Jahresabſchluſſes (Konzernbilanz) 
erlaſſen werden. Die vorgeſchriebene Gliederung der 
Bilanz gilt für alle Aktiengeſellſchaften und Kom⸗ 
manditgeſellſchaften auf Aktien unabhängig von der 
Höhe des Grundkapitals. Die Einhaltung der Gliede- 
rungsvorſchriften unterliegt der Pflichtreviſion. 


Das neue Bilanzſchema unterſcheidet die großen 
Gruppen: Anlagevermögen und Umlauf- 
vermögen in einer eingehenden Gliederung, durch 
die es erreicht werden ſoll, die Liquidität der Ge⸗ 
ſellſchaft, ihre Sicherheiten und darüber hinaus 
aber auch die „Geſchäftslage“ erſichtlich zu 
machen. Vor allem erfolgt aber auch eine Offen- 
legung der Konzernverflechtungen, in⸗ 
dem auf der Aktipſeite Forderungen an abhängige 
Geſellſchaften und Konzerngeſellſchaften, auf der 
Paſſivſeite Verbindlichkeiten gegenüber ſolchen Gejell- 
ſchaften beſonders auszuweiſen find. Gehören Kon. 
zernforderungen oder Konzernverbindlichkeiten noch 
zu anderen Poſten, z. B. Bankguthaben, Bank. 
ſchulden, ſo iſt ihre Mit zugehörigkeit auch bei dieſen 
Poſten zu vermerken, ſoweit es zur klaren und über- 
ſichtlichen Bilanzierung erforderlich erſcheint. 


Von beſonderer Bedeutung iſt, daß Eventual⸗ 
verbindlichkeiten, d. h. Verbindlichkeiten aus 
Bürgſchaften, Wechſel⸗ oder Scheckbürgſchaften ſowie 
aus Garantieverträgen in der Bilanz ſichtbar zu 
machen find, Im 8 261 b der Aktienrechtsnovelle iſt 
eine Beſtimmung dahin getroffen, daß dieſe Verbind⸗ 
lichkeiten zwar nicht als Paſſiva zu bilanzieren 
ſind, daß ſie aber in voller Höhe in der Bilanz vor der 
Spalte zu „vermerken“ find, und zwar auch ſoweit 
ihnen gleichwertige Rückgriffsforderungen gegenüber⸗ 
ſtehen. 

Die Anwendung des Bilanzſchemas iſt zwar für 
die Aktiengeſellſchaften obligatoriſch, jedoch 
kann auf eine Verletzung der Vorſchriften über das 
Bilanzſchema ($ 261 a und § 261 c) eine Anfech⸗ 
wungsflage nicht begründet werden. Eine 
ſolche iſt jedoch hinſichtlich der Bewertung der 
Delanzpoſten zuläſſig, da es ſich hier um ein 
Kernprblem handelt, insbeſondere um die Frage der 
Bildung oſſner und ſtiller Reſerven, Letztere 
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können zwar nach der ausdrücklichen Beſtimmung der 
Aktienrechtsnovelle nicht durch Überbewertung von 
Verbindlichkeiten erfolgen; dennoch können ſie aber in 
der Paſſivſeite der Bilanz inſofern enthalten ſein, als 
eine Überbewertung von Wertberichti⸗ 
gungspoſten, die dem Wertverluſt am Anlage⸗ 
und Umlaufvermögen Rechnung tragen ſollen, zu- 
läſſig iſt. 


. III. Zum erſten Male Pflichtreviſion. 

Für Geſchäftsjahre, die mit dem 30. 9. 1932 
enden, findet erſtmalig die Pflichtreviſion Anwen⸗ 
dung, wenn die Geſellſchaften in der Jahresbilanz ein 
Grundkapital von mehr als 3000000 RM. auf⸗ 
weiſen. Bei Geſellſchaften, die in dieſer Jahresbilanz 
ein Grundkapital von 3 000 000 RM. oder weniger 
aufweiſen, tritt an die Stelle des 30. 9. 1932 ein 
ſpäterer, von der Reichsregierung noch feſtzuſetzender 
Zeitpunkt. Hierbei ſei aber ſchon darauf hingewieſen, 
daß nicht etwa zur Umgehung der Pflichtreviſion 
das Grundkapital bis oder unter 3000000 RM. 
herabgeſetzt werden kann. In einem ſolchen Falle wird 
angenommen, daß alsdann die frühere Grund- 
kapitalziffer zugrunde zu legen iſt, und 
demnach eine Befreiung von der Pflichtreviſion nicht 
eintritt. Dieſer Nachweis dürfte — wie hier feſtge⸗ 
ſtellt ſein mag — in den meiſten Fällen allerdings 
We zu führen fein. 

„Die durch die Aktienrechtsnovelle eingeführte 
Pflichtreviſion iſt nicht nur von formeller e 
für die Prüfung der Bücher, des Inventars, der 
Bilanz, der Gewinn- und Verluſtrechnung ſowie des 
Geſchäftsberichts, ſondern auch von ſachlicher Be- 
deutung für den geſamten Betrieb der Unter⸗ 


Mühen. 
% Wie Prion („Betriebsprüfung und Wirtſchafts⸗ 
prüfer“, S. 4 ff.) ausführt, erſtreckt ſich die ma- 


terielle Pflichtreviſion der Un 3 
gen insbeſondere darauf, ob die Koſten e 
tie verteilt, die Abſchreibungen angemeſſen, Laden⸗ 
Hüter richtig behandelt, Zugänge, Reparaturen in 
her, Höhe richtig auf Anlagen und Betriebskoſten 
wet find. Auf Grund der materiellen Pflicht: 
en der Unternehmungen findet alſo nicht nur 
auch Buch⸗ und Bilanzprüfung, ſondern tatſächlich 
5 Bene Prüfung des Betriebs und der 
diese Re ft3 vorfälle ſtatt. Allerdings darf auch 
10 etriebsprüfung das ihr in der Aktienrechts⸗ 
Bin N 1 zugewieſene Maß, die Geſchäftsvorfälle darauf⸗ 
Gel dieren, „ob ſie im Jahresabſchluß und im 
ſtellt f bericht ſachlich und organiſch richtig darge⸗ 
Aktie bel. Schlegelberger, Kommentar zum 
Br nic S. 278) nicht überſchreiten, ſich insbeſon⸗ 

* auf die Geſchäftspolitik erſtrecken. 
in en e der Pflichtreviſion ſteht naturgemäß 
von uſammenhang mit der Frage der Wahrung 
2 triebsgeheimniſſen, die im Hinblick 
2 dein in den letzten Jahren in ſtärkerem Maße in 
r = ung getretene Werkſpionage durch Angeſtellte 
und Arbeiter von beſonderer Bedeutung iſt (ngl. auch 
die Verordnung zum Schutze der Wirtſchaft vom 9.3. 
1932, Zweiter Teil Artikel J. 88 17 bis 20 a). Zwar iſt 
in der Aktienrechtsnovelle eine erweiterte Offen ⸗ 
legungͤ pflicht der Unternehmungen über Ge⸗ 
ſchäftsvorfälle vorgeſchrieben, und zwar inäbefondere 
auch für den Geſchäftsbericht, in dem der Vermögens- 


ſtand und die Verhältniſſe der Geſell⸗ 
ſchaft zu entwickeln und der Jahresabſchluß zu er⸗ 
läutern ſind. Jedoch hat die Aktienrechtsnovelle ſelbſt 
auch die Grenzen für die Offenlegungspflicht im 
Geſchäftsbericht feſtgelegt; danach kann nämlich die 
Berichterſtattung im Geſchäftsbericht inſowe it 
unterbleiben, als das überwiegende Intereſſe 
einer der beteiligten Geſellſchaften (alſo auch der Kon 
zerngeſellſchaften) oder der Allgemeinheit es erfordert 
(§ 260 a Abſ. 4). Der Wirtſchaftsprüfer hat bei der 
Pflichtreviſion auch die Feſtſtellung zu treffen, 


ob die Geheimhaltung von Geſchäſts⸗ 
vorfällen gerechtfertigt iſt. Allerſings 
wird angenommen, daß dem Wirtſchofts⸗ 


prüfer gegenüber eine Geheimhaltun von 
Geſchäftsvorfällen nicht erfolgen darf, ſomit eine 
Darſtellung folder im Geſchäftsbericht zu Klar⸗ 
ſtellung der Entwicklung der Verhältniſſe dt Gefell- 
ſchaft an ſich nach dem Geſetz erforderlich ist 

Für die praktiſche Durchfüh ung der 
Pflichtreviſion, insbeſondere auch für die n Hinblick 
auf die neuen Bilanzvorſchriften der Aktienrechts⸗ 
novelle erforderlich werdende Nevrami ſation 
des Buchführungs⸗ und F echnungs⸗ 
weſens der Unternehmungen ift e är deren Leiter 
von Bedeutung, daß die Bilanzprü vom Vorſtand 
alle Aufklärungen A g dehnen l ur 
welche die ſorgfältige Erfüllung hnen obliegenden 
ee erfordert (8 262 Abf. 2). Hierdurch 
wird nicht nur eine erhöhte Ver wortlichkeit für den 
Vorſtand als ſolchen, ſondern ch in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Arbeitgeber gegenn den Angeſtellten ge⸗ 
ſchaffen, und zwar ſowohl biychtlich des Rechnungs⸗ 
weſens und der Buchführungals auch hinſichtlich der 
Geſchäftsvorfälle überhaupt/ Auch die Steuer ⸗ 
behörde kann den Prüfvgsbericht einfordern. Die 
Verantwortlichkeit des Vatands wird noch dadurch 
geſteigert. daß der Prüfſigsbericht der Wirtſchafts⸗ 
prüfer nicht an den forſtand, ſondern un⸗ 
mittelbar an de/ Geſamtaufſichtsra: 

f 

= 9900 Mitglied B Aufſichtsrats kann den 
Bericht einſehen und ſoweit die Satzung Entnahmen 
von Abſchriften au dem Bericht vorſieht, eine Ab- 
ſchrift verlangen. ängegen hat der Vorſtand, auf 
deſſen Angaben ſiß im weſentlichen — neben den ge⸗ 
fhäftlihen Untengen — der Prüfungsbericht auf- 
baut, fein gekklihesNehtauf@iniidt- 
nahmede8derichts. Es ſteht alfo lediglich im 
Ermeſſen des lufſichtsrats, ob und gegebenenfalls in 
welchem Umfng der Vorſtand von dem Prüfungs⸗ 
bericht untenichtet wird. Dieſe Beſtimmung erſcheint 
vom Stangunkt des Leiters der Unternehmungen 
nicht befrigigend. Es ſoll jedoch durch dieſe Regelung 
die Tendenz zum Ausdruck kommen, „jede Beein⸗ 
fluſſungsnöglichkeit des Prüfers durch den Vorſtand 
auszuſchlten, um ein unbefangenes Urteil des Prüfers 
al alien 105 Schlegelberger, a.a.O. S. 113). 

„Zur die praktiſche Durchführung der Pflicht⸗ 
r ift ren Bedeutung, daß nach ausdräf 
ee Ge auf deren Geſchäfts fit en 

prüfende Geſellſchaft einen maß g t 6 


Einfluß hat, als Bi ü er 11 
1 dat, ilanzprüfer weder i 
er g x . a fondere f 

ge fäblt werden dürfen. Dies gilt nem 2 


Treuhandgeſell 
nehmen angegliedert an * 4 


— 


4 
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IV. Steuergutſcheine in der Bilanz. 

Zum erſten Male werden ſich in den Bilanzen 
1932 die Auswirkungen des Erwerbs der Steuergut⸗ 
ſcheine zeigen, und zwar ſowohl in der Handelsbilanz 
als auch in der Steuerbilanz. 

Die Handelsbilanz. 

Das Problem der Steuergutſcheine ſteht nicht nur 
mit den Steuerverpflichtungen, ſondern zugleich auch 
mt dem Problem der Mehrbeſchäftigung von Arbeit⸗ 
nehmern in einem organiſchen Zuſammenhang. Sie 
bilden die beiden Erwerbsgründe für die Steuer⸗ 
gutſheine bei dem Erſterwerber, der fie auf Grund 
der Zahlung gewiſſer Steuern oder der Mebr- 
bef tigung von Arbeitnehmern erwirbt. Während 
aber bi demjenigen Unternehmen, das lediglich auf 
Grund von Steuerzahlungen die Steuergutſcheine er⸗ 
wirbt, ur die durch den Erwerb eintretende Stär- 
kung ker Aktiven der Bilanz erfolgt, tritt bei 
denjenige Unternehmungen, die auch auf Grund 
der Mehrlſchäftigung von Arbeitnehmern Steuergut⸗ 
ſcheine erwrben, die zweite Wirkung bilanzmäßig 
in Erſcheinng: relative Senkung der Ausgabenſeite 
trotz Erhöhug der abſoluten Lohnſumme durch die 
Tarifprämien zwei bilanzmäßige Auswirkungen 
verſchiedener a, aber beide mit dem Ziele einer 
Stärkung der Banz. Daneben treten weitere bilanz— 
mäßige Auswirkugen ein: durch den in den Steuer- 
gutſcheinen verbuften Steuernachlaß werden 
ebenfalls die künfgen Unkosten geſenkt; für die 
Gegenwart wil ſich dieſe Erſparnis darin aus⸗ 
wirken, daß die ücklagen für künftige 
Steuerverpflictungen niedriger be⸗ 
meſſen werden können. Darüber hinaus 
wird aber überhaupt 

das geſamte dücklagenproblem 
in ein neues Stadium goracht. 

Der Einfluß iſt ein doppelter: Werden die 
Steuergutſcheine bis zur mrechnung auf künftige 
Steuern in den Jahren 134 bis 1938 von dem 
Erſterwerber der Steuegutſcheine, der fie vom 
Finanzamt zugeteilt erhalten Mi behalten, fo bilden 
fie ein wichtiges Aktivum, durchdas ſonſt erforderlich 
werdende Rüdlagebildui 


igen eingeſchränkt 
werden können. Neben der Bitung offener Rück⸗ 


lagen wird auch eine ſolche von eillen Reſerven 
durch die Steuergutſcheine beeinfluß Das iſt für die 
Steuerbilanz inſofern von Bedeutung als die über 
die zuläſſigen Abſchreibungen Haus chenden ftillen 
Reſerven der Beſteuerung unterliegen. Die Zuläſ⸗ 
ſigkeit der Abſchreibungen, und zwe in der vom 
Reichsfinanzhof geſtatteten erweiterten orm — Be⸗ 
rückſichtigung der wirtſchaftlichen Abnutzing — wird 
durch die Aktivierung der Steuergutſchein, nicht be⸗ 
einflußt. 1 

Anderfeit kann eine etwa erforderlich derdende 
Auflöſung von ftillen Reſerven, die der Ltärkung 
des Unternehmens dienen, vermieden werden falls 
die Steuergutſcheine vorzeitig durch Berauß ung 
realiſtert werden. Die Gewinnſpanne, die Lerch ie 
Veräußerung der Steuergutſcheine in der Bilanz als 
Differenzbetrag zwiſchen dem letzten Bilanzwert und 
dem Veräußerungsfall eintritt, wird in manchen 
Fällen eine geringere ſteuerliche Belaſtung herbei⸗ 
führen, als es bei der Auflöſung ſtiller Reſerven der 
Fall fein wird. 


Die Bildung ſtiller Reſerven erfährt auch eine 
neuartige Geſtaltung im Arbeitsbeſchaffungspro⸗ 
gramm. Die in der Geſamtlohnſumme bei gleich 
zeitiger Erhöhung der Arbeitskapazität durch Mehr 
beſchäftigung von Arbeitnehmern in der Tarifprämie 
(Steuergutichein) mittelbar enthaltene Lohner⸗ 
ſparnis kann als ſtille Reſerve gewertet werden. 

Nach den neuen Bilanzvorſchriften für Aktien 
geſellſchaften, die nunmehr zum erſten Male für Ge⸗ 
ſchäftsjahre, die am 30. September 1932 geendet 
haben, Anwendung finden, wird die Bildung 
ſtiller Reſerven erſchwert. Es dürfen näm⸗ 
lich die Beträge der Reſervefonds, der Rückſtellungen 
und der Wertberichtigungspoſten nicht unter den Ver 
bindlichkeiten der Geſellſchaft aufgeführt werden 
(8 26a Abſ. 3 HGB.). Hierdurch ſoll die Bildung 
ſtiller Reſerven durch berbewertung von 
Verbindlichkeiten verhindert werden. Die 
Bildung ſtiller Reſerven iſt demnach auf der 
Paſſivſeite der Bilanz im weſentlichen nur noch 
möglich durch überbewerkung von Wertberichti 
gungspoſten und zum Ausgleich von Wert 
minderungen bei dem Anlagevermögen. Sie bilden 
alsdann das Gegenſtück zu den Abſchreibungen auf 
der Aktivſeite, gewiſſermaßen als Abſchreibungen mit 
umgekehrtem Vorzeichen. In welcher Form aber auch 
ſtille Reſerven gebildet werden, ſie unterliegen in 
ſoweit der Beſteuerung, als fie über das zu; 
läſſige Maß der von der Steuerbehörde anerkannten 
Abſchreibungsbeträge hinausgehen. 

Die Steuergutſchein verordnung gibt 
nunmehr den Unternehmungen ein neues Mittel 
zur Bildung ſteuerlichbegünſtigter Reſerven. 
Dieſe Möglichkeit ergibt ſich unmittelbar daraus, daß; 
das auf die Steuergutſcheine entfallende Einkommen 
bei dem Erſterwerber im Ausgabejahr nur mit 
einem Fünftel des Kurswerts anzuſetzen 
iſt. Wenn alſo die Steuergutſcheine ſogar bei der 
vollen Bilanzierung in der Handelsbilanz 
nur mit einem Fünftel des Kurswerts in der Steuer 
bilanz des Erſterwerbers im Ausgabejahr anzu— 
ſetzen ſind, ſo folgt hieraus ohne weiteres, daß auch dio 
Bildung ſtiller Reſerven durch die Unterbewertung der 
Steuergutſcheine in der Handelsbilanz höchſtens 
mit einem Fünftel des Kurswerts im Aus⸗ 
gabejahr der Beſteuerung unterliegt.) Durch das 
Agio der Steuergutſcheine wird die Bildung ſtiller 
Reſerven im Ausgabejahr noch erhöht, ohne daß 
eine ſteuerliche Mehrbelaſtung eintritt. Denn in 
der Bewertung der Steuergutſcheine mit einem 
Fünftel des Kurswerts iſt auch die Bewertung 
des Agios mitinbegriffen. Dies ergibt ſich 
unmittelbar aus § 34 DB. StGſchB O., wonach 
„das auf die Steuergutſcheine entfallende Ein 
kommen“, alſo ſowohl das Einkommen aus der Haupt- 
ſumme wie aus dem Agio, insgeſamt nur mit 
einem Fünftel des Kurswerts anzuſetzen iſt. 

Die Unterbewertung der Steuergutſcheine und 
die hierdurch erfolgte Bildung ſtiller Reſerven hat 
für die Unternehmungen den Vorteil, daß ſie es 
ihnen ermöglicht, bei anderen Aktivpoſten die Bil- 
fung der über die zuläſſigen Abſchreibungsbeträge 

1 if des Ausgabejahrs findet das Steuer⸗ 
tibin Alt 55 6 34 DSB. Sac eh Von dieſem geit⸗ 


* 
punkt au de den die Steuergutſcheine in der Steuerbilanz 
wie ſonſtige W opiere behandelt. 
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hinausgehenden, in voller Höhe zu be- 
ſteuernden ſtillen Reſerven zu ber- 
meiden. Es ergibt ſich hier ein neues Mittel 
einer ſteuerlich begünſtigten Reſerve⸗ 
bildung, wie ſie dem geſamten ſonſtigen 
Steuerrecht fremd iſt. Zwar bietet auch die 
auf Grund der Notverordnung vom 5. Juni 1931 ge 
ſchaffene Möglichkeit der Bildung ſteuerlich begün- 
ſtigter Rücklagen einen Vorteil für die Einzelkauf⸗ 
leute und Perſonalgeſellſchaften, indem in Überein- 
ſtimmung mit der nach dem Körperſchaftſteuergeſetz 
für juriſtiſche Perſonen gegebenen generellen Be⸗ 
ſteuerung von 200% nunmehr auch bei der Privatkauf⸗ 
mannſchaft die Rücklagen ebenfalls nur einer Be⸗ 
ſteuerung von 20% unterliegen. 

Es beſtehen jedoch nach dieſer Verordnung Be⸗ 
ſchränkungen, die bei der Bildung von Rüd- 
lagen auf Steuergutſcheine nicht zur Anwendung 
gelangen. Insbeſondere muß, wenn in einem ſpäteren 
Steuerabſchnitt die Entnahmen aus dem Betrieb den 
ſteuerlichen Gewinn überſteigen, der überſteigende Be⸗ 
trag von der ſteuerlich begünſtigten Rücklage ab⸗ 
gezogen und nachverſteuert werden. Die Nach⸗ 
ſteuer beträgt, wenn die Entnahmen den Betrag von 
80 000 RM. nicht überſteigen, mindeſtens 10, aber 
nicht mehr als 15 v. H., wenn die Entnahmen den 
Betrag von 30 000 RM. überſteigen, mindeſtens 15, 
aber nicht mehr als 20 v. H. ihres Betrags. Als Ent- 
nahme gilt auch die Veräußerung des Betriebs als 
Ganzen, die Veräußerung von Beteiligungen oder 
Anteilen an einem Betrieb ſowie die Aufgabe des Be⸗ 
triebs. Den Entnahmen werden ferner Darlehen 
gleichgeſtellt, die dem Unternehmer (Mitunternehmer) 
oder ſeinen Angehörigen aus Mitteln des Betriebs 
gewährt werden. 

Steuergutſcheine als Mittel der 

75 Bilanzbereinigung. 

Durch den Erwerb von Steuergutſcheinen werden 
die geſchaffenen Bilanzierungserleichte⸗ 
rungen, insbeſondere das Entwertungs⸗ 
konto als Mittel der Bilanzbereinigung, in ihrem 
Zweck gefördert. Bei Aktiengeſellſchaf⸗ 
ten und Kommanditaktiengeſellſchaften können zur 
Tilgung des Entwertungskontos, die innerhalb 
von fünf Geſchäftsjahren nach der Einſetzung erfolgen 
muß, nicht nur die Beträge aus dem geſetzlichen 
Reſervefonds, ſondern auch aus ſonſtigen in der 

Hanz zur Deckung eines Verluſtes verfügbaren 
Reſerven oder aus dem Reingewinn verwendet 
werden. Wenn nun infolge der Aktivierung der 
Steuergutſcheine eine Stärkung der Bilanz eintritt, 
ſo werden zur Tilgung des Entwertungskontos die 
Reſerven, die ſonſt zu anderen Zwecken, insbeſondere 


zu Abſchreibungen auf das Anlagevermögen in An⸗ 
ſpruch genommen werden müſſen, hierfür frei. Für 
die Frage der Bilanzbereinigung und einer ſtärkeren 
Aktivierung in der Bilanz iſt es auch von Bedeutung, 
daß ſchon der Anſpruch auf Ausgabe von Steuer⸗ 
gutſcheinen gegenüber dem Finanzamt — ebenſo wie 
der Anſpruch auf Lieferung von Steuergutſcheinen an 
den Zweiterwerber — einen bilanzfähigen 
Aktivpoſten darſtellt. Nach der ausdrücklichen 
Vorſchrift des § 2 StGſchB O DB. handelt es ſich bei dem 
Arbeitgeber oder Steuerzahler, der Anſpruch auf Aus 
gabe von Steuergutſcheinen hat, um ein übertrap- 
bares Forderungsrecht. Sind die Steuergutfchehe 
am Bilanzſtichtag noch nicht vom Finanzamt aus- 
gegeben, der Anſpruch auf ſie aber bereits inölge 
der Steuerzahlung oder der Mehrbeſchäftigung bon 
Arbeitnehmern erworben, fo iſt er nach 40 
SGB. mit dem Wert zu bilanzieren, der in am 
Bilanzſtichtag beizulegen iſt. Der Umftand, A der 
Erſterwerber der Steuergutſcheine ſie ür die 
Steuerbilanz nur mit einem Fünftel 1s Kurs⸗ 
werts am 31. Dezember 5 un a Te an⸗ 
uſetze at, iſt für die Bewertung ner Han⸗ 
92188005 n N 1651 entſcheidend. Eß liegt hier 
einer der Fälle vor, wo Handelsbilanzind Steuer⸗ 
bilanz bewußt voneinander abweichen, wie dies bei 
dem Entwertungskonto, das ebenfallä/in Mittel der 
Bilanzbereinigung darſtellt, der Fe iſt. Für die 
Handelsbilanz iſt das Entmtungskonto ein 
Aktivum, für die Steuer bianz ein Ver 
luſtpoſten, bei dem die Grundße des ſteuerrecht 
lichen Verluſtvortrags Anwendig finden. Eine 
ähnliche Abweichung beſteht — Jenfalls zum Zweck 
der Entlaſtung der Wirtſchaft / bei den Steuergut⸗ 
ſcheinen im Ausgabejahr zugunfn des Er ſte rwe 
bers, der ſie auf Grund vo Steuerzahlungen oder 
Mehrbeſchäftigung erworbenat. Wird der Steuer- 
gutſchein von dem Erſterweyer nach Ablauf des Aus⸗ 
gabeiahrd ver äußert, Iſtimmen allerdings Han⸗ 
dels- und Steuerbilanz bein. Denn die ſteuerliche 
Vergünſtigung beſteht yr während des Ausgabe ⸗ 
jahrs, dann allerdingähuc, wenn der Steuergut. 
ſchein am Bilanzſtichtg dieſes Ausgabejahrs bereits 
veräußert iſt (val hien Wetter, StuW. Okt. Nov. 
1932 Sp. 1817 f.). 

Die Bilanzjrung des Anſpruchs auf 
Steuergutſcheine ned ſich alſo in den Bilanzen ber 
31. Dezember 932 zum erſtenmal auch inſowett 
auswirken, als 15 zu dieſem Zeitpunkt die Steuer⸗ 
gutſcheine noch icht in Höhe des bereits erworbenen 
Anſpruchs ausegeben find. Denn der Anſpruch auf 
die Steuergutheine wird vom 1. Oktober 1932 
ab erworben 


Über Abschreibungen. von Regierungsrat Dr. Weisgseo, Zentralfinanzamt Borlin. 


Abſchreibungen bringen betriebswirtſchaftlich be 
trachtet Wertverzehr zur Verrechnung zii, 
Handwörterbuch der Betriebswirtſchaft 1926, Poeſchel 
Verlag, Stuttgart, 1. Bd. Sp. 52 bis 78). Sie haben 
Bedeutung für die Kalkulation, die bilanzmäßige 
Feſtſtellung der Vermögenslage und die bilanzmäßige 
Erfolgsermittlung. Sie find bei fämtlichen er 
mögensbeſtandteilen möglich, alſo nicht e — 
lagewerten (88 40,261, 20 a anf, 1 A . DNB. l 
Faſſung vom 9. September 1931, ; 


uni 1 

S. 493), ndern auch bei den übrigen Sach. un 
Rechtsgürrn, wie Waren, Wechſeln, Wertpapieren, 
Valuten Forderungen, Nutzungsrechten u. 5 
Spricht man von Abſchreibun gen ee 

denk man in der Regel an die 10 d 
tions mitter agg ihnen ſollenandel f 
nachfolgenden Vrssüprungebande 5 
Der Wertperzehr hat seine dau e ent' 
weder 1. aus unmittelbarer Abn y 9 oder unmittel- 
barem Subſtanzverbrauch, 2. „ac, Subſtanzvermin⸗ 
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derungen — Subſtanzverluſt, wie Schwund und Dieb⸗ 
ſtahl oder 3. durch Wertminderung als Konjunktur⸗ 
folge. Die beiden letzten Fälle treten in der Praxis 
als vollendete Tatſache zutage. Die unmittelbare Ab⸗ 
nutzung ſoll nach betriebswirtſchaftlichen und ſteuer⸗ 
lichen Grundſätzen möglichſt durch gleichmäßige Ab⸗ 
ſchreibungen bemeſſen werden; die Abſchreibung wegen 
Subſtanzverminderung hat in einem Verbrauch der 
Subſtanz ihren Grund (Urteil RH. vom 28. 3. 1928 
VIA 310/27, RStBl. 1928 S. 279 Nr. 494). Auch 
der Wertverminderung als Konjunkturfolge wird 
ei der Bemeſſung gleichmäßiger Abſchreibungen 
chung getragen werden müſſen, vielfach wird fie 
leoch als außerordentliche Abſchreibung in die Er⸗ 
nung treten. 


die Abſchreibungsfälle kann man in 
reglmäßige (Fall 1) und unregelmäßige 
(Falb und 3) einteilen, jedoch können auch für die 
regeliczigen Abſchreibungen außergewöhnliche Er⸗ 
eigniſſ wie Brandſchaden, Hausſchwamm, Sturm: 
ſchaden zu außergewöhnlichen Abſchreibungen (Ab⸗ 
nutzung ſetzung) führen (3. B. Abnutzungsabſetzun⸗ 
gen AU ie Zentralheizung, an deren Stelle Stod- 


werk beg g tritt. Urteil Rd. VIA 78631 vom 
44 713 Stud. 1931 Sp. 1058 Nr. 652, beſpr. 
Sp. 71 bd Form nach ſpricht man von un⸗ 
as Abſchreibung und mittel- 


8 "oreibung. Erſtere erfolgt durch Ab- 
a des „hreibungsbetrags über Gewinn- und 
erluf rennen den Aktivpoſten der Vermögens- 
ſolte der Aland htere wird in der Weiſe vorgenon- 
men, daß der? deoſten auf der Vermögensſeite der 
Bilanz unverän d beſtehen bleibt, jedoch ebenfalls 
über Gewinn- und zrluſtrechnung auf der Kapitals⸗ 
ſeite (Paſſipſeite doßßilanz) ein Wertberichtigungs⸗ 
voſten eingeſtellt wi & i 
poſten ge Der Jahreserfolg wird alſo 
in beiden Fällen durch. rend beeinflußt. Di 
. hreibungen beein upt. Die 
Aktienrechtsnovelle van 9. 1931, RED. S. 493, 
trägt im 8261 a Abſet her B IV in dem Wertberich⸗ 
tigungspoſten der mittelk Abſchreibung Rechnung, 
während für die nmz are und mittelbare Ab- 
ſchreibung nach § 2610 Ab. | Ziff. 3 und 4 unter 
Durchführung des im $ Abs. 2 HGB. ausge⸗ 
ſprochenen Grundſatzes der 55 wahrheit die Ab⸗ 
ſchreibung ausdrücklich eule dena werden 
liſſen hi i N, ö 
199 6 00 hierzu meine A Aung in der DStzg. 
Der in der Betriebswirtſchaf nd im Handels- 
recht (88 40, 261 HB, 5 42 G55, ih 
geltende Begriff der Abſchreibung "det ſich im Ein⸗ 
kommen- und Körperſchaftſteuerrecht sicht vor. Er 
kann jedoch als Oberbegriff Eat werden. 
SS 16 und 19 Etch. ſprechen den IA der regel- 
mäßigen Abnutzung als Abu gusab⸗ 
ſetzung an. Dieſer Begriff iſt dure die Recht- 
ſprechung des Reichsfinanzhofs wieder die tech⸗ 
niſche und in die wirtfhaftli;, Ab 
nutzung zerlegt worden. Unter techniſcher nutzung 
wird die gemeingewöhnliche, betriebsgeizh liche 
Nutzungsdauer eines Anlagegegenſtandes ver nden 
während ſich die wirtſchaftliche Ahnutzue wach . 
ſchaftlichen Gesichtspunkten richtet; z. B. entſcheibe. 
für die Abſetzung bei Gebäuden, die auf einem ge⸗ 
pachteten Grundſtück errichtet find und am Ende der 


Pachtzeit auf den Grundſtückseigentümer übergehen, 
die Dauer des Pachtvertrags (vgl. RH. vom 16. 11. 
1927 VI A 635/27, RStBl. 1928 S. 45 Nr. 75, Kartei 
EStG. § 16 R 2 — nach Urt. RH. VI A 637/31 vom 
9. 9. 1931, Stu. 1931 Sp. 1682 Nr. 939, beſpr. 
Sp. 1310/3 bei ſtarker Verkettung zwiſchen Pächter 
und Verpächter Pachtvertragsdauer ohne Bedeutung). 
Während die Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs in 
der Beurteilung der wirtſchaftlichen Abnutzung nicht 
einheitlich war, haben nunmehr der Körperſchaft⸗ und 
der Einkommenſteuerſenat die wirtſchaftlichen Ab⸗ 
nutzungen anerkannt (RH. vom 25. 2. 1930 1A a 
685/29, RStBl. 1930 S. 334 Nr. 467). Wenn auch der 
Begriff der Abſchreibung ſich im Einkommenſteuer⸗ 
recht nicht vorfindet, ſo hat er tatſächlich durch Ein⸗ 
ſetzen des gemeinen Werts beim Vermögensvergleich 
nach den Bewertungsvorſchriften des $ 19 für neu- 
angeſchaffte Gegenſtände und denen nach § 20 für Be⸗ 
wertung in ſpäteren Steuerabſchnitten Eingang ge- 
funden. 

Formell ſind Abſchreibungen eine Verminderung 
des Bruttogewinnes und eine Bindung von Vermögen 
für das Unternehmen. Materiell führen Abjchrei- 
bungen, die die Abnutzungswerte überſteigen, zu 
ſtillen Reſerven. Die Bilanz ſtrebt dieſen ſtillen Re⸗ 
ſerven durch Einſtellen von Erinnerungspoſten von 
1 RM. zu, während eine genaue Kalkulation der tat⸗ 
ſächlichen Abnutzung folgen muß (vgl. Großmann, 
Die Abſchreibung vom Standpunkt der Unter⸗ 
nehmung, insbeſondere ihre Bedeutung als Koſten⸗ 
faktor, 1925). Das Bild der Abſchreibung iſt durch 
den Streit um die dynamiſche, die ſtatiſche und die 
organiſche Bilanz getrübt worden, für das Steuerrecht 
iſt jedoch durch das Ablehnen der organiſchen Bilanz 
in dem Urteil des Reichsfinanzhofs vom 22. 10. 1931 
IA 254/30 (RStBl. 1932 S. 22 Nr. 25, Kartei EStG. 
§ 13 R 240) weitere Klarheit geſchaffen worden. 

Nach dem Handwörterbuch der Betriebswirtſchaft 
von Nickliſch a. a. O. kann man folgende Abichrei- 
bungsformen unterſcheiden: 1. die Methode ohne Ab⸗ 
ſchreibung, 2. die prinzipienloſe Abſchreibung und die 
Abſchreibung nach Gefühl, 3. die Abſchreibung nach 
Gewinn und nach Rentabilität, 4. die Abſchreibung 
nach Beanſpruchung, 5. die Abſchreibung vom An- 
ſchaffungswert, 6. die Abſchreibung vom Buchwert, 
7. die Abſchreibung mit ſteigenden Quoten (mit 
Zinſen), 8. die Abſchreibung nach dem MWieder- 
beſchaffungswert. Ferner ſind zu unterſcheiden: 
Spezialabſchreibungen, Serienabſchreibungen und 
Kollektivabſchreibungen, letztere auch ſteuerlich an⸗ 
erkannt durch Urteil RH. VI A 542/28 vom 10. 7. 
1929 (Stu W. 1929 Sp. 1256 Nr. 690, beſpr. Sp. 831). 
Sämtliche unter 1 bis 8 erwähnten Methoden ſind mit 
Ausnahme der Abſchreibungen nach Beanſpruchung 
auf die Zeit der Lebensdauer der Anlagegegenſtände 
abgeſtellt. Bei allen beſteht die Schwierigkeit 
in der richtigen Schätzung dieſer Lebens 
dauer und in der Auffindung eines zweck⸗ 
mäßigen Verteilungsſchlüſſels. 

Das unter 1 genannte Abſchreibungsverfahren iſt 
auf die Vermögensbilanz abgeſtellt und wird auch in 
der betriebswirtſchaftlichen Literatur verworfen; auch 
ſteuerlich iſt es nicht anzuerkennen, da nur der Teil 
e Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreiſes abgeſetzt 
Verden darf, der dem Verhältnis der in den Steuer⸗ 
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abſchnitt fallenden Nutzungszeit zur geſamten 
Nutzungsdauer entſpricht. Aus dem gleichen Grunde 
müſſen auch die zu 2 und 3 erwähnten Abſchreibungs⸗ 
formen abgelehnt werden. Die prinzipienloſe Ab⸗ 
ſchreibung hat meiſt ihre Gründe in der Bequem⸗ 
lichkeit oder mangelnder kaufmänniſcher Schulung; 
bei genauer Kenntnis des Betriebs wird ſie in der 
Literatur vom Geſichtspunkt der Kalkulation zwar 
anerkannt. Die Abſchreibung nach Gewinn wird auch 
vom Geſichtspunkt der Kalkulation aus verworfen, 
die Abſchreibung nach Rentabilität mit finanz⸗ 
politiſchen Erwägungen begründet. Die Methode der 
Abſchreibung nach der Beanſpruchung wird meines 
Erachtens auch ſteuerrechtlich nach dem Grundſatz des 
Urteils vom 1. 7. 1931 VI A 2226/30 (RStBl. 1931 
S. 877 Nr. 862) anerkannt werden können, da nun— 
mehr der Einkommenſteuerſenat neuerdings auch die 
wren vom Buchwert, wie noch näher zu be⸗ 
en fein wird, als eine den Bedürfniſſen einzelner 
8 2155 angemeſſene Methode anerkennt. Die Methode 
1 dne nach Beanſpruchung iſt in dem Falle 
. e wo der natürliche Verſchleiß, den die Zeit 
I ſich bringt, wie Roſt, ungleichmäßige Beſchäf⸗ 
he a 5 ſchlechte Behandlung ſtark zurücktritt. Sie 
der Bergwerken, wie auch in Zementfabriken, wo 
gülti urchſatz einer beſtimmten Materialmenge, gleich⸗ 
sprech = welcher Zeit er erfolgt, auch eine ent- 
ee en e anteilige Entwertung bedingt, vorgefunden 
nſo ſieht die Praxis die Abschreibung vom An⸗ 
ee . als ſachlich richtig und 
1 an, während die Wiſſenſchaft, insbeſond 
die neuere Literatur unter Schmalen| 0 0 lb. 
ba E 
. vom Buchwert für r e e 2. 
Entitebh, ung vom Buchwert verdankt ihre eigentliche 
e nach Le Coutre, Mannheim (ogl. Hand⸗ 
Fe caffe einem Gedanken. 
l 1 e 
Ken ee geen ane dee 
0 Bauen oder Herſtellungspreiſe von d eile 
n die Abſchreibung verminderten Buchwer — 7 
ae Abſchreibung mit ſteigenden Quoten iſt n 5 
ehrung der Abſchreibung mit fallenden Ou dert 
auc Schluß aus dem Gegenteil beftehen meines 
e gegen ſie auch ſteuerlich keine Bedenken 
ode der Abſchreibung mit Zins und Zinfes- 
teil ſchlägt zum Zwecke einer gleichmäßigen Ver⸗ 
ſchreibe auf Abſchreibungen Zinſen zu. Dieſe Ab- 
nt ngsart iſt von Schmalenbach unterſucht und 
e Vorausſetzungen als zweckmäßig an⸗ 
Se ben, Steuerlich iſt ſie abzulehnen, da ihre 
inte en in unrichtig verteilter Belaſtung der Ver⸗ 
und Gewinne und in zeitweilig ünſti 
Vermögens 2 zu ungünſtigen 
Zellw werten beſtehen. Die Abſchreibung vom 
nr et vom Wiederbeſchaffungspreis geht nicht 
benen da de ben age en ee de 
lacie Bon dem er, welcee am einzelnen une 
0 enn ein Erſatz in Frage käme, aufzuwenden 
wäre. Sie beruht auf dem gleichen Gedanken, wie 
die von Profeſſor Schmidt aufgebaute organiſche 
Bilanzlehre. Letztere iſt jedoch, wie bereits erwähnt, 
durch Urteil vom 22. 10. 1931 IA 254/30 (RStBl. 
1932 S. 22 Nr. 25, Kartei EStG. 9 13 K 163) für 
das Reichsſteuerrecht abgelehnt worden. 
Steuerlich find daher die Abſchreibun g? 
methoden vom Anſchaffungswer“ > 


bom Buchwert von beſonderem Intereſſe. Mit 
dieſen beiden Abſchreibungsarten ſetzt ſich ein neueres 
Urteil des Reichsfinanzhofs vom 1. 7. 1931 VIA 
2226/30 (RStBl. 1931 S. 877 Nr. 862) auseinander. 
Das Urteil gewinnt insbeſondere deshalb an Bedeu⸗ 
tung, weil in ihm die gegenwärtige Anſchauung der 
Praxis durch ein Gutachten des Indu⸗ 
ſtrie⸗ und Handelstags vom 15. 6. 1931 
niedergelegt worden if. Das Gutachten ftellt, 
feſt, daß eine einheitliche Anſchauung des Ab, 
ſchreibungsverfahrens ſich in der Kaufmannſchaß 
und zwar felbit innerhalb der einzelnen Gewerk. 
arten (Induſtrie, Handel uſw.), ja auch inrr⸗ 
halb der einzelnen Branchen nicht gebildet hat 
und ſich wohl auch überhaupt nicht bilden kann Die 
weit überwiegende Mehrzahl der Sachverſtänden iſt 
der Anſicht, daß die beiden Methoden der Abſchtbung 
vom Anſchaffungspreis (gleichmäßige Abſchbung) 
und der Abſchreibung vom jeweiligen (ichwert 
(degreſſive Abſchreibung) grundſätzlich 1 
nebeneinander ſtehen und auch in der Pros neben⸗ 
einander vorkommen. In dem Gutach / wird die 
Anſicht vertreten, daß die Abſchrei 
Buchwert bei all den Gegenſtände 
iſt, deren Gebrauchsfähigkeit in den ſten Jahren 


den ſpäteren Jahren nimmt ect 
die betrlebnahme 


Einrichtungs⸗ 
Achreibung vom 


gegenſtände, w.). bun 
Anſchaffungswert wird für die weckmäckiger ge 
halten, in denen eine Abnutzung / oder nur in ſehr 
unbedeutendem Maße ſtattfind / in denen alſo die 
Gebrauchsfähigkeit des Gegenſſſes für den Betrieb 
bis zum Ende der Gebrauchsfäkeit gleichbleibt (3. B. 


Grundſtücke, Gebäude). N nad) dem 


Die 
86 


Buchwert wird überwiege / in der ſogenannten 
Kollektivabſchreibung angendt. Das heißt, man 
Sätzen vom jeweiligen 


ibt mit gleichbleiben 1 1 
Buse beſtimmter Ardegruppen wie Gebäude, 
Maſchinen uſw. ab. Ae der Abſchrei⸗ 
bungsſätze auf die einz Anlagegegenſtände findet 
dabei nicht ſtatt. D Verfahren iſt wegen ſeiner 
Einfachheit beſtechend / die Werte ohne weiteres aus 
den einzelnen Konte aſchinenkonto, Gebäudekonto) 


entnommen werden/ nnen. 
Außer dieſen kteilen hat nach Anſicht der Sach⸗ 
perſtändigen . BR ne folgende Vor⸗ 
ii g 1. fie fügt der ſchnelleren Abnahme der 
Leiſtungsfähigke eines Produktionsmittels gegen 
über der Nutzußdauer Rechnung, 2. fie berückſichtigt 
die e eee der Ausnutzbarkeit mit der 
Nutzungsdaue/ und ſchließt auf dieſe Weiſe viele 
Fehlerquellemnus, die der Kaufmann im Augenblick 
der Anſchafſng des Gegenſtandes gar nicht über⸗ 
blicken kan! Tempo der Technik, Strömung der Wirt⸗ 
ſchaft, der ode), 3. wird durch fie die Tatſache erfaßt, 
daß der zert eines auch nur einmal gebrauchten 
Gegenſtades in der Regel ſofort erheblich, insbe⸗ 
ue Maſchinen, unter den 1 be len 
init Dieſem u ragen auch die ( ® 
Nachsminiſters W hum . 2. 1929 
S. DIL (esel. 1929 S. 103 Nr. 16. dom 9.7. 
1029 eee Kerb 1929 ©. 492”. 606), vom 
80. 1.1930 S. 2209/6 (Aatdı. 187, S. 7 Nr. 114), 


ſowie Erlaß vom 5.3. 1932 S 2209/25 II (KStBl. 


z ü ge 
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1932 S. 258 unter CI 2) Rechnung, 4. nimmt fie 
auf das Steigen der Reparaturkoſten eines Anlage⸗ 
gegenſtandes mit der Nutzungsdauer Bedacht. 


Als Nachteile der Buchwertabſchreibung 
werden die Ungleichmäßigkeiten der einzelnen Ab⸗ 
ſchreibungen, die ungleichmäßige Belaſtung der Selbit- 
koſten, die Gefahr zu niederer Abſchreibungsſätze, 
letzteres insbeſondere auf Betreiben der Finanzämter, 
angeſehen. Der erſtgenannte Nachteil findet aber 
einen gewiſſen Ausgleich durch neue Zugänge, durch 
bſchreibung auf die Vielheit von Anlagewerten (vgl. 
t. RH. VI A 323/31 vom 9. 7. 1931, Kartei EStG. 
R 65, Stu W. 1931 Sp. 1345 Nr. 792, beſpr. 
882), ſowie durch vorzeitiges Ausſcheiden von 
enſtänden. 


ı dem Gutachten des Induſtrie⸗ und 
alelstages kommt ferner eindeutig zum 
Ausdt daß die Höhe des Abſchreibungsſatzes 1. vom 
Anſchangspreis, 2. von der Nutzungsdauer und 


3. vor em Nutzungsgrad des Anlagegegenſtandes 
abhäng 


Zu ‚Der Anſchaffungspreis ergibt fi 
ohne WEIS aus den Rechnungsbelegen und aus der 
e Rc Hsbilanz gewählten Bewertungsart (vgl. 
S. 147 Nin 9.12.1931 TA 345/31, RStBl. 1932 
nicht einheil Rechtſpr. des I. u. VI. Senats hier 
Bezugskoſten Fraglich kann lediglich ſein, ob die 
Abſchreibungs der Schrottwert bei Bemeſſung des 
dem Gutachten berückſichtigt werden müſſen. Nach 
Reichsfinanzhofed im Gegenſatz zum Urteil des 
EStG. 8 19 Abſen 6. 2. 1930 VI A 1789/29 (Kartei 
Nr. 480) Bezugaf; 14 bis 16, Reskpl 1980 S. 346 
nahmekoſten zweck. wie Fracht, Anfuhr, Zoll, Ab⸗ 
unter den Unkoſteng ſofort abzuſchreiben, d. h. 
rechnen. Fundament! Beſchaffungsjahres zu ver⸗ 

ud Aufſtellungskoſten ſollen, 


wenn ſie ni ö 
eee aaa 10 v. H. des Wertes des 
werden. Ueber dieſe gaben, ebenſo behandelt 


5 nze hinausgehende Fun. 
Sabre verteilt eiſtelnviehtg ofen über weben 
jedoch mit einem höheren 1 Ae TER ep 
gegenſtand. Sec iſt abentlas r. 
abſchreibung bereits one derae e 19 9 en 
auf Fahrſtühle (Urt. RS. 1 A für Abſch bing 
Kartei RSG. $ 13 K 38, RS ogg i 508.) 
Der Schrottwert ſoll nach dem . 15 er Be- 
meſſung der Abſchreibung nur Sy rückſichti t 
werden, wenn er im Vergleich zug ffu vn 
wirklich ins Gewicht fällt z. B. Antec e mai 
ſchweren Gegenſtänden (im Vergleich en 15 ei ) oder 
ſolchen aus wertvollen Materialien. nn en» 
ſtand im Betrieb ſelbſt hergeſtellt, N 4 
ſtellungspreis maßgebend. Dieſer erriſ t ſich aus 
Material, Lohn, Handlungs und Bert, naskoſten 
ohne Vertriebskoſten (vgl. 8 261 Ziff. ! SB in der 
Faſſung der Aktiennovelle vom 19. 9. 193 nd Evers, 
ommentar zum KStG. 1925 2. Aufl. A 98 zu 
$ 19 ESS. S. 760; vgl. auch Urt. RH. 1 91/6 
vom 12.4.1997 Slg. Bd. 21 ©. 105, n 
8 19 Abi. IR 2). Wegen der Bezügskoſten, so. 


ſolche in Frage kommen, und des Schrottwertes für 
im Betrieb hergeſtellte Gegenſtände gilt das gleich. 


wie für angeſchaffte Gegenſtände. 


Zu 2 und 3. Nutzungsdauer und 
Nutzungsgrad müſſen unter Berückſichtigung 
aller beſtimmenden Einflüſſe, wie Abnutzung, Ver⸗ 
alten und vor allem auch wirtſchaftliches Wagnis, ſo 
gut wie möglich auf Grund von Erfahrungen und 
Sachverſtändigenüberlegungen geſchätzt werden. 

Zu 2. Die Nutzungsdauer neuzeitlicher. 
nach dem Jahre 1924 angeſchaffter Einrichtungen wird 
infolge der techniſchen Entwicklung als kürzer be⸗ 
zeichnet, wogegen auch die langlebigeren Produktions- 
mittel, die vor dem Jahre 1924 angeſchafft worden 
ſind, aus Gründen der Rationaliſierung mit höheren 
als den bisher üblichen Sätzen abgeſchrieben werden 
müſſen. Beide Geſichtspunkte dürften aber bei der 
gegenwärtigen Kapitalverknappung und den Schatten⸗ 
ſeiten einer zu ſtarken Rationaliſierung, die in der 
Belaſtung des Unternehmens mit fixen Koſten beſteht, 
in der gegenwärtigen Wirtſchaftsdepreſſion an Bedeu⸗ 
tung etwas verlieren. 

Zu 3. Der Nutzungsgrad (Nutzbarkeit) 
eines Produktionsmittels, der in der Regel bei der 
Anſchaffung am größten iſt, nimmt mit der Be⸗ 
nutzungsdauer ab, es wird daher gefordert, daß die 
Abſchreibung im Anfang am größten ſein muß. Eine 
derartige degreſſive Abſchreibung kann durch die 
vorher erwähnte Buchwertabſchreibung oder durch die 
erſtmalig erwähnte Abſchreibung vom Anſchaffungs⸗ 
wert mit fallenden Sätzen, die in der Praxis ſich all⸗ 
mählich einbürgert, erreicht werden (vgl. auch Peyer, 
DStz. 1932 S. 217). Sie wird beſonders als not⸗ 
wendig erachtet für Spezialmaſchinen und Einrich⸗ 
tungen, die für einen beſonderen Zweck angeſchafft 
werden. . 

Das Gutachten ſtellt ſich abſchließend auf den 
Standpunkt, daß bei der Schätzung der Ab⸗ 
ſchreibungsquote in der Regel das indi- 
viduelle Abwägen des mit feinem Be- 
triebe vertrauten Kaufmanns maßgebend 
ſei, und daß bei der Abſchreibung nach dem 
Buchwert ungefähr das zwei bis zwei ⸗ 
einhalbfache des Satzes für die A b⸗ 
ſchreibung vom Anſchaffungswert in 
Frage kommt. 

Der Ein kommenſteuerſenat des 
Reichsfinanzhofs hat ſich dieſem Gutachten in 
der Weiſe angeſchloſſen, daß er eine gleichmäßige Ab- 
ſetzung vom Anſchaffungspreis in den einzelnen 
Steuerabſchnitten nicht verlangt, ſondern das Wort 
Verteilung (5 16 Abſ. 2 ESt6.) im Sinne 
einer angemeſſenen Verteilung des 
Anſchaffungspreiſes aufgefaßt haben 
will. Er erkennt zwar die A bj chreibung 
nach dem Anſchaffungspreis nach wie 
vor als die Regel an, läßt es aber zu, daß 
den beſonderen Bedürfniſſen des Betriebs ent- 
ſprechend eine degreſſive Abſchreibung nach dem Buch 
wert angewendet werden kann. Voraus ſetzung 
der Anwendbarkeit iſt allerdings eine Prüfungder 
Steuerbehörde. Dieſe Prüfung dürfte aber bei 
ſachverſtändiger Begründung durch den Kaufmann 
meiſtens zur Anerkennung führen. Zwar wendet ſich 
der Senat dagegen, daß ein willkürlicher Wechſel in 
An Abſetzungsarten erfolgt, ſowie auch dagegen, daß 
les die Bemeſſungen der Abſetzungen nach dem Er⸗ 


* 


s des Geſchäftsjahres erfolgen. Dieſe Bemer⸗ 
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k 8 

Sand ben im engen Zuſammenhang mit den 
ment n über die Einkommensermittlung des Ein⸗ 
Zweiſchn er, Sie berühren die Frage der 
nach 8 90 80 der Bilanzen, der Wertfortführung 
ſowie auch ie G. und der gleichmäßigen Bewertung, 
Deiche. Frage der Bilanzänderung und Bilanz⸗ 


Aus dem Bereich dieſer Fragen ſei ledigli 
a N ei le 
15 hingewieſen: Eine r 
nu Guus 00 sabſetzung nach oben oder unten iſt 
ſeligun e der einzelnen Steuerabſchnitte zur Be⸗ 
15 A von Fehlerquellen infolge beſſerer Erkennt⸗ 
W 0 0 der Zwiſchenzeit gemachte Erfahrungen 
12 gen rteil des Reichsfinanzhofs vom 5.3.1929 
eis a RSLDL. 1929 S. 269 Nr. 423, Kartei 
922 n R 1) möglich. Eine Berichtigung 
alien gangswerte, von denen die Ab- 
e 1 5 ae vorgenommen werden, iſt 
N ntiheidung vom 8. 1. 1929 1A a 796/28 
ne: 929 S. 82 Nr. 137, Kartei EStG. $ 20 
Bur auge alten worden. Sogar eine Durch⸗ 
301 g des Grundſatzes der Bilanzidentität unter 
behörden von Treu und Glauben zwiſchen Steuer- 
8 in“ Steuerpflichtigen ſieht das neuere Urteil 
8 ei 1931 VIA 1963/29 1 (Kartei EStG. 8 13 
15 500 a Bd. 30 S. 114 Nr. 39, RStBl. 1932 S. 528 
17.12 Is (vgl. auch Urt. RH. VIA 1110/30 vom 
Sp. 488, l ch oh a 
5 0 iR ür Na 

erung r W 
5 00 Rn: Gödde in Zeitgem. Steuer- u. Bilanz⸗ 
90 9 a ©. 213, ſowie Urt. RFS. IA 781/29 vom 
ER er 11 EStG. 8 13 R 304, RSt Bl. 1930 
1 - ). Erfolgt eine derartige Berichtigung 
100%! (mac) dem Ürteil dom 17. 11. 1981 1 A 
510 R 1 1932 S. 24 Nr. 27, Kartei KStG, 
ln 8 zur Ermittlung der richtigen An- 
rer Wen e ohne Rückſicht auf be⸗ 
den be enen ae dere ren 
otlanz vorgenommene Abnu 1 
a . tungsabſetzu . 
ee die dem berichtigten Wert u 
10 ngsbilanz unter Berückſichtigung von Zu 15 
gen entſprechenden Beträge abzuſetzen ca 


D 7 
1994 > das Urteil des Reichsfinanzhofs vom 19. 8, 


dom g. 10 1341 c 1931 ©. 908 Nr. 897) und 
nel Reich TA 10 (NSLBL. 1360 S. 20 Ar 24 
VIA 930081 913 R 157, ſowie Urt. vom 10. 2. 1932 
für den S. 2 f zlerungsmet 
im Wer e 1 Wiriſchaſtsjahres zuläffie 17 95 
liegt und d ein willkürliches Hin. und Herſchwanken 
weiſen (8 ar Verbot, unrealifierte Gewinne auszu- 
bergang v EStG.) nicht verletzt wird, desgl. der 
Bodenwert BE, Der Abſetzung nach dem jeweiligen 
Anſchaffun zu der gleichmäßigen Abſchreibung vom 
836.8371 6preis nach Urt. vom 24.2 193 VIA 
Rückicht . 1932 S. 533 Nr. 553). Ob mit 
auf das Urteil des Reicheſmansbafe VIA 
liche Seu . 1931 S. 946 Nr. 940) der uriprüng- 
Abnutung aufrechterhalten bleiben kann, daß 
Steuerbilanz e oder Abſchreibungen in da 
5 nicht vorgenommen werden können 
wenn fie auch in der Handelsbilanz nicht erfolge“ wie 


dies früher durch zu enge Auslegung des Urteils vom 
11. 2. 1930 1 A 807/28 (RStBl. 1930 S. 153 Nr. 222, 
Kartei KS. G. § 13 R 97) geſchehen war, muß nach 
dem gegenwärtigen Stand der Rechtſprechung be⸗ 
zweifelt werden (vgl. Kennerknecht, DStZ. 1931 
S. 207). 

Nach dem Urteil vom 28. 6. 1932 IA 273/81 
(RStBl. 1982 S. 740 Nr. 743) bedeutet die grundſätz⸗ 
liche Bindung der Steuerbilanz an die Handelsbilanz, 
nicht, daß in der Steuerbilanz dieſelben Beträge ab 
geichrieben werden müßten wie in der Handelsbilan / 
ſondern daß bei Bemeſſung der Abſetzungen für A. 
nutzung in der Steuerbilanz grundſätzlich 
der gleichen Lebensdauer der Betrieß⸗ 
gegenſtände auszugehen iſt wie in der Hn⸗ 
delsbilanz. Falls entgegen dieſem Rechts in 
der Steuerbilanz von einer kürzeren Lebens der 
Betriebsgegenſtände ausgegangen wurde als der 
Handelsbilanz, ſo iſt die grundſätzlich anz bende 
Angleichung der Steuerbilanz an die Ham bilanz 
in der Weiſe herbeizuführen, daß der in 7” teuer⸗ 
bilanz noch vorhandene Reſtwert der Bodsgegen⸗ 
ſtände in ſo vielen Jahren abgeſchrieben /, daß die 
Abſchreibungen in der Steuerbilanz „, Handels- 
bilanz gleichzeitig enden (vgl. Fabiſ itteilungen 
des Reichsverbandes der Deutſchen /uſt 1932 
Nr. 9 S. 240, und Wirtſchaftliche aberet: 

Heft 33, Gruppe 9 Bl. 453). oo. 

Abnutzungsabſetzun ge ichtig 2 
Schätzung ermittelt. Ei 1 1 co 
fordert nach dem Urteil vom 1 8 ätzung nur 
(RB. 1931 S. 281 Nr. 340. 8 

1 hmen des Denk⸗ 
dann, wenn ſie fi nicht mehr ch den Vor⸗ 
baren hält, d. h. phantaſti der 111 ft 
ſchriften des Handelögefeisbu nm g i „a 1 

Geht man davon 3 Abschreibungen Ge 
ſächlich 1 darſt! und unrealiſierte Ge⸗ 


Nicht g n von 
entſtehen e 


fo iſt die gleichmäßige A 


Falle nach dem Bu 
unter Umſtänden b 
bilanz durchzuführ 


int auch des n 
Abschreibungen die Anlagegegenſtände vorge 


ſchrieben find, unbeil auch betriebswirtſchaftlich aus 
Gründen der K lation eine richtige Erfaſſung der 
auf die einze Zeitabſchnitte entfallenden Ab- 
ſchreibungsbetye für den Kaufmann von Wert iſt. 
Wenn jedoch e in der Steuerbilanz vorgenom: 
menen Abſchbungen den ſteuerlichen Grundſätzen 
gerecht merk, fo ift nach neueren Verwaltungs- 
Ai roa gelegentlich von Buch- und Betriebs - 
prülfungenchon im Hinblick auf den Grundſatz der 
4 der Bilanzen großzügig zu ver⸗ 
ahren. 

Ne dem Urteil vom 28.6.1932 1A 373/31 
(RS 100% S. 740 Nr. 743) bedeutet die gumtptäß- 
lie Öindung del S.., on die Handel gaßz iu der 
Aglich der Abnutungsabſedangen nich daß in der 
Steuerbilanz dieſelben Beträ c abgeſchrieben 
werden müßten wie in der Hande dr ſondern 
daß bei Bemeſſung der Abnutz:“Babſetzungen in der 


Eine derartige Berichtigung 
eboten, weil 
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Steuerbilanz grundſätzlich von der gleichen 
Lebensdauer der Betriebsgegenſtände auszu⸗ 
gehen iſt wie in der Handelsbilanz. Vorausſetzung iſt 
hierbei allerdings, daß die Handelsbilanz nicht in Ver⸗ 
letzung der Grundſätze ordnungsmäßiger Buchführung 
offenbar von einer zu langen Lebensdauer aus⸗ 
gegangen iſt und daß in unzuläſſiger Weiſe über⸗ 
bewertet worden iſt. Iſt bei Bemeſſung der Ab⸗ 
ſetzungen für Abnutzung entgegen dem vorher aus⸗ 
geſprochenen Grundſatz in der Steuerbilanz von einer 
kürzeren Lebensdauer der Betriebsgegenſtände aus⸗ 
egangen worden als in der Handelsbilanz, und ent⸗ 
ſricht die Bewertung der Handelsbilanz den Grund⸗ 
ſäen ordnungsmäßiger Buchführung, ſo iſt die 
grmdſätzlich anzuſtrebende Angleichung der Steuer- 
an ie Handelsbilanz nach dem genannten Urteil in 
der geiſe herbeizuführen, daß der in der Steuerbilanz 
noch orhandene Reſtwert der Betriebsgegenſtände in 
fo vn Jahren abgeſchrieben wird, daß die Ab- 
ſchreibagen in der Steuer⸗ und Handelsbilanz gleich⸗ 
zeitig enen. 

Beiſſel. In der Handelsbilanz iſt von einer 
zwanziglarigen, in der Steuerbilanz von einer zehn⸗ 
jährigen »bensdauer der Maſchinen ausgegangen. 
Nach ſechs Ihren find in der Handelsbilanz 30 v. H., 
in der Stel hilanz 60 v. H. abgeſchrieben. Die An⸗ 
gleichung zuchen Handelsbilanz und Steuerbilanz 
findet nach de erwähnten RFS.-Urteil in der Weiſe 
ſtatt, daß die rtlichen 40 v. H. der Steuerbilanz ent- 
ſprechend der D. Handelsbilanz zugrunde liegenden 
Nutzungsdauer in noch 14 Jahren mit (40: 14 =:) 
rund 3 v. H. Ju ch abgeſchrieben werden, während 
in der Sandelsbilt, die Abſetzungen für Abnutzung, 
wie bisher, 10 v. “ betragen (vgl. auch meine Ab⸗ 
handlung DSt3. 19, Nr. 9 S. 392). 

Schließlich ſind 80 dem im Urteil vom 6. 5. 1931 
VIA 884/885/31 (Sg. 1931 Nr. 784 Sp. 1314 
beipr. Sp. 839, RStoki9g1 S. 809 Nr. 785) ſowie 
nach dem Urteil vom 4. 4934 VI A 1065/9 (Stu. 


1931 Nr. 783 Sp. 1306 beſpr. 839, RStBl. 1931 
S. 460 Nr. 521) Abnutzur zabſetzungen wegen tech⸗ 


niſcher Abnutzung überhaupt nicht vorzunehmen, wenn 
die laufenden Inſtandhaltungskoſten ſo 
groß ſind, daß der Wert der Gegenſtände erhalten 
bleibt. Die bei Inbetriebnahme eines Gegenſtandes 
erfolgende Entwertung wird meines Erachtens auch 
in ſolchen Fällen genügend durch die Abſchreibung auf 
80 v. H. des Anſchaffungspreiſes im Jahre der An⸗ 
ſchaffung entſprechend den oben angeführten Erlaſſen 
des Reichsminiſters der Finanzen hinreichend berück⸗ 
ſichtigt. 

Werden Betriebsanlagen beſonders aktiviert, ſo 
können fie auch beſonders abgeſchrieben werden (dgl. 
Urt. vom 14. 4. 1931 VI A 976/29 (Kartei EStG. 8 13 
Nr. 352, Slg. Bd. 29 S. 1, RSthBl. 1931 S. 504 
Nr. 567) ſowie Urteil vom 14. 4. 1931 VIA 976/29 
(RStBl. 1931 S. 504 Nr. 567) betr. Gärbottiche einer 
Brauerei, in der Regel nicht bei Umbau eines Ladens, 
Urt. vom 2. 3. 1932 VIA 2137/80 (RStBl. 1932 
S. 533 Nr. 554), 

Wegen der Abnutzungsabſetzung, die bei Pacht⸗ 
verhältniſſen in Frage kommen, wenn nach Ablauf der 
Pacht die errichteten Gebäude erſatzlos in das 
Eigentum des Verpächters übergehen (vgl. Urt. vom 
13. 5. 1931 VIA 1966/30, StuW. 1931 Nr. 723 
Sp. 1199, beſpr. Sp. 840). 

Auch für die Vermögensaufſtellung 
können für die Produktionsmittel, die durch Ab⸗ 
nutzungsabſetzung vom Anſchaffungspreis oder Her⸗ 
ſtellungswert oder vom Buchwert ermittelten Werte 
zugrunde gelegt werden. Dieſe Werte dürften nämlich 
im allgemeinen nach dem Urteil vom 20. 2. 1930 IIIA 
286/29 (RStBl. 1930 S. 286 Nr. 406; vgl. auch Urt. 
RH. IA b 702/28 vom 25. 10. 1929, RStBl. 1929 
S. 624 Nr. 922) mit dem Teilwert übereinſtimmen, 
wenn auch an ſich nach dem Urteil vom 9. 4. 1930 
III 238/29 (RStBl. 1930 S. 421/422 Nr. 607) die in 
der Einkommen- oder Körperſchaftſteuerbilanz am Tage 
des Hauptfeſtſtellungszeitpunkts bzw. des Abſchluß⸗ 
zeitpunktes 8 48 RBewG.) eingeſetzten Werte nicht 
ohne weiteres für die Vermögensaufſtellung maß⸗ 
gebend ſind. 


Aktivierung der Seuergutscheine in der Handelsbilanz und in der 


Steuerbilanz. von S! ‚at Senf. Berlin. 


I. Wann hat die Verbuhitt und Aktivierung der 
Steuergutſcheine ordnungsmäßtg erfolgen? 

Zuerſt ſoll unterfucht werden, as bei einer ord- 
mungsmäßigen Buchführung biaungsfähig und 
buchungspflichtig iſt. u 

1. Nach 88 38 und 39 HGB. be Te 
bei Beginn jeines Sandelsgewerbes dei e rund. 
ſtücke, Forderungen und Schulden, den getrag feines 
baren Geldes und ſeine fonftigen Veil zgensgegen⸗ 
ſtände genau zu verzeichnen, dabei den dert der ein⸗ 
zelnen Vermögensgegenſtände anzugeben, auf dieſe 
Weiſe das Anfangsreinvermögen zu errechn, und die 
Lage ſeines Vermögens nach den Grundſcen ord⸗ 
nungsmäßiger Buchführung erſichtlich zu made, Er 
hat ferner feine Handelsgeſchäfte in die 0 ts. 
bücher einzutragen und für den Schruß eines fes fi 
Geſchäftsjahrs wiederum eine genaue Aufitellung 
feines Vermögens und der Schulden nach ela 
Grundſätzen vorzunehmen. 


Zu den Geſchäftsvorfällen, die in die Bücher ein⸗ 
zutragen ſind, gehören alſo 8 

a) alle Veränderungen und Verſchiebungen, die 
bei den einzelnen Vermögensgegenſtänden und Schul⸗ 
den vorgenommen werden und vorgekommen ſind im 
Laufe des Geſchäftsjahrs, 5 

b) jede ſchriftlich oder mündlich eingegangene 
Verpflichtung, die auf das Vermögen des Kaufmanns 
von Einfluß iſt bzw. werden kann, und 

c) alle Maßnahmen und Handlungen des Kauf⸗ 
manns, die auf feine Vermögensverhältniſſe im all⸗ 
gemeinen zuungunſten Dritter (Lieferanten, Gläu⸗ 
biger uſw.) Einfluß haben bzw. einwirken können. 

Alſo alle Vorgänge wie Rohmaterial- und Waren- 
einkauf und verkauf gegen bar, auf Kredit oder Ver⸗ 
rechnung bis zum Eingehen einer Bürgſchaftsver⸗ 
pflichtung ſind buchungspflichtig. 
. 2. Steuergutſcheine werden auf Antrag von dem 

»efenden Finanzamt ausgeſtellt, wenn 
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10 2 der Kaufmann die nach dem 30. September 
Ge bis zum 30. September 1933 fällig werdenden 

ewerbe-, Umſatz⸗, Grund⸗ oder Beförderungſteuern 
gezahlt oder 


b) mehr Arbeitnehmer eingeſtellt hat. 


i Der Antrag kann gleich bei der Zahlung der be⸗ 
e Steuer oder nach erfolgter Zahlung noch 
15 zum 81. März 1934 geſtellt werden, und zwar zu 
a auch mündlich, zu b jedoch nur ſchriftlich. Bei der 
1 oder Überweiſung der fälligen Steuern durch 
1 Bank oder Poſtſcheck wird ordnungsmäßig ge⸗ 
ucht: „Per Steuerkonto an Kaſſe, Bank oder Poſt⸗ 
DE (Bezahlung der Steuerſchulden). Der An- 
1700 ace iſt noch nicht buchungsfähig, durch ihn 
ele eine Veränderung des Vermögens oder eine 
Kir a Schädigung eines Dritten nicht in Frage. Erſt 
it n der Gutſchein erteilt und ausgehändigt wird, 
ſche 15 neuer buchungsfähiger und »pflichtiger Ge⸗ 
5 ftsvorfall eingetreten. Die Buchung lautet: „Per 
Veenterautſcheinaklibkonto (oder auch Effekten. oder 
3 Be eetonte) an Steuerkonto“. Es handelt ſich 
a hier um Erſtattung gezahlter Steuern 
au der Finanzverwaltung nicht in bar, ſondern in 
hi erte Werten. Das Konto, das bei Zahlung bzw. 
ic a der Steuer belaftet worden ift, iſt mit 
Einga ennwert des betreffenden Steuergutſcheins am 
Pa! ngstage zu erkennen. Wirkte die erſte Buchung 
. eee ſo tritt durch die zweite eine Er⸗ 
3 a es Gewinns ein. Auch unter Berückſichtigung 
bern Satzes im $ 9 DB. StGhſchö O. der beſagt: 
1 der Antrag einmal geſtellt, ſo werden alle 
eine oh dem Antragſteller zuſtehenden Steuergut⸗ 
und Aktive Antrag ausgegeben“, dürfte eine Buchung 
fang ord ehe der Steuergutſcheine erſt beim Emp- 
tafſächlich ne vorzunehmen fein, denn nur für 
geſtellt Aue d te Steuern werden Gutſcheine aus- 
tehende A ie auf Grund des erſten Antrags be- 
de, on o Fee e 
ma 3 zu berückſichtigen. Der . 
7 55 ſoll ſich nicht reicher rechnen, als er e 
ie ud) die vom Finanzamt wegen nicht b 
Hückſtände anderer St ii e eee e 
gutſchein e f rer Steuern zurückbehaltenen Steuer 
wenn ſind erſt zu buchen, wenn ſie für den Ge⸗ 
; en einen Wert bekommen. Dies iſt erſt 
dich errechnung des Finanzamts zum Steuer⸗ 
rüccſtändige Steen der Mitteilung der Fall. Iſt die 
ns Ren ee ‚bereits dem Steuerkonto belajtet 
würde die g errückſtellungskonto gutgebracht, ſo 
konto an ene lauten: „Per Steuerrückſtellungs⸗ 
ſtattgefund euerkonto“. Hat eine Rückſtellung nicht 
aleichs d. en, jo darf die Buchung des Steueraus⸗ 
b, urch verrechnete G i ; änzli 
unterbleiben, da di utfcheine nicht gänzlich 
mäßigen Buche ieſer Vorgang bei einer ordnungs- 
gebucht: Fibfübrung buchungspflichtig iſt. Es wird 
Pr fi a Steuerkonto an Steuerkonto“. Wenn 
handelt, die zbier um eine ſogenannte Luftbuchung 
und erübre überflüſſig erſcheint, ſo iſt ſie doch korrekt 
Der btigt eine Zwiſchenbuchung über Gutſchein⸗ 
aktivierung und Wiederausgabe. Wird der Steuer- 
gutſchein nur als Sicherheit zurückbehalten, ſo iſt er 
zu aktivieren wie bereits ausgeführt, aus dem 
Buchungsterxt muß jedoch hervorgehen, daß er ſich al? 
Sicherheit beim Finanzamt befindet. Die Bern 


ausgl 


Wertpapieren, Effekten uſw. Die hier 


des Gewinns nur zu einem Fünftel infolge dieſer 
Verrechnung dürfte hier nicht in Frage kommen. 


Den durch die Steuergutſcheine erzielten tatſäch⸗ 
lichen Gewinn ergibt erſt der Abſchluß des betreffen⸗ 
den Geſchäftsjahrs, bei dem die richtige Bewertung 
der Steuergutſcheine am Bilanzſtichtag (Anſchaffungs⸗ 
wert oder niedriger gemeiner Wert) maßgebend iſt. 


II. Wird neben der Handelsbilanz eine Steuer⸗ 
bilanz zur Ermittlung des ſteuerpflichtigen gewerb⸗ 
lichen Einkommens aufgeſtellt, ſo ſind von denjenigen 
Steuerpflichtigen, die die Steuergutſcheine von 
Finanzamt für Steuerzahlung erhalten haben, in def 
Geſchäftsabſchluß, der die Ausgabe der Steuergr 
ſcheine mitumfaßt, dieſe nur mit einem Fünftel 2s 
Kurswerts am 31. Dezember d. J. der nd, 
zuſetzen. Andernfalls iſt dieſe Mindergeminnder- 
nung außerhalb der Bilanz in der Steuererk ng 
zu berückſichtigen. Es dürfte auch in dieſem Je die 
Buchung, alſo die Aktivierung der Steuergycheine 
wie in der Handelsbilanz vorzunehmen ſein Ar mit 
dem Unterſchied, daß, wenn man dieſe Bulng für 
die Steuerbilanz feſthalten will, bucht: „Steuer- 
gutſcheinaktivkonto an folgende: 


a) Steuerkonto ein Fünftel, N e 

b) Steuergutſcheinpaſſivkonto bier nftel“. 
dann kommt nur ein Fünftel des der Gut⸗ 
ſcheine zum ſteuerpflichtigen 1 Me 

In den folgenden vier Jahren je ein Fünftel 
des Paſſivpoſtens dem Steuerkonto er der Gewinn: 
und Verluſtrechnung zu erkenn) durch folgende 
Buchung: „Per Steuerguticheinp konto an Steuer- 
oder Gewinn- und Verluſtkonto Henn der $ 34 DB, 
StGſchB O. in Verbindung miß 31 dürfte ſo aus⸗ 
zulegen ſein, daß in dieſen Fäll in den betreffenden 
fünf Jahren nur je ein Fünf des auf die Steuer- 
gutſcheine entfallenen Einkoxens zur Verſteuerung 
heranzuziehen iſt. Sollte dfandere Auffaſſung, daß 
nur im Steuerabſchnitt de Ausgabe der Gutſcheine 
ein Fünftel des Gewinnzurch Steuergutſcheine als 
ſteuerpflichtiges Einkomm in Frage kommt, die an 
deren vier Fünftel aber n folgenden Steuerabſchnitt 
zur Errechnung des Luerpflichtigen Einkommens 
heranzuziehen, maßgeßd fein, jo würden für den 
Aktiv- wie für den Priopoften nur die etwa niederen 
Kurswerte (gemeine Werte) am Bilanzſtichtag an⸗ 
zunehmen ſein. Unterſchied zwiſchen dem bis: 
berigen Buchwert es Vierfünftelbeſtands und dem 
niederen eee Stichtag iſt durch die Buchung: 
„Per Steuergutſeinpaſſivkonto an Steuergutſchein⸗ 
aktivkonto“ aufigleichen, und dann iſt durch die 
Buchung: „Pe Steuergutſcheinpaſſivkonto an Ge 
winn- und Vfuſtkonto“ das Paſſivkonto aufzulöſen. 
Das erfte Fiftel der im Beſtand noch befindlichen 
Steuergutſchne ift ſelbſtverſtändlich in der Inventur 
auch mit da niederen Kurswert anzuſetzen. j 

Die kiondere Berückſichtigung des Aufgelds 
kommt he nicht in Frage. 4 

Besen Steuerguticheine nicht zur See Ne 9 
bewoet, ſondern berftun..t fo find dieſe Ge) or⸗ 


eme, 2 4% Herkauf von 
falle genau ſo zu buchen wie der ſonſtige h entſtehen⸗ 


den Verluſte oder Gewinne wer, entweder gleich 
einem im Laufe des Jahres gef arten Gewinn⸗ und 
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Verluſtkonto belaftet oder erkannt oder erst im Jahres⸗ 
abſchluß verrechnet. 

Nachſtehend ſollen einige Beiſpiele über die 
Grundbuchungen und Kontierungen der Steuergut⸗ 
ſcheine im Zuſammenhang dargeſtellt werden. 

1. Beiſpiel. Es wird die Annahme zugrunde 
gelegt, daß 2500 RM. Umſatzſteuer von dem Gewerbe- 
betrieb (Einzelkaufmann, Perſonal⸗ oder Kapital⸗ 
geſellſchaft) in der betreffenden Zeit gezahlt worden 
find. Es iſt daraufhin mündlich oder ſchriftlich der An⸗ 
trag auf Ausgabe von Steuergutſcheinen in Höhe von 

0% des gezahlten Betrags geſtellt worden. Die 
kteuergutſcheine im Geſamtwert von 1000 RM. 
urden ausgehändigt bzw., wenn noch andere fällige 
un nicht geſtundete Steuern ſeit dem 1. Oktober 
90 im Rückſtand ſind, wird vom Finanzamt auf den 
geſtiten Antrag hin mitgeteilt, daß die Steuergut⸗ 
ſcheio ausgeſtellt, aber als Sicherheit für die Rück⸗ 
ſtän Einbehalten worden ſind. 

N Grundbuchungen zu dieſen Vorgängen 
würder uten: 

dei Zahlung der 2500 RM.: „Per Steuer⸗ 
konto amdaſſe“ (bei Überweiſung auch an Bank oder 
Poſtſcheck 500 RM. 

2. Be Aushändigung des Gutſcheins oder bei 
Mitteilungdes Finanzamts über genehmigte Aus⸗ 
Mean ab. Nichtaushändigung weren ee 

ung: inkonto an Steuerkonto“ 
1000 NM. Steuergutſchein 
3. Unter Annahme, daß die Steuergutſcheine 
im Nennwert n 1000 RM. ſich am Bilanzſtichtag 
(81. Dezember) db im Beſitz des Gewerbetreibenden 
befinden, aber de Börſenkurs an dieſem Tage nur 
9 n end Buchverluſt von 200 RM. ein- 
getreten Til: „ 4 utſcheinkonto“ 
800 NN. ilanz an Steuergutſch 


4. „Per Gewinn. d Verluſtkonto an Steuer- 
ee ee e eee 

„Wie aus der nachſt anden Kontierung erſichtlich, 
würde der Gewinn dul die Steuergutſcheine, der 
nach der zweiten Buchung gentlich 1000 RM. betrug, 
durch die Minderbewertung Bilanzitichtag und Be⸗ 
laſtung der Gewinn⸗ Wi nung mit 
200 MIR. 800 MAN. Dekragen EN 

Da nur ein Fünftel DIE, Gewinns nach § 34 

StGſchd B. als ere enen nen ie 
zuweiſen ift, jo würden vier SU, 7 von 800 NM. = 
640 RM. außerhalb der Bilanz en Geſchäftsgewinn 
des Jahres abzuſetzen fein, jo daf as ſteuerpflichtige 
Einkommen aus Steuergutſcheinen i mit 160 RM. 
in Erſcheinung tritt. 


Kontierung. 


Steuerkonto 
1. An Kaſſe 2500 RM. || 2. Per Sten 
b autfhelt 1000 RM. 
Kaſſenkonto 
1. Per Steuer⸗ 
konto 0 RM. 
Steuergutſcheinkont⸗ 


8. Per Bilanz» ; 
N Eh 1 0 been 
. Ber Gewinn 
u. Verluſtkto. 


2. An Steuer- 
konto 1000 RM. 


20 RM. 


Aktiva Bilanzkonto Paſſiva 
3. Steuergut⸗ 
ſcheine 800 RM. 


Gewinn⸗ und Verluſtkonto 


4. An Steuergut⸗ 


ſcheinkonto 200 RM. | 


In der Schlußbilanz des laufenden ſowie in der 
Anfangsbilanz des nächſten Geſchäftsjahrs erſcheinen 
die Steuergutſcheine mit 800 RM. 


2. Beiſpiel. Um die Handelsbilanz ſogleich 
als Steuerbilanz gelten laſſen zu können, ſind fol⸗ 
gende Grundbuchungen erforderlich: 

1. Buchung, wie ſie im 1. Beiſpiel ausgeführt iſt. 
2. Per Steuergutſcheinaktivkonto — An Folgende: 


a Stener kon / = 200 RM. 
b) Steuergutſcheinpaſſivkonto . ½ = 800 RM. 
1000 RM. 
8. (Beim Abſchluß) 
Per Steuergutſcheinpaſſivkonto 
An Steuergutſcheinaktivkonto 160 RM. 


(Wertminderung der ½ der Steuergutſcheine) 
4. Per Gewinns und Verluſtkonto 
An Steuergutſcheinaktivkonto 


(Wertminderung des einen Fünftels der 
Steuergutſcheine) 


5. Per Bilanzkonto 
An Steuergutſcheinaktivkonto 
6. Per Steuergutſcheinpaſſivkonto 
An Bilang ton, 640 RM. 


Der Gewinn aus den Steuergutſcheinen erſcheint 
bei dieſer Verbuchung nur mit 160 RM. im Abſchluß. 
Er ſetzt ſich zuſammen aus 200 RM. (Gutſchrift auf 
dem Steuerkonto), abzüglich 40 RM. (Belaſtung der 
Gewinn- und Verluſtrechnung), bleiben 160 RM. 


40 RM. 


Kontierung. 
Steuerkonto 


1. An Kaſſe 2500 RM. 2. Per Steuergut⸗ 
ſcheinaktiv⸗ 
konto 


Kaſſakonto 


1. Per Steuer⸗ 
konto 2500 RM. 


Steuergutſcheinaktivkonto 


2. An Steuer- 8. Per Steuer 


konto und deen 


An Steuer⸗ paſſivkonto 160 RM. 
gutſchein⸗ 4. Per Gewinn⸗ 
paſſivkonto 1000 RM. u. Verluſt⸗ 

konto 40 RM. 
5. Per Bilanz⸗ 
konto 800 RM. 
Steuergutſcheinpaſſivkonto 
8. An Steuer⸗ 2. Per Steuer⸗ 
gutſchein⸗ gutſchein⸗ 
aktivionto 160 RM. aktivkonto 800 RM. 
6. An Bilanz⸗ 
konto 640 RM. 
Aktiva Bilanzkonto Paſſiva 

Steuergut⸗ 6. Steuergut⸗ 

n 0 900 RM. ſcheinkonto 640 RM. 


W 
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Gewinn, und Verluſtkonto 


40 RM. | 


In der Schlußbilanz des laufenden ſowie in der 
Anfangsbilanz des nächſten Jahres erſcheinen die 
Steuergutſcheine mit 800 RM. unter den Aktiven und 
mit 640 RM. unter den Paſſiven, alſo wirklicher 
Bilanzwert 160 RM. 

Bei der Annahme, daß in jedem folgenden Jahre 
nur ein Fünftel des Gewinns durch Steuergutſcheine 
als ſteuerpflichtiges Einkommen gelten ſoll, weil nur 
ein Fünftel der Steuergutſcheine in den einzelnen 
Jahren eingelöſt werden, werden — unter Berüd- 
ſichtigung des Mehr- oder Minderwerts der im Be— 
ſtand befindlichen Steuergutſcheine am Bilanzſtichtag 
bei den Aktiven ſowie Paſſiven — je ein Fünftel 
des noch verbleibenden Paſſivpoſtens in den einzelnen 
Jahren durch die Buchung: „Per Steuergutſchein⸗ 
paſſivkonto an Gewinn- und Verluſtkonto“ zum Ge⸗ 
winn gebracht, bis das Konto aufgelöſt iſt. 


4. An Steuer⸗ 


gutſchein⸗ 
aktivkonto 


Sollten jedoch nur im erſten Steuerabſchnitt der 
Ausgabe ein Fünftel Gewinn als ſteuerpflichtiges 
Einkommen in Betracht kommen, ſo iſt ſchon in dem 
nächſtjährigen Abſchluß das Paſſivkonto über Gewinn⸗ 
und Verluſtkonto aufzulöfen. 


3. Beiſpiel. Werden Steuergutſcheine im 
Laufe des Jahres verkauft und andere gekauft, ſo 
find fie mit dem Verkaufserlös bzw. mit dem Anſchaf⸗ 
fungswert dem Steuergutſcheinkonto zu erkennen oder 
zu belaſten. Am Jahresſchluß ſind dann die noch ver⸗ 
bliebenen Beſtände wieder mit dem Börſenkurswert zu 
bewerten. Der bei Durchführung dieſer Buchungen 
verbleibende Sollſaldo oder eventuell auch ein Haben 
ſaldo iſt über Gewinn- und Verluſtrechnung au. 
zugleichen. Die Berechnung des ſteuerpflichtigen &- 
kommens mit nur einem Fünftel des Gewinns us 
den Steuergutſcheinen bleibt ſo, wie bereits eröpert; 
jedoch kommen hierbei nur die direkt vom Finnz⸗ 
amt erhaltenen Steuergutſcheine in Betracht Der 
Gewinn aus den anderen Steuergutſcheinen f voll 


anzuſetzen. 


Die Bedeutung des Bilanzstichtags. Berücksichtigung VOR Tat- 
Sachen, die nach dem Bilanzstichtag eingetreten sind. Von Obepagistrats- 


rat H. Rohde, Berlin. 


Die Bilanzen der größeren Unternehmungen 
werden üblicherweiſe erſt einige Monate nach Ablauf 
des Bilanzſtichtags fertiggeſtellt. Es herrſcht, wie die 
Erfahrung lehrt, vielfach Unklarheit über die Frage, 
ob und welche Tatſachen, die erſt nach Ablauf des 
Bilanzſtichtags eingetreten ſind, noch in der Bilanz 
berückſichtigt werden dürfen. 

Zu unterſcheiden find hier zwei Tatbeſtände: 

a) Nach Ablauf des Bilanzſtichtags (3. B. 31. De⸗ 
dember 1931) tritt eine neue Tatſache ein, z. B. 
eine Fabrik brennt ab oder ein Gläubiger des Unter- 
nehmens erläßt dieſem eine Schuld. 

„b) Nach Ablauf des Bilanzſtichtags treten Tat- 

men ein, welche eine andere Beurteilung 

eines Bilanzpoſtens notwendig erſcheinen laſſen, z. B. 

— Bewertung eines Aktivpoſtens (Wertpapiere uſw.) 
rd allgemein anders beurteilt, als fie am Bilanz⸗ 
chtag beurteilt worden iſt. 


1 b: Zunächſt ſoll hier der Fall zu b behandelt 
über ne der in der Praxis ſich häufiger ereignet, und 
— ſowohl ein Urteil des Reichsgerichts als auch 
Urteil . des Reichsfinanzhofs vorliegen. Ein 
1912 & es Reichsgerichts vom 5. Januar 1912 (JW. 
Kt noertung eines zweifelhaften Vermögensbeſtand⸗ 
Bilan i HGB. handelt, der Tag, für den die 
auf Se gelten ſoll, in dem Sinne maßgebend iſt, daß 
7 Sen Wert geſehen werden muß, der dem Ver⸗ 
mögen objekt an dieſem Tage beigewohnt hat. „Zur 
Ermittlung dieſes Wertes find alle im Augen 
blid der Bilanzierung verfügbaren Erkennt. 
nisauellen heranzuziehen.“ Die Worte des 9 40 
Abſ. 1 HGB., daß der Vermögensgegenſtand nach dem 
Werte anzuſetzen ſei, der ihnen in dem Zeitpunkt bei⸗ 
zulegen wäre, für welchen die Aufſtellung ſtattfindet, 
dürfen zu einer gegenteiligen Meinung nicht ver. 
leiten. Das Geſetz mutet dem Bilanzierenden nicht 
etwa zu, „ſich künſtlich unter Außerachtlaſſuns 


„305 Ziff. 26) führt aus, daß, wenn es ſich um 


vorhandenen Nachrichten in einen frühen Erkennt⸗ 
niszuſtand zurückzuverſetzen a 

Der Reichsfinanzhof hat demgegenzer früher den 
Standpunkt vertreten, daß eine Bilaz fo aufgeſtellt 
werden müſſe, „wie fie hätte lautennüſſen, wenn ſie 
am letzten Tage des Geſchäftsjahrsſufgeſtellt worden 
wäre“, RF. 1 S. 272, vgl. auf NH. 7 S. 142, 
Boettcher, Stu W. 1932, I, Sp. 106. Von dieſem = 
fordernis ist er jedoch ſpater gewichen, RES. | 
S. 125, Stu W. 1929 Nr. 691. znsbeſondere hat der 
Reichsfinanzhof neuerdings ſe oben angeführten 
Entſcheidungsgründe des Nichsgerichts in einem 
Urteil vom 19. Mai 1932 & StBl. S. 728) zu den 
ſeinigen gemacht und zum coßen Teil wörtlich über ⸗ 
nommen. In dieſer Entheidung des Reichsfinans⸗ 
hofs handelt es ſich um je Bewertung einer Beteili- 
gung an einer Aktiengellſchaft. Der Reichsfinanzhof 
führt aus, daß „der ingre Wert der durch die Beteili⸗ 
gung verkörperten ubſtanz der Geſellſchaft am 
Bilanzſtichtag ermiklt werden muß, und zwar nach 
den Erkenntnisquekn, die zum Zeitpunkt der Auf⸗ 
ſtellung der Bilan nicht etwa nach denjenigen, die 
am Bilanzſtichtagſloſt zur Verfügung ſtanden !. Hier- 
nach wird es alfimöglich fein, ſofern es ſich um Be; 
teiligungen haft, ſelbſt Aktien, die einen Börſen⸗ 
kurs haben, oders, insbeſondere niedriger in die 
Bilanz einzuſeen, als der Kurs am Bilanzſtichtag ge⸗ 
weſen iſt. 5 

Zu a Anders liegt der Fall, wenn es ſich 8 
um die Rurteilung von irgendwelchen tir. 
ſachen, inbeſondere um die Bewertung a 1 
poſten, Pndelt, ſondern wenn die Frage auftri 4 
eine itfathye die erſt nach dem Bilan ſichtt 
eipdetteten Mk ves in der Bilanz nt k 5 
vrt dex darf oder nicht. Erne Fabrik en urz 
nach dem Bilanzſtichtag, aber vor 9afſtellung der 
Allan ab. Es bedarf keiner Ausf⸗vrung, daß in der 
Bla; noch die Fabrik aufzup men iſt, nicht etwa 
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die Forderung gegen die Feuerverſicherungsgeſellſchaft. 
Wollte man anders vorgehen, ſo würde das gegen den 
fundamentalen Grundſatz der Bilanzwahrheit ver⸗ 
ſtoßen, vgl. auch $ 40 HGB. 

Was von der abgebrannten Fabrik gilt, das gilt 
auch von Forderungen und Schulden. Mit⸗ 
hin darf die Aufnahme einer Schuld, auf 
welche der Gläubiger erſt nach Ablauf 
des Bilanzſtichtags verzichtet hat, in die 
Bilanz nicht unterbleiben. Auch dieſer Satz iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Und doch wird gegen ihn in der 
Braxis häufig verſtoßen: Nach $ 240 HGB. 

muß bei einer Aktiengeſellſchaft der Vorſtand Kon⸗ 
rs anmelden, „wenn das Vermögen nicht mehr die 
i deckt“. Wird nun bei Aufſtellung einer 


Bilanz dieſer Fall feſtgeſtellt, ſo wird recht häufig 
Konkurs nicht angemeldet, ſondern der Gläubiger 
wird veranlaßt, auf ſeine Forderung zu verzichten. 
Es handelt ſich meiſt um Tochtergeſellſchaften, deren 
Hauptgläubiger die Muttergeſellſchaft iſt. Der Ver⸗ 
zicht liegt ſelbſtverſtändlich nach dem Bilanzſtichtag. 
Es würde aber eine Vergeudung wirtſchaftlicher Werte 
bedeuten, wollte man den Konkurs anmelden. Der 
Vorſtand der Aktiengeſellſchaft und der Bilanzprüfer 
helfen ſich in dieſem Falle in ihrem Bilanzbericht 
meiſt damit, daß ſie ausführen, daß am Bilanzſtich⸗ 
tag bereits mit Sicherheit mit dem Verzicht gerechnet 
werden konnte. Das iſt ein Notbehelf, der ſelten ernſt 
zu nehmen iſt. Es liegt hier eine Lücke im Geſetz vor, 
die gelegentlich einmal geſchloſſen werden muß. 


Fen buchhaltung. Von Diplomkaufmann Dr. oec. Fritz Kuttner, Berlin. 


die Notverordnungen vom 1. Dezember 1930 und 
18. [i 1931 haben den Kreis der Perſonen, welche 
ſteue n zur Führung von Geſchäftsbüchern ver⸗ 
pflichhzind, erheblich erweitert. Nachdem dieſe Ver⸗ 
ordnuln hinſichtlich der Buchführung durch die 
e 
e eutert und vervollſtändigt worden ſind, hat 
ſretene dab insbesondere die Angehörigen der 
dieſen neue und die Kleingewerbetreibenden von 
grade Beruflnforderungen betroffen werden, alſo 
kenntniſſe dernde, die zeitlich und durch ihre Vor⸗ 
Buchhaltung Aundſätzen ſteuerlich ordnungsmäßiger 
Durch dieſpenigſten gewachſen ſind. 
Fernbuchhaltundſammenhenge hat der Gedanke der 
ſich in der Braten neuen Auftrieb erhalten, der 
Verſuch, Buchhaltuchon auszuwirken beginnt. aner 
wegs neueſten Daßentralen zu 8 1 keines⸗ 
burg, auch in Berlin. In Weſtdeutſch and, Hani⸗ 
vor 4 bis 5 Jahren ind ſolche Organiſationen ſchon 
; Reben gerufen worden, haben 
ſich zum Teil auch hal 16 ift find fie jedoch 
wieder eingegangen, Innen, ie 3 Be 
gewonnen zu haben. Dieke ungen. een Miß⸗ 
erfolge können verſchiedemünde für . en 
Organiſationsgedanken, un akut fein: er N 
hohe Abonnementspreiſe, Michende e e ar 
betreffenden Wirtſchaftskreiſegel an In ereſſe der 
Fälle gegeben haben, in denen dürkte be 
niſſe zum Zuſammenbruch 8% alle vier e 
haben. Dafür, daß die Ausſichte Jentrolon, an 
ſpricht mancherlei. Die ſteuerlichbn era 1 en 
Schriften, deren Veröffentlichung W 2 f un 8 
weiteſten Kreiſen, die Werbung ſu d ar ar. 
danken in Wirtſchaftsverbänden, Nun lehne Er⸗ 
fahrungen mit Buchprüfern und een all 
das ſchafft Intereſſe für Fernbuc iltung; der 
Organiſationsgedanke ist inzwischen Ger ſtudiert 
worden, die Leiſtungen wurden geſteigel d. e 
geſenkt, ſomit kann ein neues Syſtem der om buch⸗ 
haltung und Steuervertretung mit guten & 195 13 
ſichten in die Wirtſchaft ſtarten. a 
Wie ſieht nun eine ſolche Nerv. 3 
zentrale aus, wie muß ſie ausſehen, was leiſtet ſie W. 
was müßte ſie mindeſtens 
Beſchreibung umreißt die ideale Organiſation, v. 
vielleicht in einigen Fällen bald erreicht Te werd: 


leiſten? Die nachſtebende 


Die Zentrale hat ſtrengſte Trennung und Unter⸗ 
teilung aller Arbeiten nach Berufsgruppen und Ge⸗ 
werbezweigen durchgeführt. Handelt es ſich um die 
Bearbeitung von Kleingewerbebetrieben und freien 
Berufen, ſo ſind in jedem bearbeiteten Gewerbe 
mindeſtens 500 bis 1000 Mitglieder der Organiſation 
angeſchloſſen, deren Buchhaltung auf einheitlichen 
Formularen nach gleichen Rontierung3-Geficht3- 
punkten behandelt wird. Die Buchhaltungsunterlagen 
ſelbſt werden mehrmals monatlich zu vereinbarten 
Zeiten durch Radfahrer bei den angeſchloſſenen Mit⸗ 
gliedern abgeholt, der Diskretion halber in ver⸗ 
ſchloſſenen Behältniſſen, zu denen nur die Zentrale 
und das betreffende Mitglied je einen Schlüſſel beſitzt. 
Die zur Abholung verwendeten Boten ſind buch⸗ 
halteriſch geſchult, um bei der Entgegennahme der 
Belege dieſe kurz mit dem angeſchloſſenen Mitglied 
durchſehen zu können und Anhaltspunkte für die buch⸗ 
halteriſche Behandlung derſelben zu gewinnen. 


In den Büros der Zentrale wird dann die eigent- 
liche Verbuchung der eingelieferten Belege und 
Notizen vorgenommen, unter Verwendung modernſter 
maſchineller Mittel auf loſen Blättern in Form 
amerikaniſcher Journalbogen, und zwar unter gleich⸗ 
zeitiger Anfertigung einer Journalkopie. Nach der 
Maſchinenverbuchung wandern die Bogen durch die 
Reviſion, wo ſie mit den Belegen nochmals verglichen, 
kontrolliert und mit Reviſionsvermerk verſehen 
werden; dann gelangen die Blätter in die Verrech⸗ 
nungsabteilung, wo ſie maſchinell addiert werden und 
dann durch die Kontrolladdition gehen, in der gleich- 
zeitig auch die Seitenüberträge eingeſetzt werden. 
Wird die Führung eines Kontokorrentes von dem an⸗ 
geſchloſſenen Mitglied gewünſcht, fo läuft der Kopie 
bogen in die Kontokorrent⸗Buchhaltung weiter, wo das 
Kontokorrent in einfachem Abdruckverfahren von der 
Kopie hergeſtellt und bearbeitet wird. 


Hierauf gehen die Belege, mit Buchungsver⸗ 
merken verſehen, ſowie die loſen Journalblätter, 
wiederum in verſchloſſenen Behältern, an die Mit- 
glieder zurück, welche für ordnungsgemäße Auf- 
bewahrung und Abheftung ſelbſt Sorge zu tragen 
haben, Die Journalkopien hingegen verbleiben in 
der Zentrale, in der ſie als vollſtändige Duplikate der 
Buchhaltung jedes angeſchloſſenen Mitglieds ge⸗ 

„elt werden. Auf Grund dieſer Duplikat-⸗Buch⸗ 
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haltung fertigt die Zentrale dann die Monats- und 
Jahresabſchlüſſe, welche den Mitgliedern regelmäßig 
zugeſtellt werden; ferner gibt die Zentrale an Hand 
dieſer Duplikat⸗Buchhaltungen friſtgemäß die Um⸗ 
ſatzſteuervoranmeldungen für die Mitglieder ab und 
bereitet die Erklärungen zur Einkommen- und Ge 
werbeſteuer vor, welch letztere nach Rückſprache mit 
den einzelnen Mitgliedern ebenfalls durch die Zentrale 
an die Finanz- und Bezirksämter abgehen. har. 

Am Schluß eines jeden Jahres wird dann auf 
Grund des angeſammelten umfangreichen Buchhal⸗ 
tungsmaterials für jeden der Zentrale angeſchloſſenen 
Gewerbezweig eine ausführliche Statiſtik aufgeſtellt, 
welche den Mitgliedern jederzeit zugänglich iſt. Solche 
Statiſtiken, die über Unkoſten⸗ und Abſatzgeſtaltung, 
Preisentwicklung, Saiſon⸗ und Konjunkturverhält⸗ 
niſſe ſowie ähnliche Zuſammenhänge genauen Auf⸗ 
ſchluß geben, ſind für die Mitglieder der Zentrale 
beſonders wertvoll, weil fie eine vollſtändige Gewerbe 
ſtatiſtik für den Tätigkeitsbereich der Organiſation 
. und wichtige Aufſchlüſſe über alle wirtſchaft⸗ 
M Verhältniſſe des angeſchloſſenen Gewerbes 
91 Dadurch wird den freien Berufen und dem 
1 teingewerbe eine Buchhaltung geboten, die vom be⸗ 
ordewirtſchaftlichen Standpunkt die modernſten An⸗ 
N erungen erfüllt und ſonſt nur ausgeſprochenen 
We betrieben und Unternehmerverbänden großer 

irtſchaftseinheiten zur Verfügung ſteht. 

Dies iſt in kurzen Zügen der Leiſtungsbereich 
een Buchhaltungszentrale, wie er ſich in 
90 hbarer Zeit in der Praxis darſtellen dürfte. Es 
Be 9 unerwähnt bleiben, daß Fernbuchhaltungs⸗ 

1 die ihre Tätigkeit über kommunale Grenzen 
Erfolg ausdehnen wollen, keinerlei Ausſicht auf 
Zustellung Beſtehen haben, weil die Abholung und 
ase der Belege ſowie der fertigen Buchhal- 
8 ile dann zu kompliziert und koſtſpielig wird, 
re ein Poſtperkehr für dieſen Zweck völlig un⸗ 

deichend ift, da der perſönliche Kontakt der Zentrale 


Klär den angeſchloſſenen Mitgliedern ſchon zur 
u ſich ergebenden Zweifelsfragen 


ng der dauernd 
unerläßlich iſt. 

Die ſteuerlichen Auswi j 
Or uswirkungen einer ſolchen 
li . welche mit Erfolg nur für freiberuf⸗ 
eng e und gewerbliche Innungen innerhalb 
ſind cher Grenzen aufgebaut werden kann, 
Dorſtelluncc umfangreich 5 wir müſſen deshalb auf die 
auf die e Einzelheiten hier verzichten und uns 
beſchränken erung der weſentlichſten Geſichtspunkte 

Die 


eine 


ür das deuerliche Zuläſſigkei 
für das n igkeit ſolcher Buchhaltungen 
wichen Kleingewerbe und die freien ir iſt 515 
wohl für bſicbart worden. Es handelte ſich dabei ſo⸗ 
tungszentr 1 Finanzämter wie auch für die Buchhal⸗ 
Roi Blatt- Bon letztlich um die Entſcheidung, ob die 
Kleingewerbe fübrung auch für freie Berufe und 
8 ſe-Blatt Oe anerkannt werden könne; denn mit dem 
eben Vournal ſteht und fällt die betriebstech⸗ 
niſche. Organiſation der Zentralen. Dieſe Frage iſt 
endgültig geklärt worden durch den un veröffentlichten 
Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 22. Juli 
1932 (8 2164 — 11 III); hiernach beſtehen keine Be⸗ 
denken dagegen, dies Vuchhaltungsſoſtem auch für die 
freien Berufe und ähnliche Erwerbszweige zuzulaſſe⸗, 


und zwar unter den gleichen Vorausſetzungen, die in 
Praxis und Rechtſprechung für die Loſe⸗Blatt⸗Buch⸗ 
führung im Großgewerbe gemacht werden. 

Die weſentlichſte ſteuerliche Neuerung des ganzen 
Organiſationsgedankens iſt aber die Bufammen- 
faſſung einer größeren Zahl von Angehörigen des 
gleichen Gewerbes in einem kollektiven Verwaltungs⸗ 
körper. Die ſich hieraus ergebenden Folgerungen be⸗ 
treffen in gleicher Weiſe die Finanzämter, das Ge⸗ 
werbe und die einzelnen angeſchloſſenen Mitglieder. f 

Für die Finanzbehörden entſteht die Mög⸗ 
lichkeit, Buchprüfungen am gleichen Ort und gleich 
zeitig für mehrere Hunderte von Angehörigen desſelbe 
Berufs durchzuführen. Der Erfolg: Arbeits- u 
Zeiterſparnis, Verſchaffung eines Überblicks über des 
Gewerbe in ſeiner wirtſchaftlichen Geſamtheit, wie er 
ſonſt zu ſteuerlichen Zwecken bisher nicht — ich 
geweſen iſt. Der weitere Erfolg hieraus: ekin · 
fachung der Veranlagungen, der Aktenbear ng, 
der ſchriftlichen und mündlichen Verhandht mi den 
Steuerpflichtigen, die auf einen Ort u auf 
einen Verhandlungsgegner zuſammengbränat 
werden. (Möglicherweiſe führt alſo die Endicklung 
durch die Buchhaltungszentralen in abſehlrer Zeit 
dahin, daß in den Finanzämtern die ark nen Sach 
bearbeiter nicht mehr örtliche . u die 
haben, ſondern fachlich gleiche Berufsa en. — 
ſich hieraus ergebenden Vorkeile ſind en) 

Für das Gewerbe um di Berufs⸗ 
gruppen entfteht durch die Buchbatingezentaten 
ein ganz neues Tätigkeitsgebiet igel ane Be. 
ſchaftlichen Verwaltung, nämlich diegem eder des. 
ratung und Intereſſenvertretung allt Mitg 15 er 55 
ſelben Gewerbes in ihren Steuerqgelegenhei en. Der 

gleichmäßige, alſo zunchmend gerechte 


dlagen, 1 En 
und Vereinheitlichung der er die für den 
i me 


materials, alſo hurch ihre Unkontrollierbarkeit ſchlecht⸗ 
hin, immer mz dem Makel der Willkür behaftet ſind 
— folglich mi einem gewiſſen Anteil Ungerechtigkeit. 
Wenn es dM Zentralen gelingt, dieſe Lücke in dem 
Grundſatz her Rechtsöffentlichkeit zu ſchließen, jo wäre 
eine Arbeif getan, deren Bedeutung gar nicht zu unter⸗ 
ſchätzen 1% d 
Und für das efnmpalne Mitglied 5 
Ihm ist ber Vorteil zunächſt aon dadurez ach ſach⸗ 
daß ihm wichtige Arbeit abgenommen g An ‚A 


kundige Helfer ausgeführt wird. Weende und 
und Hilfloſigkeit der freien Ve N des 
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Kleingewerbes in Steuerangelegenheiten kennt, findet 
allein in dieſer Spezialtätigkeit der Buchhaltungs⸗ 
zentralen einen weſentlichen Steuervorteil für die 
Mitglieder begründet. Darüber hinaus kommen aber 
dem einzelnen alle die vorerwähnten Vorteile zugute: 
eine grundſätzliche Steuererleichterung, welche die 
Zentrale für ein Mitglied hat durchſetzen können, 
überträgt ſich durch die kollektive Wahrnehmung auf 
alle anderen Mitglieder; eine endgültige Entſcheidung 
zugunſten oder zuungunſten eines Mitglieds in 
höherer Inſtanz wird gleichzeitig allen anderen Mit- 
gliedern bekannt und geſtattet ihnen zur rechten Zeit 
weckdienliches Verhalten. Jede irgendwie prinzipielle 
Steuerftreitfrage kann ohne Rückſicht auf die Koſten 
3 Inſtanzenzuges bis zum letzten Rechtsmittel ge- 
rt werden, weil die Klärung wiederum der Geſamt⸗ 
e zugute kommt. In ähnlicher Weiſe alſo, wie in 
de Statiſtik und Buchhaltungstechnik, erhält das 
ogewerbe und der freie Beruf auch auf dem Gebiet 
er ſteuerberatung und Steuervertretung durch die 
Zenklen Möglichkeiten, welche ſonſt nur der materiell 
Sn Privatmann und die Großunternehmung 
eſitzt. 

Zrtzt ein Vorteil für Außenſtehende — er darf 
nur beiden und in aller Vorſicht nebenbei erwähnt 
werden: die Buchhaltungszentralen bieten Exiſtenz 
und lohnde Arbeitsgebiete für eine beträchtliche An- 
zahl en Volkswirte, Anwälte, Betriebswirte und 
Organiſa dJ. Ein Umſtand, der trotz unverhohlener, 
berufsſtändk er Sonderintereſſen mitſprechen mag — 
der Arbeits nit entſchuldigt dieſes nicht zur Sache 
gehörige Arglent. 

Wenn nun ges für die Eröffnung von Fernbuch⸗ 
haltungszentrale ſpricht, wenn die Vorteile auf der 
ganzen Linie un ſerſehbar, Nachteile noch nicht be⸗ 
kannt find, wer hal pachſen dann die neugegründeten 
Organiſationen nich wie Pilze aus der Erde? Sehr 
einfache Antwort at dieſe Frage: Die beſtehenden 
Zentralen find noch ö teuer (mangels ausreichender 
Mitgliederzahl und chwertiger Buchhaltungsvor⸗ 
richtungen; um dem rarmten Kleingewerbe ge. 
nügenden Anreiz zum Mahluß zu bieten; man will 
und kann den verlangt, Abonnementspreis hier 
gegenwärtig nicht aufbring, Deshalb fehlt es auch 
noch an Unternehmungsgeif uf dieſem Gebiet; die 
Ausſichten, ſchnell eine größe Anzahl von Mitglie- 
dern zu werben, dadurch die Jeſrale refkabel und die 
Preiſe niedrig zu Stellen, find ach zu klein. In den 
freien Berufen aber wehrt ſich u 15 der Stolz 
des Intellektuellen, dieſe Lappall ſo ganz nebenbei 
nicht auch ſelbſt erledigen zu könne man glaubt vor⸗ 
läufig noch die Arbeit und Hilfe olcher Zentralen 
entbehren zu können. 

Dies wird nicht mehr lange dan n. Wenn die 
erſten tauſend Steuerſtrafen zur gung ord- 
nungsmäßiger Buchhaltung erlaſſen worden find, 
wenn in ein paar tauſend anderen Fälle willkürliche 
Einkommen Umſatz. und Gewerbeſten ſchätzungen 
ergangen ſind, weil die Buchhaltung als Bwejsmittel 
verworfen wurde, und wenn ſchließlich der Kane Trick 
der Finanzämter Schule macht, die en d 


107 
und kleinen Steuermogeleien durch Berufung ale 
Wirtſchaftsverhältniſſe benachbarter Gewerderellegen 


aufzudecken, dann ſind die größten Hemmgniſſe l 
eine ſtarke Ausbreitung der Fernbuchhaltungszen⸗ 


tralen gefallen. Ohnehin regt ſich zur Zeit wachſendes 
Intereſſe in den Verbänden und Innungen für dieſen 
Kollektivgedanken; bei aller Vorſicht im Prophezeien 
möchte man daher annehmen, daß es nur noch wenige 
Jahre dauern kann, bis die Fernbuchhaltungszen⸗ 
trale für das Kleingewerbe und die freiberuflichen 
Verbände eine unentbehrliche Selbſtverſtändlichkeit 
geworden iſt. 


Vierteljahrsrundschau 


Von Geh. Rai Or. R. Kos, Senatspräsidentam Reichs- 
finanzhof, München. 


In dem Berichtsabſchnitt find ergangen: 


1. Finanzgerichtsordnung vom 16. De⸗ 
zember 1932 (RGBl. 1 S. 552, auch NStBl. S. 1121), 
dazu VOen. über Mitwirkung von Landes- 
beamten im Finanzgericht; vom 16. Dezem⸗ 
ber 1932 (RGBl. I S. 557, auch RStBl. S. 1117) und 
vom 24. Dezember 1932 (RGBl. 1 S. 578). 

2. 14., 15. und 16. Verordnung zur Übertragung 
von Zuſtändigkeiten auf den Reichs- 
finanzhof; vom 5. Oktober, 10. November und 
11. Dezember 1932 (RGBl. 1 S. 493, 528, 544; auch 
RNStBl. S. 917, 1005, 1125); betr. oldenbur- 
giſche Schlachtausgleichſteuer ſowie lip⸗ 
piſche und braunſchweigiſche Schlacht⸗ 
ſteuer. 

3. Rderl. vom 25. Mai 1932 (RStBl. S. 1041) 


über das Kaſſenweſen; betrifft die Er⸗ 
hebung von Zinſen. 
4. VO. zur Senkung der Steuer ⸗ 


zinſen; vom 28. September 1932 (RGBl. ] S. 490, 
auch RStl. S. 903). 

5. VO. über Vereinfachung bei der Zuſen⸗ 
dung von Beſcheiden im Beſteuerungs⸗ 
verfahren; vom 11. Dezember 1932 (NGBl. 
S. 544, auch RStBl. S. 1126). 

6. Geſchäftsanweiſung für die Voll. 
ziehungsbeamten der Reichsfinanzverwaltung 
(VolzA.); vom 31. Oktober 1932 (RMBl. S. 690). 

7. a) Röſchr. vom 18. Oktober 1932 (NRStBl. 
S. 1048) über die Steuergutſcheinverord⸗ 
nung; betrifft Pflichten der Landes und Ge⸗ 
meindekaſſen bei deren Durchführung. 

b) VO. zur Anderung der Durchführungs⸗ 
beſtimmungen zur Steuergutſcheinver⸗ 
ordnung; vom 31. Oktober 1932 (RGBl. ] S. 519, 
auch RStBl. S. 960); dazu Beſtimmungen über 
Saiſon- und Kampagnegewerbe im Sinne 
des § 23 Abſ. 3 DB.; vom 31. Oktober 1932 (RGBl. I 
S. 520, auch RStBl. S. 1013). 

c) Roͤſchr. vom 4. November 1932 (RStBl. 
S. 1056), betrifft die Ausgabe von Steuergutſcheinen 


für die Deutſche Reichsbahn Geſell- 
ſchaft. 

d) Rderl. vom 4. November 1932 (RStBl. 
S. 1012) betreffend? Steuergutſcheine für 


Mehrbeſchäftigung und Anderung der 
Durchführungbeſtimmungen. 

e) Rderl. vom 10. November 1932 (1. Sammel⸗ 
erlaß, RStBl. S. 1014), betr. Steuergut ; 
ſcheine für Mehrbeſchäftigung von Ar. 

enehmern (88 15 bis 30 StGſch dB.); enthält 
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Richtlinien für die Beurteilung der Rechtsnach⸗ 
folge, über den Begriff der Stillegung und 
über die Bedeutung einer Anderung der Ar- 
beits bedingungen, ferner Beſcheide auf 
Einzelfragen von allgemeiner Bedeutung und 
Erläuterungen der Durchführungsbeſtimmungen. 

f) Rderl. vom 19. November 1932 (2. Summel- 
erlag, RStBl. S. 1056), enthält Beſcheide auf Ein ⸗ 
zelfragen von allgemeiner Bedeutung. 

g) Rderl. vom 8. Dezember 1932 (3. Sammel⸗ 
erlaß, RStBl. S. 1132); betrifft Steuergut- 
ſcheine für Mehrbeſchäftigung von Ar⸗ 
beitnehmern. 

h) Rderl. vom 17. Dezember 1932 (RStBl. 
S. 1140); betrifft Zuſtändigkeit zur Ent⸗ 
gegennahme von Zuſtellungen. 

8. VO. über die Zerlegung der Ein- 
heitswerte und über die Verlängerung der Gel⸗ 
tungsdauer von Vorſchriften des alten 
Reichsbewertungsgeſetzes; vom 19. De⸗ 
zember 1932 (RStBl. S. 1157). 

9. Sieben VOen. über die Ausdehnung der 
Geltungsdauer von Vorſchriften des alten 
Reichsbewertungsgeſetzes und über die 
Feſtſtellung der Teilbeträge von Einheitswerten für 
die preußiſche Gewerbekapitalſteuer, 
für die bayeriſche Gewerbekaprtalſteuer, 
für die ſächſiſche Gewerbeſteuer, für die 
öh ing i ſche Gewerbekapitalſteuer, für 
0 heſſiſche Gewerbekapitalſteuer, für 
be braunſchweigiſche Gewerbekapital- 

teuer und für die ſchaumburg⸗lippiſche 

1039 Hrebekapitalſteuer; vom 20. Dezember 
32 (RStBl. S. 1158 bis 1160). 

Pr 2 Rderl. vom 1. November 1932 (RStBl. 

2.85), betr. Zahlungen der Landwirte auf die 


inkommenſteuer und Vermögenſteuer 
am 15. November 1932. gen! 


8 11. Rderl. 
- 1160), betr. ſteuerliche Erleichterungen für 


ſchäfts. und Induſtriehäuſern. 


über den 


ene von beſchränkt fteuer- 
5 igen Einkünften; vom 23. Dezembe 
en be. S. 1168). ee 


I Para die ſteuerliche Behandlung der 


a ilfe bei der Einfommen- und 
nge cha ftpeu er 
„Aderl. vom 7. November 1932 Bl 
1168). : i mber (RStBl. 
S ) betrifft Jubiläumsgaben. 


S. 972 = Rderl. vom 26. September 1932 (NStBL. 


Sale be eren dee 
grundlagen igen der Steuerkarten 1932, Einkommens. 
b) ®8 für die Bürgerſteuer 1933). 
G. 889), eich, dom 28. September 1932 (NS tel. 
„ enthält Bekanntgabe der Beſtimmungen 
der nder zur Bürgerſteuer 1932, Merk 
blatt für die Bürgerſteuer 1932, Muſter zum Steuer- 
beſcheid 1982 ſowie Bürgerſteuerverordnung 1933 und 
Durchführungsbeſtimmungen dazu. 
c) Schr. des No. vom 20. Oktober 1932 
(NRStBl. S. 953) über die Bürgerſteuer 1933, 
enthält Muſter. 


d) Roͤſchr. vom 22. November 1932 (RStBl. 
S. 1080) und vom 25. November 1932 (RStBl. 
S. 1082) zur Bürgerſteuer: betrifft Behand⸗ 
lung der Kinderzuſchläge bei der allgemeinen 
Freigrenze, Begriff der Einkommenſteuer⸗ 
freiheit, Behandlung der Arbeitsdienſt⸗ 
willigen und Abführung von Kleinbeträgen. 

e) Rderl. vom 28. November 1932 (RStBl. 
S. 1103) zum Steuerabzug vom Arbeits- 
lohn; betrifft Erhöhung der ſteuerfreien 
Beträge vom 1. Januar 1933 ab und Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigungen für Ange ⸗ 
ſtellte des privaten Dienſtes, die für die 
Zeit vom 1. Januar 1933 an gewährt werden. 


16. Rderl. vom 1. November 1932 (RStöBl. 
S. 994), betr. Ausſchreibung und Einſendung der 
Belege über den Steuerabzug vom Ar⸗ 
beitslohn (Rohnfteuerbelege) für das Kalender⸗ 
jahr 1932, ſamt Verordnung vom gleichen Tage (auch 
RMinBl. S. 712). 


17. VO. über Um ſatzſteuervergütung: 
vom 28. November 1932 (RGBl. I S. 536, auch RStBl. 
S. 1118), dazu Rderl. vom 30. November 1932 (NRStBl. 
S. 1115). 


18. Rderl. vom 28. Juli 1932 (RStBl. S. 1031); 
betrifft die Veranlagung der Geſamtſchuldaer 
für die Grunderwerbſteuer dutch einheilichen 
Steuerbeſcheid und neue Muſter für Steuerkichetde 
u. ä. N 
19. VO. zur Anderung der Aus fühungs 
und Durchführungsbeſtimmunen zum 
Kapitalverkehrſteuergeſetz Senne 
fteuer); vom 31. Oktober 1932 (RMin BIS. 713, auch 
RStBl. S. 996), betr. Wertpapiere im /usland. 


/ 
$prechsaal und Gufahlerbüro 


* 
Die Anfragen für den „ſprechſaal“ werden 
für die Zukunft unter folgeden Geſichtspunkten 
zur Beantwortung und Erldigung gebracht: 


1. Nur allgemein intergierende Stenerfragen, 
die an dieſer Stelle zur zeröffentlichung geeig⸗ 
net find, können hier wentgeltlich beantwortet 
werden. j 

2. Für Anfragen einfacher Art in perſön⸗ 
lichen Angelegenheit, für die eine direkte Be⸗ 
antwortung erbeten wird bzw. 2 er⸗ 
ſcheint, wird eine Gtühr von RM. 5.— er oben, 
die der Anfrage glich beizulegen find, um Wer: 
zögerungen zu vemeiden. 

3. Für Ausſihrungen, die über den Rahmen 
einfacher kurzer Auskünfte hinausgehen, ſowie 
Gutachten, die hie Zuziehung beſonderer Sach⸗ 
verſtändiger kedingen, wird eine angemeſſene 
Gebühr berechet, deren Höhe vor Erte lung der 
Auskunft mitgeteilt wird. Die Anfragen werden 
alsdann au öſe unter der Leitang des Diplom: 
Steuerſachnerſtändigen Br. W. Beuck, 
Berlin, ſehende Gutachterſtelle weitergeleitet. 

Alle einschlägigen Anfragen bitten wir an 
die unerzeichnete Stelle zu richten und Rück- 
porto beizufügen. 


Gutachterbüro der „Deulſchen Steuer⸗Zeitung“ 
Berlin W. 35, Genthiner Straße 42. 


| 
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Nr. 1. Verjährung hinterzogener Steuern. 

, Bei hinterzogenen Steuern beträgt die Verjährungs⸗ 
friſt nach den Beſtimmungen der Abgabenordnung 10 Jahre. 
Hieran wird auch nichts durch den Tod des Steuerpflich⸗ 
tigen, der Hinterziehungen begangen hat, geändert. Denn 
wenn nach dem Tode des Pflichtigen die von ihm hinter⸗ 
zogenen Steuern nachgefordert werden, ſo handelt es ſich 
doch um ſteuerliche Belaſtungen des Erblaſſers, nicht 
aber um ſolche der Erben, obwohl natürlich im wirt⸗ 
ſchaftlichen Sinne die Erben durch die Nachveranlagungen 
betroffen und belaſtet werden. Die Erben können alſo 
unſeres Erachtens nicht geltend machen, die Verjährungs⸗ 
friſten betragen nur 5 Jahre, da ſie ſelbſt Hinterziehungen 
nicht begangen hätten. 

Nr. 2. Einkommen⸗, Körperſchaft⸗ ſowie Vermögenſteuer⸗ 
vorauszahlungen und Verzinſung. 

Vorauszahlungen, die auf die bezeichneten Steuern auf 
Grund des letzten vorliegenden Beſcheids ordnungsmäßig 
gezahlt ſind, werden inſoweit, als ſie die endgültige Steuer 
überſteigen, bis zur Rechtskraft der endgültigen 
Veranlagung nicht verzinſt. Dagegen beſteht die Ver⸗ 
zinſungspflicht vom Augenblick der Rechtskraft der Veran⸗ 
lagung ab bis zum Zeitpunkt der Erſtattung. . 

In dieſem Zuſammenhang kann aber unter Umſtänden 
die Frage bedeutſam werden, ob das Finanzamt den 
Beginn der Erſtattungs⸗ oder Verzinſungspflicht für über⸗ 
zahlte Steuern dadurch hinausſchieben kann, daß es nur 
vorläufige Veranlagungen erläßt und ſich den Erlaß 
der endgültigen Beſcheide vorbehält. Hier greifen die vom 
Reichsfinanzhof entwickelten Grundſätze über das Weſen 
und die Bedeutung vorläufiger Steuerbeſcheide ein; unter 
Umſtänden können danach borläufige Beſcheide wie end⸗ 
geltige behandelt werden, jo daß trotz der Bezeichnung 
„boläufige Beſcheide“ die Erſtattungs⸗ bzw. Verzinſungs⸗ 
pflid; der Überzahlungen bejaht werden muß. 


Nr. 3. Ziffernmäßige Feſtſtellung gewerblicher Verluſte. 
Ersbt ſich für ein Jahr infolge des Beſtehens gewerb⸗ 
licher Trluſte unzweifelhaft keine ſteuerpflichtiges Ein⸗ 
ron ee wird eine Veranlagung zu null RM. vor⸗ 
genommel und das Finanzamt iſt nicht verpflichtet, 
den gewerichen Verluſt ziffernmäßig genau feſtzuſtellen. 
Denn nach tändiger Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs 
kann die ne, welche Höhe ein Verluſt hat, im Rechts 
mittelwege ne dann geklärt werden, wenn ſich die Höhe 
des Verluſtes f die Höhe der zu zahlenden Steuer aus⸗ 
wirkt. Mithin un in Fällen der vorliegenden Art die 
ziffernmäßige luſtfeſtſtellung erſt erfolgen, wenn die 
Höhe des Verluſte für die Berechnung des ſteuerpflichtigen 
Einkommens IP AS rer Steuerabſchnitte bedeutſam wird, 
wenn es ſich alſo 34, um die Klärung der Frage handelt. 
inwieweit die Ger ine der beiden auf das Verluſtjahr 
folgenden Gewinnjaht unter Berücksichtigung des Verluſt 
vortrags einkommenſtesrpflichtig find. 


Nr. 4. Ausſetzung der Nutzungsrechten 
gemäß $ 34 En bon 55 
Weder im Erbſchaftſtertgeſetz ſelbſt noch in den Durch. 
führungsbeſtimmungen U etwas darüber geſagt, bis 
wann ein Antrag auf zachebung der Verſteuerung von 
Erbanfällen bis zum Erlöſche von Nutzungsrechten gemaß 
$ 34 ErbStG. geſtellt werden ut. Da jedoch der Reichs 
finanzhof in einem Urteil zu = entſprechenden Vorſchrift 
des $ 26 ErbStG. von 1906 ſich \F den Standpunkt geſtellt 
hat, der Antrag ſei ſolange N, als nicht der 
unſeres Erachtens 


Steuerfall erledigt iſt, auß 
auch für das geltende Recht Gle He folgert werden. Man 
ſſen, daß der Antrag 


1 
u alfo die Auffaſſung vertreten Wen, 
geſtellt werden kann, ſolange die Ert haftſteuer noch nicht 
gezahlt iſt. 0 = 
Nr. 5. Umſatzſteuerfreigrenze von 18% RM. 
Nach der Rechtſprechung des Recafinanzhofs kann 
kein Zweifel darüber beſtehen, daß bei Veuchnung der Frei⸗ 
grenze von 18 000 RM. gemäß $ 3 Ziff. nos. ſämt⸗ 
liche Umſätze des Steuerpflichtigen IR menzuzäblen 
find. Wenn alſo jemand Weſam eme im Höhe von 
70 000 RM. gehabt hat, von denen 60 000 R auf Grund 
des Zwiſchenhandelsprivilegs bleiben, 
während die reſtlichen 10 000 R tätigkeit 


—_ 


umfaßfteuerftu 
auf 


an. 1933 


gemäß 83 Ziff. 6 a. a. O. entfallen, fo greift die erwähnte 

Freigrenze nicht Platz. 

Nr. 6. „Eröffnung“ im Sinne der Amneſtiegeſetzgebung 
und Gewerbeſteuer. 

Durch ein Urteil des Preuß. Oberverwaltungsgerichts 
vom 4. 9. 1932 iſt klargeſtellt worden, daß eine wirkſame 
Amneſtie anzeige mit Rückſicht auf hinterzogene 
Gewerbeertragſteuern bei der Gewerbeſteuerbehörde auch 
dann noch erſtattet werden konnte, wenn das Finanzamt 
hinſichtlich des entſprechenden hinterzogenen Gewerbe⸗ 
einkommens dem Steuerpflichtigen bereits eröffnet hatte, 
daß es von den bisher nicht angegebenen ſteuerpflichtigen 
Werten Kenntnis habe. 


Nr. 7. Einkommen im Sinne der Bürgerſteuerordnung 1933. 

Bekanntlich richtet ſich die Höhe der Bürgerſteuer 1933 
— abgeſehen von den kommunalen Zuſchlägen zu den 
Landesſätzen — nach der Höhe des Einkommens 1931. 
Dabei ſind die Werbungskoſten, die Sonderleiſtungen und 
gegebenenfalls der ſteuerfreie Einkommensteil vom Jahres⸗ 
einkommen 1931 abzuſetzen, nicht dagegen die Familien⸗ 
ermäßigungen. Bei nichtveranlagten Arbeitnehmern iſt 
dieſer Grundſatz dahin modifiziert, daß zur Abgeltung der 
hiernach abzugsfähigen Beträge ohne Rückſicht auf ihre tat⸗ 
ſächliche Höhe der feſte Pauſchſatz von 1300 RM. vom 
Bruttoarbeitslohn abgeſetzt wird. 


Personalia 


Präſident Dr. Kuſe vom Landesfinanzamt Berlin 
vollendete am 17. Dezember 1932 fein 60. Lebens ⸗ 
jahr. Dr. Kuſe iſt in Berlin geboren. Er ſtudierte in 
Tübingen und Berlin Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaften. 
Als Aſſeſſor war er zunächſt bei der Staatsanwaltſchaft in 
Hechingen und ſpäter in Frankfurt a. O. Dann wurde er 
zum Staatsanwalt in Kreuzburg ernannt. Von 1908 bis 
1910 war er Amtsrichter in Ziegenhals, von 1910 bis 1914 
Landrichter in Halberſtadt. Im Jahre 1914 wurde er un⸗ 
mittelbar zum Landgerichtsdirektor ernannt, und zwar in 
Danzig, wohin er nach ſeiner Teilnahme am Weltkrieg 
zurückkehrte. Im Jahre 1922 wurde er Reichsfinanzrat in 
München und am 1. Juli 1924 Präſident des Landesfinanz⸗ 
amts in Merlin. 


Eingesandte Schriften 


BVerſicherungſteuergeſetz vom 8. April 1932 in der jetzt 
gültigen Faſſung: Erläuterte Handausgabe von Dr. 
Zeine, Dr. Gambke. Zweite Auflage. 1982. 
205 Seiten. Preis geb. 8.— RM. Carl Heymanns Verlag. 
Berlin. 

Wirtſchaftliche und ſteuerliche Erfolgsbilanz. Von Dr. 
Franz Helpenſtein, Privatdozent an der Univerſität 
Köln. Vorwort von Geheimrat L. Mirre, Reichs⸗ 
finanzrat. 1932. Preis 18 RM. Carl Heymanns Verlag,. 
Berlin. 

Zwangsverſteigerungs⸗ u. Zwangsvollſtreckungspraxis. 
Von Dr. jur. Wilhelm Ruhl, Amtsgerichtsrat, Kaſſel, 
und Adolf Schild, Juſtizinſpektor, Kaſſel. Berlin 1932. 
a 1 Preis geb. 10.— RM. Carl Heymanns Verlag, 

erlin. 


Geschäftliches | 


Dem borliegenden Heft unſerer Zeitſchrift liegt eine 
Werbekarte der „Deutſchen Schüler⸗Zeitung“ bei, auf die 
wir unſere Leſer ganz beſonders aufmerkſam machen 
möchten. Es handelt ſich nämlich um jenes bekannte Blatt 
für alle Schüler Deutſchlands, das von den Jungen mit 
lebhafter Freude geleſen wird. Beſtellen Sie alſo die 
„Deutſche Schüler⸗Zeitung“ auch für Ihre Kinder. 
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